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Vorwort 

 

 

Sehr geehrte Leser:innen, 

für das Jahr 2021 legen Ihnen die Senatorin für 

Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, ver-

treten durch das Referat 42, der Lebensmittel-

überwachsungs- und Tierschutz- und Veterinär-

dienst (LMTVet) und das Landesuntersuchungs-

amt für Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin 

(LUA) ihren gemeinsamen Verbraucherschutzbe-

richt vor. Rückblickend kann für das Jahr 2021 

festgestellt werden, dass weiterhin vielfältige Her-

ausforderungen durch die Auswirkungen der 

Corona-Pandemie in der alltäglichen Arbeit der 

zuständigen Behörden für den Verbraucherschutz 

bestanden.  

Beispielsweise führte die mediale Aufmerksamkeit 

des Themas Hygiene zu einer Sensibilisierung der 

Verbraucher:innen in diesem Bereich, welches 

sich in einer Verdopplung der Anzahl an Verbrau-

cherbeschwerden, vorranging bei gastronomi-

schen Angeboten, wiederspiegelte. Im Tierschutz-

bereich machte sich die Pandemie durch einen 

Zuwachs an Haushalten mit Haustieren bemerk-

bar. 

Im Bereich Pflanzenschutz sind Online-Kurse als 

Fortbildungen für den Erwerb der Sachkunde-

nachweise für Pflanzenschutzmittel organisiert 

worden. Der Hafenärztliche Dienst war sehr stark 

im Test- und Impfgeschehen von Seeleuten ein-

gebunden. Fast 9000 Seeleute wurden geimpft.  

2021 haben die phytosanitären Einfuhren einen 

einmaligen Höchststand erreicht, was unter ande-

rem darauf rückzuführen ist, dass pandemiebe-

dingt der Hamburger Hafen von Reedereien nur 

eingeschränkt angelaufen werden konnte.  

Zusätzliche Anstrengungen waren auch im Jahr 

2021 durch die Umsetzung neuer EU-Regelungen 

sowie den damit einhergehenden Verordnungen 

erforderlich. Die Veränderungen in der Rechtspre-

chung führten zu Nachfragen bei allen beteiligten 

Akteuren. Insbesondere stellt das neue EU-

Tiergesundheitsrecht die zuständigen Mitarbeiten-

den vor großen Herausforderungen. Einerseits gilt 

nicht mehr das nationale Recht, andererseits fehlt 

es noch an entsprechenden Durchführungsver-

ordnungen zur nationalen Umsetzung. Im Bereich 

des Pflanzenschutzdienst zeigte sich, dass auch 

im zweiten Jahr neuer Verordnungen wiederkeh-

renden Aktualisierungen zu außerordentlichen 

Belastungen der Mitarbeiter:innen führten. 

Im Wirtschaftlichen Verbraucherschutz konnten 

im Jahr 2021 wichtige Themen vorangetrieben 

werden. So war Bremen beispielsweise Mitglied 

der Projektgruppe Fernwärmemarkt der Länderar-

beitsgemeinschaft Verbraucherschutz. Bei der 

Novellierung der rechtlichen Rahmenbedingun-

gen zu Fernwärmelieferverträgen wurde unter an-

derem der Vorschlag Bremens zur Verankerung 

eines Rechtes auf Anpassung der Liefermenge in-

nerhalb der Vertragslaufzeit durch den Bund um-

gesetzt. Zudem konnte das landeseigene Projekt 

zur Verbraucherrechtsberatung im Quartier trotz 

angespannter finanzieller Ausstattung auf derzeit 

zehn Quartiere ausgeweitet werden.  
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Betriebskontrollen
Eine Übersicht über die im Land Bremen ansässi-

gen Betriebe, die mit Lebensmitteln, Bedarfsge-

genständen sowie Kosmetik und Tabakerzeugnis-

sen umgehen erhalten Sie in der Tabelle 1. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der erfass-

ten Betriebe geringer. Im Zusammenhang mit vo-

rübergehenden Betriebsschließungen aufgrund 

der Corona- Pandemie sowie Arbeitsschutzmaß-

nahmen bei dem Kontrollpersonal ist die Zahl der 

Kontrollen im Vergleich zum Jahr 2020 zurückge-

gangen. 

Im LMTVet führen 17 Lebensmittelkontrolleur:in-

nen, eine Probenehmerin sowie 4 Tierärzt:innen

die Betriebsinspektionen und Probenahmen in 

den registrierten und zugelassenen Betrieben in 

den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven 

durch. Die Durchführung der amtlichen Tätigkeit in 

diesen Betrieben ist in EU- sowie nationalen 

Rechtsvorschriften geregelt.  

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift Rahmen-

Überwachung soll in den Bundesländern zu einer 

einheitlichen Durchführung der Überwachung der 

Vorschriften des Lebensmittelrechts, des Rechts 

der tierischen Nebenprodukte, des Weinrechts, 

des Futtermittelrechts und des Tabakrechts beitra-

gen

Tabelle 1: Übersicht über die im Bundesland Bremen ansässigen Betriebe, die mit Lebensmitteln, Bedarfs-

gegenständen sowie Kosmetik und Tabakerzeugnissen umgehen 

Zugelassene Betriebe Zahl der Betriebe 

Mit allgemeinen Tätigkeiten befasste Betriebe (Kühlhäuser, Wiederumhüllungs- und 
Umpackbetriebe, Großhandelsmärkte, Kühlschiffe) 

12 

Fleisch von als Haustiere gehaltenen Huftieren 4 

Fleisch von Geflügel und Hasentieren 1 

Hackfleisch/Faschiertes, Fleischzubereitungen und Separatorenfleisch 4 

Fleischerzeugnisse 17 

Fischereierzeugnisse 41 

Behandelte Mägen, Blasen und Därme 1 

Registrierte Wirtschaftsteilnehmer/Betriebe Zahl der Betriebe 

Obst- und Gemüseverarbeitung 11 

Herstellung pflanzlicher Öle und Fette 5 

Mahl- und Schälmühlen, Herstellung von Stärke und Stärkeerzeugnissen 5 

Herstellung von Back- und Teigwaren 96 

Herstellung sonstiger Nahrungsmittel 122 

Getränkeherstellung 20 

Großhandel 334 

Einzelhandel 2503 

Transport- und Lagerarbeiten 119 

Gastronomie 3917 

Sonstige 88 

Betriebe, die Lebensmittelkontaktmaterialien herstellen 5 

Betriebe Primärproduktion 107 
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Abbildung 4: Flaggen der europäischen Union und Deutsch-

land im Sonnenlicht (Quelle: https://unsplash.com/pho-

tos/CdUQkyVi9XU, abgerufen 12.08.2022) 

Aufgrund von Neuregelungen im EU-Recht und 

um die Risikobeurteilung von Lebensmittelbetrie-

ben zu modernisieren und bundesweit noch stär-

ker zu vereinheitlichen, wurde diese Vorschrift im 

Januar in einer Neufassung veröffentlicht. Das 

Ziel, die Überwachung zum Schutz der Verbrau-

cher und Verbraucherinnen risikoorientiert durch-

zuführen, wird fortgesetzt. Die Beurteilung eines 

Betriebes erfolgt mit einem Punktesystem. Jeder 

Betrieb wird in eine Risikokategorie eingeordnet, 

dazu kommt die Einstufung des Produktrisikos.  

Folgende Beurteilungsmerkmale fließen in die Ge-

samtbewertung ein: 

 die Einhaltung der lebensmittelrechtlichen 

Bestimmungen durch den Unternehmer 

 das System der Rückverfolgbarkeit 

 die Mitarbeiterschulung 

 die Durchführung von HACCP-Verfahren 

 die Untersuchung von Produkten 

 die Einhaltung der Temperaturen 

 die bauliche Beschaffenheit des Betriebes mit 

Instandhaltungsmaßnahmen 

 die Reinigung und Desinfektion 

 die Personal- und Produktionshygiene 

 die Schädlingsbekämpfung 

Die Risikobeurteilungen unterliegen ausgehend 

von den dann folgenden Regelkontrollen einer re-

gelmäßigen Überprüfung und werden aufgrund 

der bei erneuten Kontrollen ermittelten Kontroller-

gebnissen neu bewertet und angepasst. Die Re-

gelkontrollen sind die planmäßig durchgeführten 

Kontrollen und sollen eine flächendeckende Über-

wachung gewährleisten. Daneben machen die an-

lassbezogenen Betriebskontrollen, die sog. au-

ßerplanmäßigen Kontrollen, einen Großteil der 

Gesamtkontrollen aus.  

Im Jahr 2021 wurde der Zeitaufwand für alle mit 

den Kontrollen verbundenen Tätigkeiten, d.h. die 

Vor- und Nachbereitung einer Kontrolle, die Kon-

trolle, die Dokumentation und die verwaltungs-

rechtlich notwendigen Maßnahmen sowie der 

Zeitaufwand für Probenahmen genau ermittelt. Mit 

dieser Auswertung konnte festgestellt werden 

(schon unter Berücksichtigung der aus dem Ent-

wurf der AVV RÜb bekannten Anpassungen der 

Kontrollfrequenzen), dass 11 Lebensmittelkontrol-

leur:innen sowie 6 Verwaltungsmitarbeiter:innen 

fehlen, um die notwendigen Tätigkeiten im Bereich 

der Lebensmittelüberwachung rechtskonform 

durchführen zu können. Diese Stellen wurden in 

der Haushaltsaufstellung aufgeführt und bean-

tragt.  Diese notwendigen Stellen wurden nicht in 

den Haushalt des LMTVet eingestellt. Für die Kon-

trolltätigkeit im Bereich der Lebensmittelüberwa-

chung folgt daraus, dass die rechtlich verankerten 

Regelkontrollen nicht vollständig bearbeitet wer-

den können. Die Planung, zwei Fortzubildende 

zum/zur Lebensmittelkontrolleur:in auszubilden, 

konnte hingegen umgesetzt werden 

Beschwerden 

Während aufgrund der Corona-Pandemie die sta-

tionäre Gastronomie 2021 zeitweise erheblichen 

Beschränkungen unterlag, expandierten Liefer-

dienste und To-Go Angebote teilweise erheblich. 

Letzteres spiegelt sich in der gestiegenen Anzahl 

an Verbraucherbeschwerden wider, die sich ver-

doppelten, wobei; der Hauptanteil dabei gastrono-

mische Angebote betraf. Hier ist allerdings auch 

eine neue Sensibilität des Verbrauchers festzu-

stellen, die mutmaßlich der Tatsache geschuldet 

ist, dass allgemeine Hygiene medial mehr in den 

Fokus gebracht wurde. Ungeachtet dessen ist das 

Verhältnis berechtigter bzw. nachvollziehbarer 

Beschwerden mit etwa 10% im Vergleich zu den 

Vorjahren gleichgeblieben. Die Bürgerbeschwer-

den lassen sich qualitativ grob in drei Bereiche zu 

etwa gleichen Teilen gliedern: Betriebshygiene 

(‚Sauberkeit‘, Schädlingsbefall), bemängelte Spei-

sen (vom Vortag etc.) und gesundheitliche Be-

schwerden nach dem Verzehr. 
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Schnellwarnmeldungen 

Gehen von Bedarfsgegenständen, Lebens- oder 

Futtermitteln Gefahren für die menschliche Ge-

sundheit aus oder zeigen sich Hinweise auf Le-

bensmittelbetrug (Food Fraud) ist ein zeitnahes 

und wirksames Handeln der Überwachungsbehör-

den nötig.  

Die Informationen hierzu werden innerhalb der Eu-

ropäischen Union über das RASFF (Rapid Alert 

System Food and Feed) und RAPEX-System (Ra-

pid Exchange of Information System) zwischen 

den Mitgliedsstaaten ausgetauscht. Hierdurch 

können Lieferketten europaweit effektiv nachver-

folgt und Schäden für Verbraucher und Verbrau-

cherinnen minimiert werden. 

Die Plattform www.Lebensmittelwarnung.de infor-

miert öffentlich über die aktuellen Rückrufe. Die 

Anzahl der Meldungen stieg auch im Jahr 2021 

gegenüber den Vorjahren an. 

Schwerpunkt war im Jahr 2021 der europaweite 

Rückruf von Produkten wegen eines erhöhten 

Gehaltes von Ethylenoxid. Während bisher vor-

wiegend Produkte mit Sesam betroffen waren, 

wurde der Stoff auch in Lebensmitteln mit Flohsa-

men, Guarkernmehl, Johannisbrotkernmehl, in 

Gewürzen und Nahrungsergänzungsmitteln in er-

höhter Konzentration festgestellt. 

In der EU gilt für Ethylenoxid ein vollständiges An-

wendungsverbot als Pflanzenschutzmittel. Aller-

dings wird Ethylenoxid (farbloses Gas) in einigen 

Ländern, z. B. zum Besprühen von Lebensmitteln 

eingesetzt um pathogen Keime abzutöten 

Eine Zusammenfassung der im Jahr 2021 im Land 

Bremen bearbeiteten Schnellwarnungen ist der 

Tabelle 2 zu entnehmen. 

 

 

 

 

Tabelle 2: Übersicht über die Schnellwarnungen, die im Land Bremen 2021 bearbeitet wurden 

Lebensmittelwarnungen  

Gesamte Eingänge in Deutschland 275 

Ersteinstellungen durch Bremen 3 

Warnungen, denen sich Bremen angeschlossen hat 159 

davon 

126 Lebensmittel 

  29 Bedarfsgegenstände 

    4 Kosmetische Mittel 

RASFF (Rapid Alert System Food and Feed) 

Meldungen aus anderen Bundesländern 

Ware an Bremen beliefert 

250 

Meldungen außerhalb des Schnellwarnsystems  60 

RAPEX (Rapid Exchange System Food and Feed) 

Meldungen aus anderen Bundesländern,  

Bremen beliefert 

35 

Erstmeldung Bremen 2 

https://www.lebensmittelwarnung.de/bvl-lmw-de/liste/alle/deutschlandweit/10/0
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Lebensmitteltransparenz

Hinsichtlich der verpflichtenden Veröffentlichun-

gen gem. § 40 1a des Lebensmittel- und Futter-

mittelgesetzbuches (LFGB) wurden im Jahr 2021 

32 Betriebe auffällig, welche nach Abschluss der 

jeweiligen Verwaltungsverfahren auf der Home-

page des LMTVet veröffentlicht wurden.  

Veröffentlichung gem. § 40 1a LFGB – Lebensmit-

telüberwachungs-, Tierschutz und Veterinärdienst 

des Landes Bremen (LMTVet)  

Im Berichtsjahr wurden 123 Ordnungswidrigkeiten 

zur Anzeige gebracht. Die Schwerpunkte in der 

Beanstandung liegen in den Bereichen betriebli-

che Hygienemängel, Schädlingsbefall sowie 

Kennzeichnungsmängel. Hier fällt insbesondere 

auf, dass in Verkehr gebrachte Lebensmittel keine 

deutschsprachige Kennzeichnung aufweisen 

Irreführung und Täuschung 

Der Bereich der Irreführung des Verbrauchers 

wird immer häufiger festgestellt. Einige Beispiele 

sind hier aufgeführt. 

 Auf der Speisetafel wurde unter den Produk-

ten "Feta Bowl" sowie „Siziliana Wrap“ Feta-

Käse angeboten. Das Produkt „Fe-

takäse“ wurde in der Betriebsstätte nicht be-

reitgehalten, wohl aber das Produkt „Hirten-

Käse“ (Käse aus Kuhmilch). 

 Auf der Speisekarte wurde bei dem Gericht 

„Kürbis Flammkuchen“ sowie bei der Vor-

speise „Bruschetta“ Feta-Käse ausgelobt, ob-

wohl nur Käse aus Kuhmilch verwendet 

wurde. Das Produkt „Fetakäse“ wurde in der 

Betriebsstätte nicht bereitgehalten, wohl aber 

das Produkt „Weichkäse in Salzlake“.  

Der Begriff "Feta" steht für ein in der Herkunft ge-

schütztes Produkt, bei dem ausschließlich Käse 

aus Schafsmilch und dem Zusatz von max. 20% 

Ziegenmilch verwendet werden darf, der zudem 

nur aus Griechenland oder der Insel Lesbos 

stammt. Ein (Kuhmilch-) Weichkäse in Salzlake 

erfüllt diese Anforderung nicht und stellt eine Irre-

führung des Verbrauchers dar, da ein minderwer-

tiges Produkt dem Anschein einer besseren Qua-

lität und Herkunft durch diese Bezeichnung gege-

ben wurde. 

 In der Getränkekarte wurde „Prosecco“ aus-

gelobt. Der anwesende Inhaber gab bei der 

Kontrolle an, dass wenn ein Glas Prosecco 

bestellt wird, das Produkt „Secco Friz-

zante“ ein Perlwein, ausgeschenkt wird. Sollte 

eine ganze Flasche „Prosecco“ bestellt wer-

den, wird auch ein „Prosecco“ serviert.  

Durch diese Handlung wurde der Kunde ge-

täuscht, da nur bei der Bestellung einer ganzen 

Flasche die Möglichkeit bestand, zu prüfen, ob 

auch das ausgelobte Produkt in der entsprechen-

den Qualität ausgeschenkt wurde. 

Der Begriff "Prosecco“" steht für ein in der Her-

kunft geschütztes Produkt, bei dem ausschließlich 

folgende Keltertraubensorten verwendet werden 

dürfen: Glera Lunga B. — Serprino Glera Lunga 

B. — Glera Glera B. — Serprino. Die Trauben zur 

Erzeugung der Weine mit der kontrollierten Ur-

sprungsbezeichnung „Prosecco“ müssen in dem 

Gebiet erzeugt werden, das folgende Provinzen 

umfasst: Belluno, Görz, Padua, Pordenone, Tre-

viso, Triest, Udine, Venedig und Vicenza. 

Ethnisch geprägter Lebensmitteleinzel-

handel 

Ein Schwerpunktprogramm 2021 waren Kontrol-

len im ethnisch geprägten Lebensmitteleinzelhan-

del. Hier wurde in den vergangenen Jahren fest-

gestellt, dass die in Teilen des ethnischen Lebens-

mitteleinzelhandels angebotenen Produkte über-

durchschnittlich häufig in Bezug auf die Kenn-

zeichnung zu beanstanden waren. Insbesondere 

ging es hier um die fehlende deutsche Kennzeich-

nung und unzureichende Allergenkennzeichnung. 

Des Weiteren wurde bei der Überprüfung im Rah-

men von Schnellwarnmeldungen vermehrt festge-

stellt, dass die Rückverfolgbarkeit der Produkte 

nicht entsprechend der gesetzlichen Vorschriften 

nachgewiesen werden konnten.  

Im Rahmen des Programms wurden 132 Produkte 

in 44 Geschäften überprüft. Bei festgestellten ge-

ringfügigen Mängeln wurden Beratungsgespräche 

durchgeführt, Informationsschriften übergeben 

und in schwerwiegenden Fällen Verwarnungen 

ausgesprochen und Ordnungswidrigkeitenverfah-

ren eingeleitet.  

Ca. 10% der Produkte wiesen keine rechtskon-

forme Kennzeichnung auf. Im Ergebnis dieses 

Programms werden gemäß einer Risikobewertung 

https://www.lmtvet.bremen.de/lebensmittel/lebensmitteltransparenz/veroeffentlichung-gem-40-1a-lfgb-15457
https://www.lmtvet.bremen.de/lebensmittel/lebensmitteltransparenz/veroeffentlichung-gem-40-1a-lfgb-15457
https://www.lmtvet.bremen.de/lebensmittel/lebensmitteltransparenz/veroeffentlichung-gem-40-1a-lfgb-15457
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die Kontrollabstände der überprüften Einzelhan-

delsunternehmen für das kommende Jahr ange-

passt. 

Bremer Kindertagesstätten 

Ein weiteres Schwerpunktprogramm befasste sich 

mit den Kontrollen von Bremer Kindertagesstät-

ten. Hier wurde die Einhaltung der vorgeschriebe-

nen Hygienevorschriften bei Herstellung und Ab-

gabe der Speisen kontrolliert. Die Herstellung von 

Speisen in diesen Kindertagesstätten hat deutlich 

zugenommen. Da hier eine der besonders emp-

findlichen Verbrauchergruppen versorgt wird, 

kommt der Umsetzung wirksamer Hygienekon-

zepte eine besondere Bedeutung zu. 

Die Überprüfung fand nach festgelegten Kriterien 

statt, die anschließend über ein Punktesystem 

ausgewertet wurden. Neben den baulichen Vo-

raussetzungen lagen die Schwerpunkte auf der 

Durchführung von Eigenkontrollen. In der Vergan-

genheit war festzustellen, dass hier die häufigsten 

Probleme in den Einrichtungen zur Gemein-

schaftsverpflegung festzustellen waren. 

Als Gesamtergebnis war festzustellen, dass der 

bauliche Zustand, die Personalhygiene sowie die 

notwendigen Dokumentationspflichten größten-

teils als sehr gut bewertet werden konnten.  Auch 

bei den anderen zu kontrollierenden Kriterien wur-

den zufriedenstellende Ergebnisse verzeichnet.  

Unsachgemäßer Transport von tief-

kühlpflichtigen sowie kühlpflichtigen 

Lebensmitteln 

Folgende Sachverhalte wurden bei verschiedenen 

Verdachtskontrollen, beim Anliefern von Gastro-

nomiebetrieben, von in Bremen ansässigen Groß-

händlern festgestellt. Der Transport von tief-, bzw. 

kühlpflichtigen Lebensmitteln durch firmeneigene 

Lieferfahrzeuge wurde nicht immer fachgerecht 

durchgeführt. Mehrere Bremer Großhändler wur-

den bei diesen Verdachtskontrollen auffällig. Ein 

nachhaltiges Ändern der Betriebsabläufe wurde 

auch durch den Kontakt mit der jeweiligen Be-

triebsführung sowie der Ahndung der Sachver-

halte zunächst nicht erreicht.  

Bei einer Belieferung eines Betriebes im August 

des Berichtsjahres im Innenstadtbereich mit ei-

nem Lieferwagen wurden kühlpflichtige Lebens-

mittel nicht sachgemäß transportiert. Es wurde 

festgestellt, dass die erforderlichen Produkttem-

peraturen, vorgegeben durch die Hersteller, er-

heblich überschritten wurden. So wurden 40 x 200 

g Becher Ayran mit einer Produkttemperatur von + 

14 °C. Diese Temperatur wurde ebenso bei 20 kg 

Joghurt und 10 kg Speisequark festgestellt. Die 

Temperaturvorgaben der Produkthersteller von 

max. +8°C wurden damit erheblich überschritten. 

Des Weiteren wurden 30 kg Pommes frites mit ei-

ner Produkttemperatur von + 11,9 vorgefunden. 

Auch hier wurden die erforderlichen Temperatur-

vorgaben von +7°C des Herstellers überschritten. 

Im Display der Kühlanlage des Lieferwagens 

wurde zum Zeitpunkt der Kontrolle eine Tempera-

tur von +17,4°C angezeigt. Die Außentemperatur 

betrug zum Zeitpunkt der Kontrolle +18°C.  

Die Produkte wurden gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 1 a 

LFGB, mit der Sicherstellungsbescheinigung um-

gehend sichergestellt und versiegelt. Diese Si-

cherstellung der unsachgemäß transportierten 

kühlpflichtigen Lebensmittel wurde der zum Zeit-

punkt der Kontrolle verantwortlichen Mitarbeiterin 

der Firma telefonisch mittgeteilt. In dem Telefonat 

wurde ebenfalls erläutert, welche Auswirkungen 

eine Sicherstellung hat und eine Versiegelung für 

den Betrieb bedeutet, sowie dass die Siegel der 

Sicherstellung nicht zerstört werden dürfen. Diese 

Anweisungen wurden in der Niederschrift der Kon-

trolle, die dem Fahrer mit der Anweisung diese 

dem Verantwortlichen in der Firma zu überrei-

chen, schriftlich fixiert. Die verantwortliche Person 

gab an, dass sie alle Verfahrensmerkmale ver-

standen hat und diese befolgen wird. 

Vier Tage später erreichte den LMTVet des Lan-

des Bremen ein Fax. In diesem wurde ein Quit-

tungsbeleg auf der Sicherstellungsbescheinigung 

mitgeschickt. Aus dieser ging hervor, dass 2 Tage 

nach der Sicherstellung eine halbe Restmülltonne 

bei einer Recycling-Station entsorgt wurde. Bei 

der Recherche auf der Homepage der Firma 

wurde festgestellt, dass eine Entsorgung von Le-

bensmitteln bei den Recycling-Stationen nicht 

möglich ist. In einem Telefonat mit dem Unterneh-

men stellte sich heraus, dass für Gewerbebetriebe 

die Abgabe von jeglichem Müll an den Recycling-

Stationen nicht erlaubt ist. Somit war nicht nach-

vollziehbar, was an der Recycling-Station entsorgt 

wurde. Es ist mit großer Sicherheit davon auszu-

gehen, dass es nicht die sichergestellten und ver-

siegelten Lebensmittel waren. Dadurch bestand 

die Annahme, dass die sichergestellten und ver-

siegelten Lebensmittel durch die Firma wieder in 

den Verkehr gebracht wurden.  
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Die sichergestellten Lebensmittel waren im Unter-

nehmen nicht mehr auffindbar. Aufgrund des Sie-

gelbruchs wurde ein Strafverfahren eingeleitet und 

an die zuständigen Behörden abgegeben. 

Dasselbe Unternehmen wurde Anfang September 

bei einer Kontrolle eines Restaurants erneut über-

prüft. Mit diesem Lieferwagen wurde das Lokal be-

reits mehrmals mit kühlpflichtigen Lebensmitteln, 

in diesem Fall mit 200 Becher Ayran sowie 10 kg 

Joghurt % beliefert. Beide angelieferten Lebens-

mittel haben laut Vorgaben des Herstellers eine 

Temperaturanforderung von +8°C. Die Lebensmit-

tel waren zum Zeitpunkt des Betretens der Be-

triebsräume schon in den Kühlraum verbracht 

worden. In diesem Kühlraum wurde von dem Le-

bensmittelkontrolleur noch eine Produkttempera-

turmessung bei dem Produkt Ayran vorgenommen 

Diese ergab eine Produkttemperatur von +12,2°C. 

Der Ayran war ca. 5 Minuten vor der Messung in 

den Kühlraum verbracht worden. Der Fahrer des 

Lieferanten wurde noch in den Betriebsräumen 

angetroffen. Der Lieferwagen verfügte nicht über 

eine funktionsfähige Kühlanlage. Somit bestand 

die Gefahr, dass die unsachgemäß transportierten 

kühlpflichtigen Lebensmittel einer nachteiligen Be-

einflussung beim Transport ausgesetzt waren. 

Auch hier wurde eine Sicherstellung der betroffe-

nen Lebensmittel vorgenommen. Gegen das Lie-

ferunternehmen wurde ein Bußgeldverfahren ein-

geleitet. Es konnten noch weitere Verstöße dieses 

Unternehmens in diesem Zeitraum festgestellt 

werden. Darüber hinaus wurde dies Unternehmen 

auch bei Fahrzeugkontrollen der Polizei in Nieder-

sachsen und Schleswig-Holstein auffällig. Auch 

hier wurden entsprechende Bußgeldverfahren 

eingeleitet. 

Auch bei weiteren Unternehmen konnte ebenfalls 

festgestellt werden, dass tiefkühl- sowie kühl-

pflichtige Lebensmittel in einem nicht dafür geeig-

neten Lieferwagen, ungekühlt transportiert wur-

den. So verfügten die eingesetzten Lieferwagen 

nicht über eine aktive Kühlung (Kühlaggregat) o-

der geeignete Behältnisse in denen die tief-, kühl-

pflichtigen Lebensmittel mit z.B. Kühlelementen 

(passive Kühlung) fachgerecht transportiert wer-

den konnten. Bei anderen Kontrollen wurde fest-

gestellt, dass im Innenraum eines Lieferwagens 

vier Rollcontainer, die jeweils mit Folie umhüllt wa-

ren, transportiert wurden und auf diesen Rollcon-

tainer unsortiert, nicht kühlpflichtige Lebensmittel, 

kühlpflichtige Lebensmittel sowie tiefkühlpflichtige 

Lebensmittel gemeinsam transportiert wurden. 

Dem Lieferfahrzeug fehlte ein Kühlaggregat. So-

mit wurden die kühlpflichtigen bzw. tiefkühlpflichti-

gen Lebensmittel unsachgemäß ungekühlt trans-

portiert. Die kühlpflichtigen Lebensmittel wiesen 

zweistelligen Temperaturen auf, die Tiefkühlpro-

dukte wiesen deutliche sensorische Abweichun-

gen auf und waren schon in Teilbereichen aufge-

taut bzw. weich. Es bestand die Gefahr, dass 

durch diesen ungekühlten Transport von tiefkühl-

pflichtigen bzw. kühlpflichtigen Lebensmittel, 

diese Lebensmittel einer nachteiligen Beeinflus-

sung ausgesetzt waren. In allen Fällen wurden 

Bußgeldverfahren eingeleitet.  

Aufgrund dieser Vielzahl von Feststellungen ist 

davon auszugehen, dass es bei Transporten von 

kühl- bzw. tiefkühlpflichtigen Lebensmitteln in klei-

neren Lieferfahrzeugen doch häufiger Probleme 

gibt. Es wurde geprüft, ob hier ein Schwerpunkt-

programm, auch mit der Polizei, erstellt werden 

kann. Dies ist erfolgt, die Durchführung verzögert 

sich jedoch auf Grund der Corona-Pandemie. 

Überwachung zugelassener Betriebe 

in Bremerhaven 

Die Überwachung EU zugelassener Betriebe war 

insbesondere der Kontrolle der jeweiligen Hygie-

nekonzepte/HACCP-Systeme gewidmet, deren 

Dokumentation einzelner Schwerpunkte der Pro-

duktion einen sehr guten Überblick hinsichtlich 

vertiefter oder erweiterter Hygienemaßnamen zur 

Risikominimierung darstellen. Im Rahmen betrieb-

licher Maßnahmen haben sich die Amtstierärzt:in-

nen mit der Sanierung einzelner Betriebe beschäf-

tigt, in denen Listerien in Umgebungsproben nach-

gewiesen wurden. Die Überprüfung von Prozes-

sen und begleitende Unterstützung bei den erfor-

derlichen Maßnahmen zur Reduzierung bzw. Era-

dikation der Keime erfordert einen engagierten 

Einsatz mit umfangreichen Beprobungen, um hier 

die Lebensmittelsicherheit zu gewährleisten. 

Erheblicher Aufwand und Mehrarbeit wurde auf-

grund des Brexits und der damit verbundenen Fra-

gestellungen für den Export verzeichnet. Ständig 

ändernde Anforderungen und Unsicherheiten auf 

allen Seiten sowie der weitgehende Rückschritt 

ins Papierzeitalter haben den Verwaltungsauf-

wand deutlich erhöht. 

 

Lebensmittelkontrolleur:innen & 

 Amtstierärzt:innen der Abt.2 LMTVet 
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Länderübergreifende Kontrollprogramme 
Beteiligung Bremens an bundesweit ab-

gestimmten Kontrollprogrammen 

Die amtliche Lebensmittel- und Veterinärüberwa-

chung stellt einen wichtigen Baustein für sichere 

Lebensmittel dar. Die Überwachungsbehörden 

kontrollieren Betriebe im Land Bremen, nehmen 

Proben und lassen diese im Labor untersuchen. 

Bei Verstößen gegen Rechtsvorgaben wird die 

Beseitigung der Mängel durch Nachkontrollen 

überprüft.  

Angesichts weltweiter Warenströme und der Ein-

bindung Deutschlands in die Europäische Union 

ist es darüber hinaus zur Generierung einer brei-

ten Datenbasis aber auch notwendig, bestimmte 

Überwachungsprogramme bundesweit zu koordi-

nieren. Dazu gehören: 

 Der Bundesweite Überwachungsplan (BÜp) 

ist ein für ein Jahr festgelegter, risikoorientier-

ter Plan über die zwischen den Ländern abge-

stimmte Durchführung von amtlichen Kontrol-

len zur Überprüfung der Einhaltung der le-

bensmittelrechtlichen, weinrechtlichen und ta-

bakrechtlichen Vorschriften. Er kann Pro-

gramme enthalten zu Produkt- und Betriebs-

kontrollen oder einer Kombination aus bei-

dem. 

 Das Monitoring ist ein gemeinsam von Bund 

und Ländern seit 1995 durchgeführtes syste-

matisches Mess- und Beobachtungspro-

gramm. Dabei werden Lebensmittel und seit 

2010 auch kosmetische Mittel und Bedarfsge-

genstände repräsentativ für Deutschland auf 

gesundheitlich nicht erwünschte Stoffe oder 

Mikroorganismen untersucht. Die Ergebnisse 

werden auch für die gesundheitliche Risikobe-

wertung durch das Bundesinstitut für Risiko-

bewertung (BfR) genutzt. 

 Beim Nationalen Rückstandskontrollplan 

(NRKP) und dem Einfuhrüberwachungsplan 

(EÜP) werden lebende und geschlachtete 

Nutztiere sowie Lebensmittel tierischen Ur-

sprungs auf Rückstände unerwünschter 

Stoffe untersucht mit dem Ziel, die illegale An-

wendung verbotener oder nicht zugelassener 

Stoffe aufzudecken und den vorschriftsmäßi-

gen Einsatz von Tierarzneimitteln zu kontrol-

lieren. Die Untersuchung der Proben erfolgt 

mit Ausnahme der Hemmstoffproben im Rah-

men der länderübergreifenden Kooperation 

durch Institute des LAVES in Niedersachsen. 

 Zoonosen sind Infektionskrankheiten, die z. B. 

von Bakterien, Parasiten oder Viren verur-

sacht und wechselseitig zwischen Tieren und 

Menschen übertragen werden können. Mit 

dem Zoonosen-Monitoring sollen Kenntnisse 

über die Belastung von Lebensmitteln und 

Tierbeständen mit Zoonoseerregern gewon-

nen und Entwicklungstendenzen bezüglich 

Zoonosen erkannt werden. Weiterhin dient 

das Monitoring der Überwachung der Resis-

tenzsituation bei Zoonoseerregern, da die 

Kontrolle der Resistenz von Bakterien gegen-

über Antibiotika sowohl für den Erhalt der Ge-

sundheit des Menschen als auch der Tier-

gesundheit von großer Bedeutung ist.  

Die im Rahmen dieser Überwachungsprogramme 

in allen Ländern erhobenen Daten werden an das 

BVL übermittelt, dort zusammengeführt und zent-

ral von Bund und Ländern ausgewertet. Dies 

macht auch Sinn, da die Ergebnisse der geringen 

Probenzahlen allein aus dem Land Bremen keine 

belastbaren Bewertungen zulassen würden. Eine 

Berichterstattung zu diesen länderübergreifenden 

Kontrollprogrammen in Richtung Europäischer 

Kommission erfolgt unter anderem im Rahmen 

des jährlichen Berichtes zum mehrjährigen natio-

nalen Kontrollplan (MNKP).  

Das BVL veröffentlicht die Einzelberichte zu den 

verschiedenen Kontrollprogrammen unter: 

https://www.bvl.bund.de/DE/Service/01_Infothek/

03_berichte/infothek_berichte_node.html.  

 

 

 

 

Dr. Martina Langenbuch 

 

 

https://www.bvl.bund.de/DE/Service/01_Infothek/03_berichte/infothek_berichte_node.html
https://www.bvl.bund.de/DE/Service/01_Infothek/03_berichte/infothek_berichte_node.html
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Im Berichtszeitraum hat sich das Land Bremen mit spezifischen Schwerpunktsetzungen an verschiedenen 

länderübergreifenden Überwachungsprogrammen beteiligt (vgl. Tabelle 3, Tabelle 4) 

Tabelle 3: Übersicht über die länderübergreifenden Überwachungsprogramme, an welchen sich Bremen im 

Jahr 2021 beteiligt hat 

Name Probenzahl Programm 

BÜp 67 1.1 „Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in eingelegten Weinblättern“ 

1.3 „Pinienkerne in Pesto – Ersatz und mögliche Verfälschung“ 

2.1 „Mikrobiologische Untersuchung von Fertigteigen und Backmischungen 

auf STEC/VTEC“ 

2.2 „Listeria sp. und Listeria monocytogenes in Weichkäse, Sauermilchkäse 

und anderem Käse mit geschmierter Oberfläche vom Hersteller“ 

3.1 „Überprüfung der korrekten manuellen Anwendung der betrieblich ver-

wendeten Reinigungs- und Desinfektionsmittel“ 

3.2 „Verwendung von Rauch und Raucharomen bei Fleisch und Fischer-

zeugnissen sowie Milchprodukten“ 

Monitoring 83 Untersuchung von Auberginen, Paprika, Grapefruit, Melonen, verschiede-

nen Pilzen, Tafelweintrauben, Tee, Milchersatzdrinks sowie Reiswaffeln auf 

PSM-Rückstände, Acrylamid-, PAK- oder Schwermetallbelastung. 

Untersuchung von Kosmetischen Mitteln und Lebensmittelbedarfsgegen-

ständen auf Elementlässigkeit. 

NRKP 670 

(davon 444 für 

Hemmstoffteste) 

Untersuchung von Schlachttieren (Rinder) entsprechend den Vorgaben des 

NRKP. Es gab 3 positive Befunde. Die Vorgänge wurden an die zuständigen 

Behörden der Tierhalter abgegeben. 

EÜP 294 Untersuchung von Erzeugnissen tierischer Herkunft auf Rückstände von 

Tierarzneimitteln, Pestiziden und Kontaminanten, zusätzlich Untersuchun-

gen zur Mikrobiologie, Tierartbestimmung usw. In einem Fall wurden auf-

grund positiver Ergebnisse bei der Untersuchung auf Histamine die Behör-

den am Bestimmungsort informiert. In neun Einzelproben von Trockenfisch 

(Goldband Selare) aus Thailand waren sehr hohe Gehalte festgestellt wor-

den 

 

 

Abbildung 5 Grapefruit (Quelle: https://unsplash.com/photos/6HsStlFXK-k, abgerufen 12.08.2022/) 
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Tabelle 4: Übersicht der Anzahlen an Proben, die im Rahmen des Zoonosen-Stichprobenplanes 2021 ent-

sprechend den Vorgaben untersucht wurden 

Gesamtanzahl an Proben: 20 

davon Anzahl an Proben von frischem Hähnchenfleisch, gekühlt, ohne Haut 3 

davon Anzahl an Proben von frischem Schweinefleisch, gekühlt 3 

davon Anzahl an Proben von Schweinefleisch - Hackfleisch 3 

davon Anzahl an Proben von frischem Rindfleisch, gekühlt 3 

davon Anzahl an Proben von Rindfleisch - Hackfleisch 3 

davon Anzahl an Proben von Pflanzliche Lebensmitteln 

Feldsalat, Rucola oder Pflücksalat in Fertigpackungen 

3 

davon Anzahl an Proben von frischem Rindfleisch von der Grenzkontrollstelle 2 

 

 

 
        Abbildung 6: Petrischale Labor 

       (Quelle: https://unsplash.com/photos/tGYrlchfObE, abgerufen 12.08.2022)                                       
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Fleischhygieneuntersuchungen 

Allgemeines 

Im Land Bremen wurden 2021 nach der Verord-

nung (EU) 853/2004 insgesamt 80.025 Rinder so-

wie 42 Pferde geschlachtet. 

Für die Überwachung ist das Referat Fleischhygi-

ene des LMTVet verantwortlich. Die Aufgabener-

ledigung erfolgt durch amtliche Tierärzte:innen so-

wie amtliche Fachassistenten:innen und Amtstier-

ärzt:innen. 

Das Aufgabengebiet umfasst: 

 die Durchführung der amtlichen Schlachttier- 

und Fleischuntersuchung 

 die Trichinenuntersuchung bei allen der Tri-

chinenuntersuchung unterliegenden Tieren 

(Im Land Bremen wurden Wildschwein- und 

Pferdeproben untersucht) 

 die Entnahme von Probenmaterial zur Unter-

suchung auf den Gehalt nicht zugelassener 

Stoffe und Kontaminanten 

 tierschutzrechtliche Kontrollen der angeliefer-

ten Schlachttiere und der Transportfahrzeuge  

 Einhaltung des Tierwohls beim Abladen, der 

Einstallung und des Zutriebs zur Betäubung 

 Überwachung der ordnungsgemäßen Zufüh-

rung zur Betäubung und der Betäubung selbst 

 Hygienekontrollen der Schlacht- und Zerlege-

betriebe 

 Überwachung der Tierischen Nebenprodukte 

 Überwachung der Verladung von zum Export 

bestimmter Produkte 

Tabelle 5: Schlachtzahlen der Jahre 2020 & 2021 

 Anzahl 2020 Anzahl 

2021 

Rind 84.572 80.025 

Pferde 88 42 

 

 

 

Schlachttier- und Fleischuntersuchung 

Jedes Schlachttier wird nach der Anlieferung einer 

umfangreichen Untersuchung unterzogen. Diese 

umfasst: 

 Prüfung der Lebensmittelketteninformation, 

die jeden Schlachttiertransport begleitet, so-

wie der Tierpässe und der Tierkennzeichnung 

 Untersuchung der Tiergesundheit und insbe-

sondere auf Anzeichen von Krankheiten, die 

eine Gefahr für Mensch und Tier darstellen 

können 

 tierschutzrechtliche Beurteilung der Schlacht-

tiere auf ihre Transportfähigkeit und des Tier-

wohls 

Treten Auffälligkeiten auf, werden weitere Maß-

nahmen eingeleitet. Einzeltiere werden einer klini-

schen Untersuchung unterzogen. Auf Grundlage 

der Befunde wird die Entscheidung über die 

Schlachttauglichkeit getroffen. Für 86 Rinder 

konnte die Schlachterlaubnis nicht erteilt werden. 

16 Schlachtrinder verendeten auf dem Transport. 

Nach der Schlachtung wird jedes Tier einer Flei-

schuntersuchung unterzogen. Es werden der 

Schlachttierkörper und dessen innere Organe un-

tersucht und beurteilt. Auffällige Tierkörper sind 

vorläufig zu beanstanden und weitere Maßnah-

men sind einzuleiten, dazu gehören Kochproben, 

Messung des pH-Wertes, histologische und bak-

teriologische Untersuchungen.    

Tabelle 6: Anzahl vorläufig beanstandeter, sowie 

der davon als genussuntauglich beurteilten 

Schlachttiere im Jahr 2021 

 vorläufig  

beanstandet 

Davon genuss- 

untauglich 

Rind 5707 304 

Pferde keine keine 

 

Nach Abschluss der Untersuchung wird die sog. 

Genusstauglichkeitskennzeichnung vorgenom-

men. Taugliche Tiere werden mit einem ovalen, 

untaugliche mit einem dreieckigen Stempel verse-

hen. 

Die untauglichen Tiere werden unter amtlicher 

Aufsicht der unschädlichen Beseitigung zugeführt. 
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Die Fleischuntersuchung des Rindes umfasst zu-

sätzlich die Untersuchung auf Cysticercose (Rin-

derbandwurm). Im Jahr 2021 wurden 29 Tiere, bei 

denen dieser Parasit festgestellt wurde, einer Käl-

tebehandlung unterzogen, wodurch evtl. noch im 

Tierkörper befindliche die Bandwurmfinnen abge-

tötet werden. Das Fleisch kann danach frei ver-

marktet werden 

Trichinenuntersuchung 

Die Untersuchung auf Trichinen beim Schwein, 

Wildschwein und Pferd gehört zu den amtlichen 

Aufgaben. Es wird eine entnommene Muskel-

probe dieser Tiere in dem Labor des LMTVet nach 

dem im Anhang I Verordnung (EU) Nr. 2015/1375 

genannten Verfahren untersucht. Es wurden im 

Berichtszeitraum 327 Wildschweine, 42 Pferde 

und 2 Dachse auf Trichinen untersucht. Alle Un-

tersuchungen wurden mit einem negativen Ergeb-

nis abgeschlossen. 

Probenahme zur weiteren Untersu-

chung 

Gemäß § 10 der Tierischen Lebensmittelüberwa-

chungsverordnung werden bei 0,5 % aller 

Schlachttiere Rückstandsuntersuchungen durch-

geführt. Für Hemmstofftests wird schlachttäglich 

risikoorientiert Muskel- und Nierenmaterial ent-

nommen. Zudem werden nach Vorgaben des na-

tionalen Rückstandskontrollplanes ebenfalls risi-

koorientiert verschiedene Organproben auf di-

verse Substanzen untersucht. Dies dient der Er-

mittlung  

 einer ggf. illegalen Anwendung verbotener 

bzw. nicht zugelassener Stoffe 

 einer möglichen Belastung mit Umweltkonta-

minanten 

 eines nicht vorschriftsmäßigen Arzneimitte-

leinsatzes 

Von den 670 untersuchten Schlachttieren wiesen 

3 Hemmstoffe oder Rückstände auf.   

Bezogen auf die Gesamtschlachtzahl wurden 

0,84 % der Schlachttiere im Land Bremen beprobt. 

Tierschutz 

Eine zentrale Aufgabe ist die Überprüfung der tier-

schutzrechtlichen Anforderungen im Zusammen-

hang mit der Schlachtung und des Tiertransports. 

Es findet eine amtliche Überwachung des Zu-

triebs, der Fixierung, des Bolzenschusses, der Be-

täubung und der Entblutung nach der Tierschutz-

schlachtverordnung statt. Im Jahr 2021 wurden 

4.329 amtliche Kontrollen der Betäubung an 221 

Schlachttagen durchgeführt.  

Arbeitstäglich erfolgt eine Überprüfung der Betäu-

bungsanlage und -geräte sowie deren sachge-

mäße Anwendung. Schlachthofpersonal, das mit 

dem Umgang mit lebenden Tieren, sowie mit der 

Tierbetäubung beauftragt ist, muss besondere 

Sachkundenachweise vorlegen können. Die 

Sachkunde der Personen wird vor Ort regelmäßig 

überprüft. 

Neben der betriebseigenen und amtlichen Über-

wachung des Tierwohls und der Betäubung wurde 

eine externe Untersuchung durch ein anerkanntes 

Institut durchgeführt.  

Feststellungen:  

Nachschüsse: Diese werden sofort durchgeführt, 

wenn auch schon geringe Abweichungen von der 

optimalen Betäubungsreaktion beobachtet wer-

den wie z.B. ggr. Kopfheben oder Atembewegun-

gen. 

Im Liegen stechen: Rinder werden vorsorglich im 

Liegen gestochen, wenn zu vermuten ist, dass die 

maximal 60 sec. erlaubte Zeit zwischen Betäu-

bung und Entblutung überschritten werden 

könnte. Gründe sind erhöhte Exzitationen und un-

günstige Anschlingpositionen.  

Eine Tiertransportkontrolle ist die Inspektion aller 

Schlachttiere und der Transportfahrzeuge durch 

die amtlichen Tierarzt:innen bei der Anlieferung 

der Tiere gem. VO (EG) 1/2005. 

Alle angelieferten Schlachttiere wurden auf ihre 

Transportfähigkeit untersucht. Die 6891 angelie-

ferten Tiertransporte wurden auf die allgemeinen 

Bedingungen für den Transport von Tieren ge-

prüft, wie ausreichende Bodenfläche und Stand-

höhe, geeignete Verlade- und Endladevorrichtun-

gen, genügend Einstreu sowie einer angemesse-

nen Versorgung der Tiere. 

Bei Verstößen wurden entsprechende Maßnah-

men eingeleitet. 

Aufgrund von Verstößen gegen Tierschutzbestim-

mungen wurden in 306 Fällen Verfahren eingelei-

tet oder an die zuständigen Veterinärämter abge-

geben. Es handelte sich um die Abgabe von träch-

tigen Rindern im letzten Drittel der Trächtigkeit zur 
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Schlachtung, dem Transport von transportunfähi-

gen Rindern sowie tierschutzrelevanten Tatbe-

ständen in den Herkunftsbetrieben (z.B. einge-

wachsene Hörner).  

Hygienekontrollen 

Aufgrund einer umfangreichen Risikobeurteilung 

werden in dem Schlachtbetrieb und in dem ange-

schlossenen Zerlegebetrieb amtliche Kontrollen 

vorgenommen und unangekündigte Hygiene- und 

Produktproben genommen. 19 Kontrollen wurden 

in der Schlachthalle und den Kühlhäusern und 17 

in der Zerlegeabteilung durchgeführt. Die Überwa-

chungsfrequenz wird anhand der Verlässlichkeit 

des Lebensmittelunternehmers bestimmt. Hierzu 

werden die Ergebnisse der bisherigen Kontrollen, 

die Beurteilung seines Systems der Rückverfolg-

barkeit, die durchgeführten Eigenkontrollen, das 

betriebliche HACCP- Verfahren und das Hygie-

nemanagement in Bezug auf Personal und Pro-

duktion bewertet. In den Schlachtbetrieben erfolgt 

zusätzlich eine schlachttägliche Überprüfung.  

 

Treten Abweichungen auf, werden umgehend 

Maßnahmen zur Abstellung der Mängel eingelei-

tet. Die Ergebnisse werden im Datenerfassungs-

system BALVI dokumentiert 

Ausbildung 

Trotz der Corona Pandemie absolvierten 25 Stu-

dent:innen der Veterinärmedizin die praktische 

Ausbildung in der Schlachttier- und Fleischunter-

suchung gem. der Verordnung zur Approbation 

von Tierärzten und Tierärztinnen. Der Ausbildung 

angehender Tierärzte:innen wird in der Fleischhy-

giene Bremerhaven große Bedeutung zugemes-

sen. 

Thomas Scholz

 

 
Abbildung 7: Fleisch (https://unsplash.com/photos/HN69XpCAo3Q, abgerufen 12.08.2022)  
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Abbildung 8: Gabel und Messer (Quelle: https://unsplash.com/photos/NID5iadR7RE abgerufen 12.09.2022) 
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Futtermittelüberwachung 
 

 

 

 Futtermittelüberwachung      16 

Abbildung 9: Riggenfeld (Quelle: https://unsplash.com/photos/joOVC9d-jis, abgerufen 12.08.2022 
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Futtermittelüberwachung
Grundsätzlich dient die Futtermittelüberwachung 

(FMÜ) dem Ziel, den Einsatz sicherer Futtermittel 

für gesunde Tiere zu gewährleisten und somit si-

chere Lebensmittel zu erzeugen. Deshalb dürfen 

Futtermittel keine Stoffe enthalten, die die Ge-

sundheit von Menschen oder Tieren schädigen 

können. Daneben ist natürlich zu gewährleisten, 

dass die Tiere ihrem Bedarf entsprechend ausrei-

chend versorgt werden.  

Die allgemeinen strategischen Zielsetzungen der 

Bundesländer für die amtlichen Kontrollen im Be-

reich der Futtermittelsicherheit sind vom BMEL im 

integrierten mehrjährigen nationalen Kontrollplan 

der Bundesrepublik Deutschland beschrieben. 

Dieser stellt die Organisation der FMÜ in Deutsch-

land auf Ebene des Bundes und der Länder dar.  

Entsprechend des Staatsvertrages zwischen Bre-

men und Niedersachsen werden die Futtermittel-

kontrollen für diese beiden Länder zusammenge-

fasst und in ihrer Gesamtheit von Niedersachsen 

durchgeführt. Die Zuständigkeit für die Durchfüh-

rung der amtlichen FMÜ wurde 2004 per Staats-

vertrag zwischen den Ländern Niedersachsen und 

Bremen an das niedersächsische LAVES übertra-

gen; diese Regelung gilt seit Anfang des Jahres 

2005. Da sich die Kooperation der beiden Länder 

bewährt hat wurde der Staatsvertrag im Jahr 2018 

überarbeitet und gilt seit Juli 2019 in einer aktuali-

sierten Fassung. 

Entsprechend den Vorgaben der VO (EG) 

2017/625 richten sich die Kontrollen der amtlichen 

FMÜ am Risiko des zu kontrollierenden Betriebes 

sowie an den potentiellen Risiken der eingesetz-

ten Futtermittel-Komponenten und der hergestell-

ten Produkte aus. Vorgaben zur verpflichtenden 

Risikobeurteilung der Futtermittelbetriebe sind in 

der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift „Rahmen-

Überwachung“ verankert und werden von allen 

Bundesländern umgesetzt. Die Überwachungsfre-

quenz der Betriebe richtet sich nach den Ergeb-

nissen der durchgeführten Risikobeurteilung.  

Darüber hinaus erarbeiten der Bund und die zu-

ständigen Behörden der Länder ein mehrjähriges 

ziel- und risikoorientiertes Kontrollprogramm für 

den Futtermittelsektor. Das im Berichtsjahr gültige 

„Kontrollprogramm Futtermittel 2017-2021“ be-

schreibt die Futtermittelkontrollmaßnahmen sowie 

die Ebenen der Futtermittelkette, an denen diese 

Kontrollen durchgeführt werden sollen und 

schließt eine quantitative Orientierung ein. 

Schwerpunkte bei Produktkontrollen durch Pro-

benentnahme und Analysen werden konkret ge-

nannt, wobei in mehreren Anlagen zum Kontroll-

plan die Probenahme und Untersuchung differen-

ziert nach Futtermittel-art und Untersuchungsziel 

im Detail festgelegt werden. Die Verteilung dieser 

Kontrollen auf die Bundesländer erfolgt dabei auf 

der Grundlage der Mischfuttermittelproduktion 

und des Aufkommens an Einzelfuttermitteln. Das 

Kontrollprogramm selbst wird trotz seiner mehr-

jährigen Gültigkeit jährlich überprüft und ggf. aktu-

alisiert, wobei die Kontrollergebnisse der Vorjah-

re, spezifische Bedingungen einzelner Länder, die 

Empfehlungen der Europäischen Kommission so-

wie aktuelle Problemstellungen Berücksichtigung 

finden. 

Die Ergebnisse der amtlichen Futtermittelkontrolle 

werden von Bund und Ländern in der Futtermittel-

Jahresstatistik zusammengefasst und jährlich auf 

der Internetseite des BVL unter der Rubrik Futter-

mittel veröffentlicht. 

Alle Betriebe, die Futtermittel herstellen, lagern, 

transportieren oder behandeln, müssen sich nach 

der VO (EG) Nr. 183/2005 bei der zuständigen Be-

hörde registrieren lassen. Im Berichtsjahr waren in 

Bremen und Bremerhaven knapp 450 Betriebe – 

darunter Landwirte, Hersteller und Inverkehrbrin-

ger von Einzel- und Mischfuttermitteln, Einzelhan-

delsbetriebe oder Speditionen -  bei der FMÜ re-

gistriert. 17 Betriebe verfügen zudem über eine 

Zulassung gemäß VO (EG) Nr. 183/2005. Diese 

Betriebe werden von den Niedersächsischen Kol-

legen der FMÜ entsprechend der Ergebnisse der 

Risikobeurteilung in regelmäßigen Abständen 

kontrolliert. 

Abbildung 10: Futtermittel (Quelle:  https://pix-

abay.com/de/photos/feed-animal-nutrition-pellets-

2615928/, abgerufen  12.08.2022)

https://pixabay.com/de/photos/feed-animal-nutrition-pellets-2615928/
https://pixabay.com/de/photos/feed-animal-nutrition-pellets-2615928/
https://pixabay.com/de/photos/feed-animal-nutrition-pellets-2615928/
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Tabelle 7: Übersicht über die Tatbestände bei 200 

amtlichen Kontrollen der Futtermittelüberwachung 

Anzahl Tatbestand 

137 Kennzeichnung von Futtermitteln 

25 Rückverfolgbarkeit von Futtermitteln 

97 Zusatzstoffe in Futtermitteln  

gemäß VO (EG) Nr. 1831/2003 

776 Unerwünschte Stoffe in Futtermitteln  

gemäß RL 2002/32/EG 

1 Verbotene Materialien  

(Anhang III VO (EG) Nr. 767/2009) 

730 Pestizidrückstände in Futtermitteln 

6 GVO in Futtermitteln 

 

Die Kontrollen fanden im Rahmen von Betriebs-

prüfungen, Buchprüfungen sowie Cross-Compli-

ance-Prüfungen statt; dabei wurden auch 137 Fut-

termittelproben entnommen. Eine Probenahme 

kann sowohl als Stichprobe (sog. Planprobe) er-

folgen wie auch in Verdachtsfällen, wenn Erkennt-

nisse vor Ort oder andere Hinweise eine Bepro-

bung erforderlich machten. Von den untersuchten 

Futtermitteln entsprachen 9 Proben nicht den ge-

setzlichen Vorgaben und wurden beanstandet. 

Beanstandungsgründe waren dabei Abweichun-

gen beim deklarierten Wert analytischer Inhalts-

stoffe oder der Nachweis von Vorratsschädlingen.  

Insgesamt führte die Ahndung von Verstößen (Be-

triebskontrollen und Probenahmen) in zwei Fällen 

zu administrativen Maßnahmen (Ordnungswidrig-

keitenverfahren).  

Links mit weiteren Informationen 

 Kontrollprogramm Futtermittel für die Jahre 

2017 bis 2021 

http://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung/ti

erernaehrung_node.html  

 

 

 Jahresstatistik der amtlichen Futtermittelkon-

trolle Deutschland 

https://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung

/_texte/FuttermittelJahresueberwachung.html  

 

 

 Futtermittelüberwachung  

LAVES Niedersachsen 

http://www.laves.niedersachsen.de/por-

tal/live.php?navigation_id=20042&ar-

ticle_id=73546&_psmand=23  

 

 
 
 

Dr. Martina Langenbuch 
  

Abbildung 11: Hundefutter (https://pixabay.com/de/photos/hundeknochen-

h%c3%bcndchen-haustier-350094/, abgerufen 12.08.2022) 

http://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung/tierernaehrung_node.html
http://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung/tierernaehrung_node.html
https://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung/_texte/FuttermittelJahresueberwachung.html
https://www.bmel.de/DE/Tier/Tierernaehrung/_texte/FuttermittelJahresueberwachung.html
http://www.laves.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20042&article_id=73546&_psmand=23
http://www.laves.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20042&article_id=73546&_psmand=23
http://www.laves.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20042&article_id=73546&_psmand=23
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Abbildung 12: Maisernte (Quelle: https://unsplash.com/photos/l_5MJnbrmrs, abgerufen 12.08.2022 

 

Abbildung 13: Kühe mit Gras/Heu (Quelle: https://unsplash.com/photos/g9yMPXrlZDk, abgerufen 12.08.2022)
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Abbildung 14: Rinder auf Wiese (Quelle: https://unsplash.com/photos/29lxhkzVTJk, abgerufen 12.08.2022) 
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Tierschutz im Heimtierbereich und in 

landwirtschaftlichen Betrieben 
Wir beginnen diesen Teil des Jahresberichtes, in 

dem es um die amtliche Tierschutzarbeit geht, mit 

positiven Meldungen: 

Auf den folgenden Bildern sind Tiere zum Zeit-

punkt unseres Tätigwerdens zu sehen und da-

nach, einige Monate später, nachdem die Tiere 

durch die Mitarbeiter des Tierheims in gute Hände 

vermittelt worden waren. Aus ihnen sind fröhliche, 

selbstbewusste, gepflegte Hunde geworden. 

 

Abbildung 15: Pudel 1 (Quelle Tierschutz LMTVet)  

 
Abbildung 16: Pudel 2 (Quelle Tierschutz LMTVet)  

Zum Zeitpunkt unseres Eingreifens bot sich ein 

ganz anderes Bild. Das Fell des Pudels bestand 

aus einem einzigen, mehrere Zentimeter dickem 

Filzkokon. Das Tier musste mehrere Stunden in 

Narkose gelegt werden, um geschoren zu werden. 

Dabei gestaltete es sich extrem schwierig, über-

haupt erst einmal unter die dicke Verfilzung bis auf 

die Haut vorzudringen, um die Schermaschine an-

setzen zu können (vgl. Abbildung 15 & Abbildung 

16.). 

Auf den nächsten Bildern ist der desolate Pflege-

zustand eines Collies zu sehen. Das Tier wies we-

nig bis gar kein Fell mehr auf. Die Haut war blutig 

gekratzt und gebissen.  

Dank sehr guter Pflege und Fürsorge war der 

Hund Monate später nahezu nicht mehr wiederzu-

erkennen (vgl. Abbildung 17 & Abbildung 18.) 

 
Abbildung 17: Collie 1(Quelle Tierschutz LMTVet)  

 
Abbildung 18: Collie 2(Quelle Tierschutz LMTVet) 
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Auch der Pinscher gab bei unserem Tätigwerden 

ein verheerendes Bild ab. Es war lange Zeit frag-

lich, ob die Hündin überhaupt überleben würde. 

Sie zitterte permanent am ganzen Körper, war ext-

rem abgemagert, apathisch und konnte sich kaum 

noch bewegen (vgl. Abbildung 19 & Abbildung 20). 

Mittlerweile ist aus ihr eine selbstbewusste, ge-

pflegte und wohlgenährte Hündin geworden, die in 

ihrem Verhalten einem Pinscher alle Ehre macht.  

 
Abbildung 19: Pinscher 1 (Quelle Tierschutz LMTVet)  

 

 
Abbildung 20: Pinscher 2 (Quelle Tierschutz LMTVet)  

An dieser Stelle muss noch einmal die sehr gute, 

konstruktive Zusammenarbeit mit den Mitarbeiten-

den des Tierheimes Bremen erwähnt werden. 

Eine effektive Tierschutzarbeit gelingt nur, wenn 

jede/r ihren/seinen Auftrag versteht, Verantwor-

tung trägt und das gemeinsame Ziel – praktizierter 

Tierschutz zum Wohlbefinden der Tiere – im Blick 

hat. Reibungsverluste durch mangelhafte Kom-

munikation, Unverständnis der jeweiligen Rolle o-

der persönliche Animositäten schaden immer dem 

gemeinsamen Ziel.  

Das hohe Engagement aller in Bremen, sei es auf 

Seite der NGO´s, der Vertreter:innen der politi-

schen Parteien oder der Mitarbeiter:innen des 

LMTVet tragen zu dieser sehr effektiven Arbeit 

bei. Gerade in den oben beschriebenen Fällen hat 

sich auch die Tätigkeit von direkt im Tierheim Bre-

men beschäftigten Tierärzte:innen sehr bewährt, 

da insbesondere in solchen Notfällen eine engma-

schige tierärztliche Betreuung für die Tiere lebens-

rettend sein kann.  

In der zweiten Jahreshälfte gestaltete sich unsere 

Arbeit zunehmend schwieriger. Das Tierheim Bre-

men hatte keinen Platz mehr für die Unterbringung 

von weiteren Tieren und auch die Tierheime in der 

Umgebung konnten keine Tiere mehr aufnehmen. 

Lediglich in Einzelfällen war es möglich, Tiere im 

Tierheim Bremerhaven unterzubringen. Diese Si-

tuation hat erhebliche Auswirkungen auf die amts-

tierärztliche Arbeit. Wir müssen bei Außendienst-

tätigkeiten jederzeit damit rechnen, dass wir Tiere 

vorfinden, die umgehend aus der vorgefundenen 

Situation genommen werden müssen. Und dann 

ist es – wie oben geschildert – zwingend notwen-

dig, den Tieren umgehend sachkundige Betreu-

ung und tierärztliche Versorgung zuteilwerden zu 

lassen. Stehen solche Kapazitäten nicht zur Ver-

fügung, ist ein schlagkräftiges Handeln zum 

Wohle der Tiere von vornherein erheblich einge-

schränkt.  

„Und täglich grüßt das Murmeltier“ - so oder ähn-

lich lässt sich unsere Arbeit hinsichtlich der städti-

schen Kontrollen im Heimtierbereich seit vielen 

Jahren beschreiben. Genau hier liegt unser 

Schwerpunkt - anders als in ländlich geprägten 

Gebieten mit einem großen Anteil dem landwirt-

schaftlichen Bereich zugeordneter Tiere. Bereits 

im Jahr 1999 hat die Bundestierärztekammer das 

Haustier zu ihrem „zu schützenden Tier des Jah-

res“ erklärt.  „Aus Liebe zu Tode gepflegt. Zu enge 

Käfige, zu fettes Futter, falsche Behandlung: Viele 

Haustiere führen ein qualvolles Leben“, so titelte 

ein großes Magazin die damalige Situation. 

Mitarbeiter:innen, die die Tätigkeit der Tierschutz-

kontrollen in der Stadt seit vielen Jahren durchfüh-

ren, kommen zu der Erkenntnis, dass es auf 

Grundlage der vorgefundenen Mängel seit vielen 

Jahren keine wesentlichen Veränderungen gibt 

und das vorgefundene Bild sich hinsichtlich der 

Haltung von vor 20 Jahren gleicht: An einer Kette 

angebundene Hunde, viele Vögel/Kaninchen in zu 

kleinen Käfigen, Haltungseinrichtungen, die nicht 

ausgestaltet sind, mangelhafte Kenntnis der Hal-

ter:innen, über das, was die Tiere benötigen und 

mangelhafte Wahrnehmung der Halter:innen, wie 

es den Tieren wirklich geht. Vielmehr hat sich im 

Heimtierbereich die Situation mit sog. Qualzuch-

ten noch verschärft. Waren es früher an die Ideal-

vorstellung von Haltern angepasste Hunde mit teil-

abgeschnittenen (kupierten) Ohren und Ruten z.B. 
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bei Dobermännern, so haben sich nach dem Ku-

pierverbot andere menschliche Idealvorstellungen 

für Tiere etabliert: Es reichen keine „übli-

chen“ Hunde mehr aus, es sollen Modetiere sein, 

die auf das menschliche Kindchenschema anspre-

chen, wie Möpse, französische Bulldoggen, aber 

auch Perserkatzen und Kaninchen mit großen Au-

gen und kugeligem Kopf.  

Die Tiere werden lahm, allergisch, krebsanfällig, 

epileptisch, taub oder blind gezüchtet, weil dem 

Menschen „Zuchterfolge“ durch Extravaganz und 

abnorme Größen wichtiger sind als die Gesund-

heit. Die Tierärztekammer Berlin hat sich mit dem 

Projekt „Quen“ in jüngster Zeit mit dieser Thematik 

auseinandergesetzt und auf die großen gesund-

heitlichen Probleme der Tiere hingewiesen: An 

heißen Sommertagen erstickte Möpse und Bull-

doggen, an Knochenkrebs verendete Riesen-

hunde, wegen Taubheit überfahrene, weiße, blau-

äugige Katzen sind hier beispielhaft zu erwähnen 

wie die Tiere, für die durch aufwendige und kost-

spielige tierärztliche Korrekturen missgestalteter 

Köpfe und arthrotischer Gelenke durch tierärztli-

che Operationen erst ein tiergerechtes Leben an-

satzweise wieder hergestellt werden kann. Es wird 

das gezüchtet, was der Markt verlangt und Rasse-

kaufentscheide trifft der durchschnittlich Interes-

sierte anhand der sehr persönlichen Motive, wobei 

der Aufbau der sozialen Bindung zu dem Tier 

durch menschenähnliche Anatomie erleichtert 

wird. 

Auch wenn in § 2 Nr. 3 Tierschutzgesetz seit vie-

len Jahren gefordert wird, dass Halter:innen, Be-

treuer:innen oder die Person, die Tiere zu be-

treuen hat „über die für eine angemessene Ernäh-

rung, Pflege und verhaltensgerechte Unterbrin-

gung des Tieres erforderlichen Kenntnisse und 

Fähigkeiten verfügen“ muss, werden die vorhan-

denen Kenntnisse und Fähigkeiten bei den Privat-

personen, die Tiere halten, nicht überprüft. Sollten 

früher beim Erwerb von Heimtieren im Zoofach-

handel über geschultes und vom Veterinäramt ge-

prüftes Personal noch gewisse Hürden für den sa-

chunkundigen Halter vorhanden sein, erfolgt heut-

zutage der Verkauf von Heimtieren zum überwie-

genden Teil – und damit uneingeschränkt - über 

das Internet. 

Eine Auswertung verschiedener Daten z.B. aus 

Tierärzteschaft, Zoofachhandel und Steuermel-

dungen der Finanzämter (Hundesteuer) durch Zel-

ler et al. von der Akademie für Tierschutz des 

Deutschen Tierschutzbundes konnte zudem den 

erheblichen Zuwachs an Tieren in deutschen 

Haushalten bedingt durch die Corona-Pandemie 

aufzeigen. Deutlich ersichtlich ist auch der Zusam-

menhang der aus dem Ausland verbrachten/im-

portierten Hunde mit den Pandemiewellen, z.B. 

geschlossene Grenzen nach Österreich oder die 

reduzierte Reisemöglichkeit in den Sommerferien. 

Tatsächlich reichen aus unserer Sicht die seit 

Jahrzehnten vorhandenen, unveränderten 

Rechtsgrundlagen über die geforderte Sachkunde 

des Halters nicht aus, Tiere vor unsachgemäßer 

Haltung zu bewahren. Diese rechtliche Regelung 

stellt keine Hürde dar, die Motivation zum Kauf ei-

nes Tieres zugunsten des tatsächlichen Wissens 

über die Bedürfnisse des Tieres zu beeinflussen. 

Für die Betrachtung der Gesamtsituation ist ent-

scheidend, zu verstehen, aus welcher Motivation 

heraus Tiere angeschafft/gehalten werden und 

wie es gelingt, den:die Tierhalter:in auf den neu-

esten wissenschaftlichen Stand der notwendigen 

Bedürfnisse der jeweiligen Tierart zu bringen, so 

dass durch dieses Wissen die Haltung der Tiere 

positiv beeinflusst und am Tier wirksam wird. Si-

cherlich trifft auch hier zu, dass ¼ der Tierhalter:in-

nen bestrebt ist, die bestmöglichen Bedingungen 

für das gehaltene Tier zu erwirken und sich lau-

fend aus Eigenmotivation auf den neuesten Stand 

der Erkenntnisse bringen. Die breite Bevölke-

rungsschicht würde sicher, wenn sie dazu aufge-

fordert würde, sich die Kenntnisse aneignen und 

ein weiteres Viertel wird es nicht für notwendig er-

achten. Tatsächlich zeigt sich bei der von uns be-

arbeiteten „Spitze des Eisberges“ an angezeigten 

Sachverhalten, dass es schon der Wunsch der 

Halter:innen ist, ihre Tiere bestmöglich zu halten, 

es jedoch an Kenntnis oder an Rahmenbedingun-

gen mangelt. Ein Kaninchen als Heimtier kann 

eben nicht in dem herkömmlichen Kaninchenkäfig 

mit den Maßen von 1,00m x 0,5 m gehalten wer-

den, sondern braucht 6 qm Platz, entweder als Ka-

ninchenzimmer, in einer Kombination aus Freilauf 

und Käfig (dieser muss mindestens 150 x 60 x 50 

cm (LxBxH) groß sein und darf nur als Rückzugs-

möglichkeit verwendet werden, wozu er ständig 

offenstehen muss (Türchen abbauen) oder in 

ganzjähriger Außenhaltung. Dieses lässt sich in 

einem Großteil der heutigen Kaninchenhaltung al-

lein aufgrund des notwendigen Platzbedarfes 

nicht umsetzen. Wäre es für zukünftige Halter:in-

nen verpflichtend, sich mit den Minimalanforde-

rungen an die Haltung der jeweils geplanten Tier-

art auseinanderzusetzen, würde allein aufgrund 

des geschaffenen Bewusstseins ein Teil auf einen 

Tierkauf verzichten. Wir empfehlen die von der 
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Tierärztlichen Vereinigung für Tierschutz e.V. her-

ausgebrachten Informationsschreiben zu den Min-

destanforderungen einzelner Tierarten.   

Auch entsprechen viele im Handel befindliche Kä-

fige nicht diesen Mindestanforderungen. Der Käu-

fer verlässt sich auf die Tiergerechtheit der im 

Handel angebotenen Käfige, gibt zumeist viel 

Geld aus, um dann im Rahmen unserer Kontrolle 

darauf hingewiesen und aufgefordert zu werden, 

den Käfig gegen einen geeigneten auszutau-

schen. Hier würde dem Käufer durch eine Art „Gü-

tesiegel“ die richtige Kaufentscheidung erleichtert 

werden.  

Zudem sollte der unseriöse Verkauf von Tieren im 

Internet erschwert werden. Aus unseren Erfahrun-

gen inserieren und verkaufen zwielichtige Verkäu-

fer:innen Tiere mit dem Kontakt über eine Handy-

nummer, welche schon einige Tage später keine 

Gültigkeit mehr hat. Die Tierübergabe findet an ei-

nem neutralen Ort statt, so dass sich alle Spuren 

der Verkäufer:innen verwischen und Käufer:innen 

mit kranken Tieren zurückbleiben. Manchmal ge-

lingt es betrogenen Käufern durch wachsame Ver-

folgung des Internets aufgrund ähnlich aufge-

machter Folgeanzeigen doch noch an den:die 

Verkäufer:in heranzukommen.  

Abbildung 21: verwahrloster Hund (Quelle Tierschutz 

LMTVet)  

Diese Stellschrauben - Sachkunde der Tierhal-

ter:innen, kontrollierter Zugang zum Kauf von Tie-

ren, Gütesiegel für Haltungseinrichtungen würden 

in erheblichem Maße im Land Bremen dazu bei-

tragen, die Anzahl der Tierschutzverstöße zu ver-

ringern und somit präventiv für das Tierwohl der in 

Menschenhand gehaltenen Heimtiere sorgen.    

Ein Sonderfall in unserer Tierschutzarbeit stellt zu-

nehmend der:die Tierhalter:in dar, der/die sich 

selbst aus den Augen verliert und damit auch die 

im Haushalt befindlichen Tiere. Schwierige Tier-

haltungen sind eng verbunden mit schwierigen so-

zialen Verhältnissen ihrer Besitzer:innen. Sehen-

den Auges ist bei den mehrfachen amtlichen Kon-

trollen zu erkennen, dass sich die Tierhaltung wei-

ter verschlechtern wird. Bestenfalls zum Wohle 

des Tieres trifft der:die Tierhalter:in vor dem Ein-

greifen der Behörde die Entscheidung für eine frei-

willige Abgabe. Und dann? Diese Tierhalter:innen 

sind nicht in der Lage, sich selbst um eine andere 

Bleibe für das jeweilige Tier zu kümmern. Ein Tä-

tigwerden durch unsere Behörde ist im Rahmen 

des § 16 a Tierschutzgesetz möglich. Diese Fort-

nahmen nach dem Tierschutzgesetz sind nur un-

ter bestimmten Bedingungen gegeben und gehen 

immer mit Kosten für die Unterbringung und Ver-

pflegung des Tieres einher, welche der:die Tier-

halter:in üblicherweise nicht aufbringen kann.   

In Bremerhaven war zudem auffällig, dass im 

Laufe der letzten Jahre die Zahl der gewaltberei-

ten Besitzer schleichend zugenommen hat, so 

dass vermehrt Kontrollen in Begleitung der Polizei 

durchgeführt werden mussten. Verbunden mit die-

sen Tierhaltungen hat auch das Ausmaß der kata-

strophalen Haltungsbedingungen zugenommen.  

Im Land Bremen wurden im Jahr 2021 689 (695) 

Kontrollen durchgeführt (Vorjahreszahlen im 

Klammern). Die weitaus meisten Beschwerden 

betrafen private Tierhalter:innen, die entweder te-

lefonisch oder per Email an den LMTVet gemeldet 

wurden. Hierbei ergaben sich 94 (71) Ordnungs-

widrigkeitenverfahren sowie 38 (40) Strafverfah-

ren. Weitere 38 (23) Verwaltungsverfahren wur-

den eingeleitet und in 20 Fällen mussten Tiere 

fortgenommen werden.13 Mal erhielten die Tier-

halter:innen ein Tierhaltungs- und –betreuungs-

verbot.  

Abbildung 22: Amazone (Quelle Tierschutz LMTVet)  
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Unter Tierschutz ist die gezielte Hilfe für das Tier 

zu verstehen. Er ist ausgerichtet auf die Erhaltung 

des Lebens und Wohlbefindens von Tieren, Be-

wahren von Schäden, Gewährleistung eines art-

gerechten Lebens und Wohlbefindens für Tiere in 

der Obhut des Menschen sowie eines schmerz-

freien Todes für den Fall, dass Tiere sterben müs-

sen. 

Der Begriff Tierschutz wird in unserem Sprachge-

brauch von vielen Menschen in unterschiedlicher 

Bedeutung benutzt und unterschiedliche Erwar-

tungen mit ihm verbunden. Häufig gibt es den 

emotional geprägten Tierschutz, der spontan und 

fachlich selten hinreichend begründet ist. Hier 

werden die Bedürfnisse des Menschen auf Tiere 

übertragen, ohne dass sie wissenschaftlich zu 

rechtfertigen sind. Grundlage des amtlichen Tier-

schutzhandelns und damit die Basis der Tätigkeit 

des Lebensmittelüberwachungs-, Tierschutz- und 

Veterinärdienstes des Landes Bremen ist der wis-

senschaftliche und rechtliche Tierschutz. Dabei 

erfolgt eine tiergerechte Bewertung auf der Grund-

lage naturwissenschaftlicher Erkenntnisse zum 

Tierverhalten unter Anwendung der geltenden tier-

schutzrechtlichen Vorgaben. 

In dem Vertrag über die Arbeitsweise der EU, zu-

letzt durch den Vertrag von Lissabon aus dem 

Jahr 2007 überarbeitet, erhält der Tierschutz in Ar-

tikel 13 eine große Bedeutung. So ist in den dorti-

gen Grundsätzen festgelegt, dass die EU und ihre 

Mitgliedstaaten die Erfordernisse des Wohlerge-

hens der Tiere beachten müssen. Bereits seit dem 

Jahr 1999, also noch bevor im Jahr 2002 der Tier-

schutz in Artikel 20 a des Grundgesetzes aufge-

nommen wurde, ist der Tierschutz in der Landes-

verfassung der Freien Hansestadt Bremen durch 

§ 11b verankert worden. So heißt es hier, dass 

„Tiere als Lebewesen und Mitgeschöpfe geachtet 

werden. Sie werden vor nicht artgemäßer Haltung 

und vermeidbaren Leiden geschützt.“  

In Bremen ist in der Verordnung über die zustän-

digen Behörden nach dem Tierschutzrecht gere-

gelt, dass der Lebensmittelüberwachungs-, Tier-

schutz- und Veterinärdienst des Landes Bremen 

mit wenigen Ausnahmen die zuständige Behörde 

für Überwachung der Einhaltung der tierschutz-

rechtlichen Vorschriften ist. Diese Aufgaben wer-

den von Amtstierärzt:innen und Verwaltungsmitar-

beiter:innen wahrgenommen. Sie setzen gelten-

des Recht, insbesondere das Tierschutzgesetz

 und die entsprechenden anderen diesbezügli-

chen Rechtsvorschriften vor Ort und in weiteren 

anschließenden Verfahren um. Zudem gibt es in 

Bremen die sehr wertvolle und konstruktive Zu-

sammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft, die dort 

in einer Sonderzuständigkeit geregelt ist.   

Die Grundsätze des Tierschutzes sind bundesweit 

in dem Tierschutzgesetz verankert. Der Zweck 

des Gesetzes ist es, aus der Verantwortung des 

Menschen für das Tier als Mitgeschöpf, dessen 

Leben und Wohlbefinden zu schützen. Niemand 

darf einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmer-

zen, Leiden oder Schäden zufügen. Mit diesem 

Grundsatz wird ausdrücklich das Bekenntnis des 

Gesetzgebers zum ethischen Tierschutz formu-

liert. Danach hat der Mensch eine besondere Ver-

pflichtung gegenüber allen in seiner Obhut befind-

lichen Tieren. Es ist jedoch nicht angestrebt, Tie-

ren jegliche Beeinträchtigung ihres Wohlbefindens 

bedingungslos zu ersparen. Inwieweit ein „ver-

nünftiger Grund“ gegeben sein kann, Tieren 

Schmerzen, Leiden oder Schäden zuzufügen, Be-

darf im Einzelfall einer sorgfältigen und pflichtge-

mäßen Abwägung, die gerichtlich nachprüfbar ist. 

Weitere tierschutzrechtliche Grundlagen für die 

Arbeit des Tierschutzdienstes sind Richtlinien und 

Verordnungen der EU, Empfehlungen des Euro-

parates, die zum Tierschutzgesetz erlassenen 

Bundesverordnungen und Ausführungsvorschrif-

ten, Gutachten und Leitlinien des Bundes sowie 

allgemein anerkannte Gutachten und Empfehlun-

gen des Landesamtes für Verbraucherschutz und 

Lebensmittelsicherheit (LAVES), der Tierärztli-

chen Vereinigung für Tierschutz (TVT) sowie wei-

tere Einzelgutachten und gerichtliche Entschei-

dungen. 

Schwerpunkt der Tierschutzarbeit ist die Präven-

tion, um in menschlicher Obhut gehaltenen Tieren 

Schmerzen, Leiden und Schäden zu ersparen. 

Dies erfolgt einerseits bei festgestellten Haltungs-

mängeln im Rahmen des vorbeugenden Tier-

schutzes durch entsprechende Anordnungen. In 

sehr großem Maße finden zeitaufwendige Bera-

tungs- und Aufklärungsgespräche vor Ort sowie 

intensive Überzeugungsarbeit statt. Auf der ande-

ren Seite werden Ordnungswidrigkeiten- bzw. 

Strafverfahren bei denjenigen eingeleitet, die 

Tiere vorsätzlich oder fahrlässig erhebliche bzw. 

länger anhaltende oder sich wiederholende erheb-

liche Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen.  
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Die wahrzunehmende Tierschutzarbeit umfasst 

die Überwachung von Nutztierhaltungen sowie ge-

werblichen und - mit großem Schwerpunkt - die 

privaten Tierhaltungen. Weiterhin werden auch 

zusammen mit der Polizei die Transporte auf der 

Autobahn kontrolliert. Ebenfalls der Überwachung 

unterliegen Tierversuchseinrichtungen. 

Zu den gewerblichen Tierhaltungen mit Erlaubnis-

pflicht nach § 11 Tierschutzgesetz (TierSchG) 

zählen die Haltung, die Zucht und der Handel mit 

Wirbeltieren außer landwirtschaftlichen Nutzieren, 

Reit-und Fahrbetriebe, Tierheime und Tierpensio-

nen, Tierbörsen, das Zurschaustellen von Tieren 

(z.B. im Zirkus), der Zoofachhandel und die 

Schädlingsbekämpfung. Auch die Haltung, die 

Zucht und der Handel mit Hunden, Katzen und 

Heimtieren sind erlaubnispflichtig, sofern die in der 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Tier-

schutzgesetz vorgeschriebene Anzahl an Tieren, 

Würfen oder Nachzuchten erreicht oder über-

schritten wird. Seit dem Jahr 2014 sind auch Per-

sonen, die Wirbeltiere, die nicht Nutztiere sind, 

zum Zwecke der Abgabe gegen Entgelt in das In-

land verbringen oder einführen oder die Abgabe 

solcher Tiere, die in das Inland verbracht oder ein-

geführt werden sollen, gegen Entgelt vermitteln, 

erlaubnispflichtig. Außerdem sind auch Tätigkei-

ten von Personen, die für Dritte Hunde ausbilden 

oder die Ausbildung der Hunde durch Tierhal-

ter:innen anleiten, erlaubnispflichtig. Alle gewerb-

lichen Tierhaltungen benötigen eine Erlaubnis 

nach § 11 Tierschutzgesetz. Mit Ausübung der Tä-

tigkeit darf erst nach Erteilung der Erlaubnis be-

gonnen werden. Die Voraussetzungen zur Ertei-

lung der Erlaubnis sind die entsprechende Sach-

kunde der verantwortlichen Person, also deren 

fachliche Kenntnisse und Fähigkeiten; die Zuver-

lässigkeit der verantwortlichen Person; die zur Tä-

tigkeit genutzten Einrichtungen und Räume, wel-

che eine artgerechte Unterbringung, Pflege und 

Ernährung der gehaltenen Tiere sicherstellen 

müssen. 

Zu den privaten Tierhaltungen gehören alle Hal-

tungen von Heimtieren (z.B. Hunde, Katzen 

Kleinsäuger). Hierzu sind keine Erlaubnisse gem. 

§ 11 TierSchG erforderlich. Allerdings müssen 

auch diese Tiere entsprechend ihren Bedürfnissen 

und den Anforderungen des Tierschutzgesetzes 

gehalten werden. Dieser Bereich nimmt den über-

wiegenden Anteil der Tierschutzarbeit im LMTVet 

ein und besteht zu einem großen Teil aus der  

 

Bearbeitung von Tierschutzhinweisen aus der Be-

völkerung. Diese Hinweise gehen teils telefonisch, 

teils per E-Mail ein. Obwohl einige der Hinweise 

auf Miet-, Beziehungs- oder Nachbarschaftsstrei-

tigkeiten basieren, geht die Behörde jeder einzel-

nen Meldung nach. Meistens handelt es sich hier-

bei um Hunde, Katzen oder Pferde, die nach Mei-

nung der Hinweisgeber:innen nicht tierschutzge-

recht gehalten werden. Auch landwirtschaftliche 

Nutztiere und exotische Tiere sind betroffen.  

Nach sachgerechter Abwägung der eingegange-

nen Informationen erfolgt eine unangekündigte, 

amtstierärztliche Kontrolle der Tierhaltung vor Ort. 

Um die tatsächlichen Haltungsbedingung feststel-

len zu können, müssen Tierhaltungen ggf. mehr-

fach angefahren werden, bevor der oder die Ver-

antwortliche anzutreffen ist und die Vorwürfe ge-

prüft werden können. Hierbei werden u.a. die vor-

gefundenen Haltungsbedingungen und der ge-

sundheitliche Zustand der Tiere beurteilt. Der:die 

Tierhalter:in oder die Betreuungsperson erhält die 

Gelegenheit, sich zu den Vorwürfen zu äußern 

und die Situation aus eigener Sicht zu schildern.  

Überprüfungsschwerpunkte bei privaten Tierhal-

tungen sind die  

 Haltungsbedingungen:  

 artgerechte Unterbringung 

 Platzangebot 

 Zustand der Haltungseinrichtung 

 Witterungsschutz 

 regelmäßige Reinigung  

 Ernährung 

 Ernährungszustand des Tieres 

 artgerechte und ausreichende Futter-

versorgung 

 Wasserversorgung in ausreichender 

Qualität und Quantität 

 Fütterungshygiene 

 Pflege und Versorgung der Tiere 

 Pflegezustand des Tieres 

 tägliche Versorgung 

 Auslauf & Bewegungsmöglichkeiten 

 ggf. Möglichkeit zu Sozialkontakt 

 tierärztliche Versorgung  
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Sobald bei der Überprüfung mehr als nur gering-

fügige Mängel festgestellt werden, ergibt sich hie-

raus die Notwendigkeit der Durchführung von 

Nachkontrollen. In der Praxis zeigt sich leider im-

mer wieder, dass einige Tierhalter:innen aufgrund 

fehlender Einsicht oder finanzieller Möglichkeiten 

die geforderten Maßnahmen nicht oder nur unzu-

reichend erfüllen. In solchen Fällen sind weitere 

verwaltungsrechtliche Maßnahmen und zusätzli-

che Nachkontrollen notwendig. Besonders 

schwierig gestalten sich Mängelfeststellungen, 

wenn es um bauliche Voraussetzungen oder Män-

gel in dem Pflege- und Ernährungszustand des 

Tieres geht, besonders z.B. auch bei Hunden um 

die Gewährleistung eines vorgeschriebenen Aus-

laufes im Freien oder eines vorgeschriebenen 

Umganges mit der Betreuungsperson. Schwierig 

ist die Beweisführung auch dann, wenn Hunde 

misshandelt sein sollen, da dies am Verhalten des 

Tieres nicht immer abgelesen werden kann. Erfah-

rungsgemäß verhalten sich Hunde selbst nach-

dem sie vorher geschlagen oder gar misshandelt 

worden sind gegenüber dem:der Tierhalter:in an-

schließend wieder freundlich. 

Neben diesen anlassbezogenen Überprüfungen 

sind die vorgegebenen Routinekontrollen sowie 

amtstierärztlichen Kontrollen im Rahmen der er-

laubnispflichtigen Tätigkeit nach § 11 Tierschutz-

gesetz durchzuführen. 

Bei Feststellung von tierschutzrelevanten Män-

geln erfolgt eine amtstierärztliche Bewertung und 

Gewichtung. Hierbei sind u.a. die für das einzelne 

Tier resultierenden Schäden, Schmerzen und Lei-

den, die Schwere des Verstoßes und die Häufig-

keit von tierschutzrechtlichen Verstößen in die Be-

urteilung mit einzubeziehen. Je nach Resultat wer-

den abgestufte und angemessene verwaltungs-

rechtliche Maßnahmen ergriffen, angefangen von 

einer mündlichen oder schriftlichen Belehrung, 

über schriftliche Anordnungen zur Mängelbeseiti-

gung bis hin zur befristeten oder vollständigen 

Fortnahme von Tieren und einem Tierhaltungs- 

und Betreuungsverbotes. Darüber hinaus wird die 

Einleitung von Ordnungswidrigkeiten- oder Straf-

verfahren geprüft. 

  

Irene Arera 

Dr. Diana Scheffter 

 
Abbildung 23: Enten (Quelle: https://unsplash.com/photos/IChRBaP9gTY, abgerufen 12.08.2022
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Tierseuchen 
Im Land Bremen sind 82 Rinderhaltungen, 29 

Schweinehaltungen (davon nur ein Mastbetrieb mit 

über 200 Tieren), 53 Betriebe mit Schafen und 36 

Betriebe mit Ziegen gemeldet. Von den rund 750 

Geflügelhaltungen gibt es nur einen Legehennenbe-

trieb mit über 100 Hühnern, die anderen sind Klein-

haltungen. Zusätzlich sind 107 Taubenhalter:innen 

gemeldet. Insgesamt befinden sich 265 Pferdehal-

tungen im Einzugsgebiet, davon 22 Betriebe mit 

mehr als 30 Pferden. 

Rechtsetzung 

Ab dem 21. April 2021 muss das neue EU-

Tiergesundheitsrecht „TGR“ (Verordnung (EU) 

2016/429) EU-weit angewendet werden. Das EU-

Recht überlagert das nationale Recht. Daraus resul-

tiert, dass gleichlautende oder entgegenstehende 

Regelungen im nationalen Recht nicht mehr auf 

Tierseuchen angewendet werden dürfen, die vom 

TGR erfasst sind. Die nationalen Vorschriften müs-

sen auf Ihre Konsistenz mit dem TGR abgeglichen 

werden. Soweit dort konkrete unmissverständliche 

Handlungsanweisungen gegeben werden, müssten 

gleichlautende oder entgegenstehende Handlungs-

anweisungen im nationalen Recht gestrichen oder 

auf Tierseuchen beschränkt werden, die in der Re-

gelungskompetenz der Mitgliedstaaten liegen. Die 

Überprüfung auf Konsistenz kann erst erfolgen, 

wenn seitens der EU alle Delegierten Verordnungen 

und Durchführungsverordnungen erlassen wurden. 

Dies ist im Jahre 2021 nicht der Fall und damit lie-

gen viele Regelungen noch nicht endgültig vor. In-

sofern konnte nicht abgeschätzt werden, ob zum 

Beispiel das nationale Tiergesundheitsgesetz geän-

dert werden muss, die nationalen Verordnungen er-

halten bleiben und ob auf Landesebene eigenes 

Tierseuchen-/Tiergesundheitsrecht geschaffen o-

der erhalten werden kann. 

Hochpathogene aviäre Influenza - HPAI 

(Geflügelpest/Vogelgrippe) 

Im November 2020 wurde als Vorsorgemaßnahme 

hinsichtlich der hochpathogenen Aviären Influenza 

(HPAI) wegen Feststellungen der HPAI bei Wildvö-

gel in der Umgebung die allgemeine Aufstallungs-

pflicht des Hausgeflügels im Land Bremen angeord-

net. Nachdem diese Stallpflicht zum 09.05.2021 

aufgehoben wurde, kam es am 27.05.2021 zu einer 

Feststellung der HPAI in einem Kleinstbestand in 

der Stadtgemeinde Bremen mit 21 Stück Geflügel. 

Der Ausbruch wurde wahrscheinlich von in der Um-

gebung ansässigen Stockenten und Graugänsen, 

die direkten Kontakt zum gehaltenen Geflügel hat-

ten sowie über Kot an Schuhen in den Bestand ein-

geschleppt. In der Folge musste der Bestand getö-

tet und für weitere 4 Wochen Schutzzonen auch im 

umliegenden Niedersachsen eingerichtet werden. 

Betroffen von den Maßnahmen waren in der Stadt-

gemeinde Bremen insgesamt rund 200 Kleinsthal-

tungen mit ca. 2500 Tieren der relevanten Geflügel-

arten.  

Auch zunehmend zum 4. Quartal kam es vorwie-

gend in Norddeutschland wieder zu Ausbrüchen der 

Aviären Influenza bei Hausgeflügel und insbeson-

dere Wildvögeln, worauf im Land Bremen vom 

07.12.2021 wieder die Aufstallungspflicht verfügt 

wurde. Betroffen waren davon ca. 750 (608 Bremen 

und 139 Bremerhaven) Halter und Halterinnen, da-

runter viele Hobbyhaltungen im Land Bremen, die 

zusammen etwa 14.000 Stück Geflügel besitzen. 

Unter Geflügel sind nach dem Tierseuchenrecht zu 

verstehen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Reb-

hühner, Fasane (auch Pfauen), Laufvögel, Wachtel, 

Enten und Gänse. Die Geflügelpest ist eine hochan-

steckende und - abhängig von der Art des Geflügels 

- mit schwerwiegenden Krankheitssymptomen und 

Verenden einhergehende Tierseuche, die durch be-

stimmte besonders aggressive Influenzaviren her-

vorgerufen wird. 

Bovines Herpesvirus 1 – BHV1 

Zur Tiergesundheit im Land Bremen ist festzuhal-

ten, dass es auch im Berichtsjahr 2021 bei den Rin-

dern frei von dem Bovinen Herpesvirus 1 (BHV1-

frei) blieb. Die letzten Reagenten, d.h. Rinder, bei 

denen Antikörper gegen das BHV1 im Blut nach-

weisbar sind, waren bereits 2011 aus den Bestän-

den entfernt worden.  

Bovine Virusdiarrhoe / Mucosal Disease 

(BVD / MD) 

Im Land Bremen werden in 82 Beständen etwa 

9000 Rinder gehalten. Die Bovine Virusdiarrhoe / 

Mucosal Disease (BVD / MD) ist eine durch das 

BVD-Virus hervorgerufene Tierseuche der Rinder 

und kommt weltweit vor. Dauerhaft mit dem BVD-

Virus infizierte Rinder (sog. PI-Tiere) stellen nicht 
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versiegende Ansteckungsquellen für den Rinderbe-

stand dar. Ihre Identifizierung und Entfernung aus 

dem Bestand ist deshalb das primäre Instrument zur 

Bekämpfung der wirtschaftlich hoch bedeutsamen 

Tierseuche.  

Die systematische Gewinnung von Gewebsproben 

im Zuge der Markierung neugeborener Kälber (Ohr-

stanzen) hat mit einem letzten Fall im Jahre 2016 

auch im Berichtsjahr zu keiner Identifizierung von 

BVD positiven Kälbern geführt. Ende des Jahres 

2020 hat das Land Bremen daraufhin schon im Vor-

griff auf das in Krafttreten des neuen Tiergesund-

heitsrechtes bei der EU-Kommission einen Antrag 

auf BVD-Freiheit gestellt. Ab 2021 gilt daher ein 

Impfverbot gegen das BVDV für das Land Bremen 

Bovine Spongiforme Enzephalopathie –

BSE; Transmissible Spongiforme Enze-

phalopathie - TSE 

Die BSE ist eine Tierseuche der Rinder, die nach 

derzeitigem Kenntnisstand möglicherweise auch 

auf den Menschen übertragbar ist.  

Seit dem 28. April 2015 entfällt mit der Aufhebung 

der BSE-Untersuchungsverordnung die Verpflich-

tung der systematischen Untersuchungen der ge-

sundgeschlachteten Rinder auf BSE. Deutschland 

hatte im November 2000 den ersten bestätigten Fall 

von BSE. Im Land Bremen sind keinerlei Fälle von 

BSE aufgetreten. Auch hinsichtlich verwandter Er-

krankungen anderer Nutztierarten mit TSE ist bei 

Tieren aus dem Land Bremen weder im Berichtsjahr 

noch in den Vorjahren ein Krankheitsfall zur amtli-

chen Kenntnis gelangt.  

Paratuberkulose 

Mit der am 1. November 2017 in Kraft getretenen 

Niedersächsischen Verordnung zum Schutz der 

Rinder gegen die Paratuberkulose ist eine Untersu-

chungspflicht aller über 24 Monate alten Zuchtrinder 

anhand von Einzelblut- bzw. Einzelmilchproben o-

der von Bestandsmilchproben vorgeschrieben. Die 

Verordnung gibt außerdem vor, dass zur Zucht vor-

gesehene über 24 Monate alte Rinder lediglich dann 

in einen Rinderbestand mit Zuchttieren eingestellt 

werden dürfen, wenn mindestens zwölf Monate vor 

dem Einstellen bei einer Einzeltieruntersuchung 

keine Paratuberkulose festgestellt worden ist. Für 

den Fall des Verbringens von Rindern aus Bestän-

den im Land Bremen in niedersächsische Betriebe 

ist die Niedersächsische Paratuberkulose Verord-

nung ebenfalls zu berücksichtigen. Es haben bereits 

zahlreiche Rinderhalter:innen eine Untersuchung 

ihrer Bestände auf Paratuberkulose durchgeführt. 

Bei einer Sanierung gemäß der Verordnung können 

Entschädigungen durch die Niedersächsische Tier-

seuchenkasse geltend gemacht werden. 

Blauzungenkrankheit – BT (Bluetongue 

Disease) 

Nachdem Deutschland in den Jahren 2006 bis2009 

von der Blauzungenkrankheit betroffen war, war es 

von 2012 bis Dezember 2018 offiziell frei von dieser 

Tierseuche. Seit Dezember 2018 ist die BT erstmals 

seit neun Jahren wieder im Süden Deutschlands 

präsent. Im Land Bremen ist keine BT aufgetreten. 

Vor dem Hintergrund des neuen EU-

Tiergesundheitsrechtes hat das Land Bremen im 

Dezember 2020 bei der EU-Kommission den Status 

der BT-Freiheit beantragt. Dieser ist wie auch zum 

Beispiel in Niedersachsen mit der Durchführungs-

verordnung (EU) 2021/620 vom 15.04.2021 zuer-

kannt worden.  

Amerikanischen Faulbrut der Honig-

biene – AFB 

Die Amerikanischen Faulbrut der Honigbiene, auch 

bösartige Faulbrut genannt, hat den LMTVet über 

ein Jahr beschäftigt. Die bakterielle Erkrankung wird 

durch den Erreger Paenibacillus larvae hervorgeru-

fen, welcher die Brut befällt und ein Absterben der 

Völker zur Folge hat. Die Übertragung erfolgt vor al-

lem durch Räubern der Bienen bei benachbarten 

Völkern und umherliegende infizierte Gerätschaften 

wie belastete Rähmchen. Auch das Verfüttern von 

Honig, besonders Importhonig, kann durch das Vor-

handensein von Faulbrutsporen zur Verbreitung 

beitragen.  

In dem eingerichteten Sperrgebiet wurden Futter-

kranzproben gezogen, um den Befall sämtlicher in 

dem Gebiet befindlicher Bienenhaltungen feststel-

len zu können. Es wurden in 2020 keine neuen Aus-

brüche festgestellt. Die Nachbeprobung der Be-

stände zum Ende des Jahres mit dem Ziel die Seu-

che bei nicht nachgewiesener Sporenbelastung auf-

zuheben, war noch nicht abgeschlossen, das Sperr-

gebiet konnte aber verkleinert werden. Die Bepro-

bung zog sich bis ins Jahr 2021 und hatte Auswir-

kungen auf die Tätigkeit der Imker:innen, die das 

Sperrgebiet nach der Bienenseuchenverordnung 

mit ihren Völkern weder betreten noch verlassen 

durften. Das Sperrgebiet wurde schließlich im Sep-
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tember 2021 aufgehoben, nachdem bei allen ge-

meldeten Betrieben anhand der Futterkranzproben 

keine Faulbrutsporen mehr nachgewiesen wurden. 

Tollwut - RABV 

Große Probleme bereitet die illegale Einfuhr von 

Hundewelpen aus benachbarten EU- sowie Drittlän-

dern ohne Tollwutimpfschutz. Die Tollwut, eine der 

ältesten bekannten viralen Zoonosen, d.h. eine vom 

Tier auf den Menschen übertragbare Infektions-

krankheit, ist weltweit verbreitet. Nach Angaben der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist die Tollwut 

in mehr als 150 Drittstaaten noch nicht ausgerottet 

und 95 % der Fälle beim Menschen werden durch 

Hunde übertragen. Seit 2008 gilt Deutschland wie 

viele andere west- und mitteleuropäische Länder of-

fiziell als tollwutfrei. In Deutschland wurde der letzte 

Tollwutfall (Fledermäuse ausgenommen) bei einem 

Fuchs im Jahre 2006 festgestellt.  

Der illegale Handel mit Hundewelpen ohne Toll-

wutimpfschutz hat sich zu einem sehr lukrativen Ge-

schäft entwickelt. Die Welpen werden „billig“ und 

zum Teil unter katastrophalen Bedingungen „produ-

ziert“. Begleitende Impfausweise sind entweder 

nicht vorhanden, ungültig, gefälscht oder weisen ei-

nen nicht ausreichenden Impfschutz aus.  

Diese Tiere werden, wenn sie amtlicherseits auffal-

len, vom LMTVet beschlagnahmt und im Tierheim 

für die vorgeschriebene Zeit von mindestens 3 Wo-

chen bis zu 4 Monaten im Falle der Einfuhr aus 

Nicht-EU- Ländern isoliert und mit erfolgtem Toll-

wutimpfschutz an die Besitzer:innen zurückgege-

ben. In Bremerhaven waren es im Berichtsjahr 4 

Hunde und in Bremen 18. Die Welpen werden durch 

die Isolation in ihrer Sozialisation und Entwicklung 

nachhaltig gestört und die Tierheime an die Gren-

zen ihrer Belastung gebracht. Die Situation wird den 

LMTVet trotz hoher finanzieller Belastung und Buß-

gelder für die Halter:innen noch auf unabsehbare 

Zeit begleiten.  

Wie wichtig diese Maßnahmen sind zeigt folgender 

einzigartiger Tollwutfall in Bremen.  

Am 14.09.2021 wurde ein Fall von klassischer Toll-

wut (RABV) bei einem illegal aus der Türkei mitge-

brachten acht Wochen alten Welpen in Bremen amt-

lich festgestellt. 

Das Tier wurde am 02.09. ohne Impfung oder Heim-

tierausweis nach Bremen verbracht. Das Tier er-

krankte am 06.09. und wurde am 08.09. in eine nie-

dersächsische Tierklinik aufgenommen, wo es am 

09.09.2021 verstarb. 

Die erste Untersuchung mittels Immunfluoreszenz 

verlief positiv auf Tollwut. Auch die PCR und die 

Zellkultur waren positiv, die Untersuchungsergeb-

nisse des Lebensmittel- und Veterinärinstitut Han-

nover wurden auch durch Untersuchungen des FLI 

(Friedrich-Loeffler-Institut) bestätigt. Eine Ge-

nomsequenzierung des Virus konnte als Herkunfts-

land der Türkei zugeordnet werden.  

Abbildung 24: Kangalwelpe  

(Quelle: https://pixabay.com/de/photos/kangal-hirte-

m%c3%a4nnlich-hund-h%c3%bcndchen-6197387/, abgeru-

fen 17.08.2022) 

Der Welpe hatte hier keine Kontakte zu anderen 

Hunden oder Katzen. Kontakt mit dem Welpen hat-

ten allerdings eine ganze Reihe von Personen, ins-

besondere in der Niedersächsischen Tierklinik, die 

alle Tollwutimpfungen nach einem umfangreichen 

Impfschema gegen eine mögliche Infektion mit den 

Tollwuterreger erhielten. Dabei waren mehrere Ge-

sundheitsämter in Niedersachen und das Gesund-

heitsamt in Bremen involviert. Zum Glück ist es zu 

keinem Erkrankungsfall gekommen.  

Das Bundesministerium für Ernährung und Land-

wirtschaft (BMEL) hat den Tollwutfall der Europäi-

schen Kommission und den Mitgliedstaaten mitge-

teilt. Ebenso erfolgte eine Meldung an die Weltge-

sundheitsorganisation (WHO).  

Der Tollwut-freie Status Deutschlands blieb erhal-

ten, da der an Tollwut erkrankte Welpe nachweislich 

illegal nach Deutschland gebracht worden war. 

 

Dr. Ralf Götz 

Dr. Barbara Meentzen 
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Überwachung Tierischer Nebenprodukte  
Tierische Nebenprodukte fallen bei der Schlach-

tung von Tieren, die für den menschlichen Verzehr 

bestimmt sind, bei der Herstellung von Milcher-

zeugnissen, bei der Beseitigung toter Tiere oder 

im Zuge von Tierseuchenbekämpfungsmaßnah-

men an.  

Des Weiteren handelt es sich bei von Schafen ge-

schorener Wolle auch um ein tierisches Neben-

produkt.  

Ein weiteres Beispiel tierischer Nebenprodukte 

sind die sog. ehemaligen tierischen Lebensmittel. 

Hierbei handelt es sich um Lebensmittel tierischen 

Ursprungs, die aus den verschiedensten Gründen 

nicht mehr verzehrt werden können. Zu den Grün-

den zählen Lebensmittel dessen Verbrauchsda-

tum abgelaufen sind, Lebensmittel mit beschädig-

ten Verpackungen und Lebensmittel, welchen auf-

grund von Nachweisen von Keimen nicht mehr 

verzehrt werden dürfen. Auch die in der Gastrono-

mie anfallenden Speisereste fallen unter diesen 

Begriff.  

Alle tierischen Nebenprodukte müssen so behan-

delt werden, dass bei ihrer weiteren Verarbeitung 

oder ihrer Beseitigung keine Risiken für Mensch, 

Tier und Umwelt entstehen.  

Durch umfangreiche rechtliche Anforderungen im 

EU - Recht sowie im nationalen Recht wird sicher-

gestellt, dass die Verwertung und Beseitigung so 

erfolgt, dass es keine Gefährdung für die Gesund-

heit von Mensch und Tier gibt. 

Im Land Bremen liegen die Zuständigkeiten für 

diesen Rechtsbereich bei der Senatorin für Ge-

sundheit, Frauen und Verbraucherschutz und dem 

Lebensmittelüberwachungs-, Tierschutz- und Ve-

terinärdienst des Landes Bremen (LMTVet). 

Der LMTVet ist zuständig für die Registrierung von 

Betrieben, die mit tierischen Nebenprodukten und 

Folgeprodukten umgehen. Die Zulassung von Be-

trieben, die mit tierischen Nebenprodukten arbei-

ten wollen, liegt bei der Senatorin für Gesundheit, 

Frauen und Verbraucherschutz.  

Beide Betriebsarten unterliegen der Kontrolle 

durch der Tierärzte:innen des LMTVet. Auf Grund-

lage eines bundesweit einheitlichen Systems der 

Risikobewertung wird festgelegt, in welcher Häu-

figkeit ein Betrieb grundsätzlich zu kontrollieren 

ist.  

Hierbei fließen die folgenden Kriterien in die Risi-

kobewertung mit ein:  

 Betriebs- oder Anlagenart 

 die Kategorie des Materials des tierischen Ne-

benprodukts 

 die Art der eingesetzten Materialien (Rohma-

terial oder Folgeprodukt der Kategorien 1-3) 

 die Herkunft der Materialien (lokal, regional, 

national, aus der EU oder aus Drittländern)   

 die Größe  

Bewertet werden unter anderem  

 der bauliche Zustand des Betriebes 

 die Reinigungs- und Desinfektionsmaßnah-

men 

 die Trennung von anderen Betrieben 

 der Zustand der Anlagen 

 Ausrüstungen und Gerätschaften 

 das Kontaminationsrisiko  

 die Schädlingsbekämpfung 

Im Bereich des Personals gibt es die folgenden 

entscheidenden Kriterien zur Bewertung: 

 Schulungen 

 die Nutzung von Schutzkleidung und  

 das Hygieneverhalten  

Ein wichtiger Teil ist die Bewertung der betriebli-

chen Eigenverantwortung. Hierzu gehören in Ab-

hängigkeit von der Betriebsart  

 das Vorhandensein eines Qualitätsmanage-

mentsystems und  

 die Durchführung von HACCP-Verfahren  

Für jedes Unternehmen sind betriebliche Eigen-

kontrollen, die Dokumentation aller Vorgänge und 

die Einrichtung eines Systems zur Rückverfolg-

barkeit unabdingbar.  

Die durchgeführten Kontrollen werden in einem 

Datenbanksystem erfasst und nach jeder Kon-

trolle wird die bestehende Risikobewertung über-

prüft und ggf. angepasst. Aus dieser Bewertung 

ergeben sich Kontrollfrequenzen in Abhängigkeit 

von der Risikobewertung zwischen 12 und 60 Mo-

naten.  
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Im Jahr 2021 wurden in den zugelassenen und re-

gistrierten Betrieben im Land Bremen 11 Kontrol-

len durchgeführt.  

Alle zugelassenen und registrierten Betriebe wer-

den in Listen veröffentlicht, d.h. es ist für alle ein-

sehbar, welche Betriebe in Deutschland, in der EU 

und auch in Drittländern mit tierischen Nebenpro-

dukten umgehen. 

Zu den Routinetätigkeiten gehören weiterhin die 

Rückmeldung der eingehenden Sendungen für 

verarbeitete tierische Proteine, die aus anderen 

Staaten der EU geliefert werden sowie die Prüfun-

gen und Rückmeldung der Sendungen von Roh-

materialien aus Drittländern, die für die Herstel-

lung von Heimtierfutter verwendet werden.  Diese 

Folgeprodukte bzw. Rohmaterialien dürfen nur an 

bestimmte Betriebe „kanalisiert“ verbracht wer-

den.  Diese Rückmeldungen werden im TRACES 

System abgebildet.   

Neben der Regelkontrolle dieser Betriebe besteht 

eine zentrale Aufgabe der zuständigen Behörde 

darin, dass tierische Nebenprodukte auf ihrem 

Weg von der Einfuhr aus Drittländern zu Lager- 

und Verarbeitungsbetrieben einer besonderen 

Überwachung unterliegen. Dabei informiert die 

Grenzkontrollstelle, an der die Einfuhr dieser Pro-

dukte stattfindet, die zuständige Veterinärbehörde 

für den zugelassenen Lager- und Verarbeitungs-

betrieb über die veterinärrechtliche Abfertigung 

dieser Produkte.  

Diese Information erfolgt über das „Trade Control 

and Expert System“ (TRACES), das dem Informa-

tionsaustausch zwischen den Veterinärbehörden 

dient und die Rückverfolgbarkeit von Produkten si-

chert. Das bedeutet, dass ein Kontrollsystem zur 

Überprüfung des Wareneingangs dieser Sendun-

gen installiert ist. Nachdem die Ankunft der Sen-

dung vom Empfangsbetrieb gemeldet und über-

prüft wurde, erfolgt eine Rückmeldung der Be-

hörde innerhalb von 15 Tagen an die Grenzkon-

trollstelle.  

Bei fehlender Rückmeldung ist es Aufgabe der 

Grenzkontrollstelle den Verbleib solcher Sendun-

gen nachzuverfolgen. Auch im innergemeinschaft-

lichen Handel sind für bestimmte Erzeugnisse 

Rückmeldungen an die für den versendenden Be-

trieb zuständigen Behörden notwendig. Alle diese 

Maßnahmen dienen der Sicherstellung der ord-

nungsgemäßen Verwendung von tierischen Ne-

benprodukten. 

 

Dr. Maximilian Herms 

Elisabeth Oltmann 

 

Abbildung 25: Schafe auf Wiese (Quelle: https://unsplash.com/photos/olH5AeriMPg, abgerufen 12.02.2022) 
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Abbildung 26: Wiese mit Zaun (Quelle: https://cdn.pixabay.com/photo/2018/10/10/19/41/fence-3738188_960_720.jpg ab-

gerufen 12.09.2022) 
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Abbildung 27: Rapsfeld (Quelle: https://unsplash.com/photos/Hs7tww2tFEA, abgerufen 12.08.2022) 
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Pflanzenschutzdienst Bremen 2021  

Aufgaben und Organisation des Pflan-

zenschutzdienstes 

Der Aufgabenbereich des Pflanzenschutzdienstes 

(PSD) umfasst alle Tätigkeiten zur Erhaltung von 

gesunden Pflanzenkulturen, zur Abwehr von 

Pflanzenkrankheiten sowie zum Erhalt und zur 

Verbesserung der Pflanzengesundheit auch durch 

die Beratung und Schulung zur nachhaltigen An-

wendung von Pflanzenschutzmitteln (PSM). Dazu 

gehören insbesondere Aufgaben wie:   

 Die Überwachung der Pflanzenbestände so-

wie der Vorräte von Pflanzen und Pflanzener-

zeugnissen auf das Auftreten von Schadorga-

nismen, insbesondere auch von Quarantäne-

schadorganismen.  

 Die Überwachung des Beförderns, des Inver-

kehrbringens, des Lagerns, der Einfuhr und 

der Ausfuhr von Pflanzen, Pflanzenerzeugnis-

sen und Kultursubstraten im Rahmen des 

Pflanzenschutzes sowie der Ausstellung ent-

sprechender Zertifikate.  

 Die Beratung zu Kulturpflanzen, die Aufklä-

rung und Schulung auf dem Gebiet des Pflan-

zenschutzes für alle, die mit PSM umgehen, 

einschließlich den Themengebieten Integrier-

ter Pflanzenschutz und Bienenschutz.  

 Die Kontrolle der Einfuhr, des Inverkehrbrin-

gens und der Anwendung von PSM. 

Nähere Ausführungen zu den Aktivitäten des PSD 

im Bereich der Pflanzengesundheit finden Sie auf 

den Seiten 42 ff. Nachfolgend werden die Tätig-

keiten für den Bereich des allgemeinen Pflanzen-

schutzes ausführlicher dargestellt: Ziel der Arbeit 

des PSD im Bereich allgemeiner Pflanzenschutz 

ist u. a. der nachhaltige Einsatz von PSM zur Si-

cherung einer qualitativ hochwertigen Pflanzen-

produktion und zur Erhaltung gesunder Pflanzen-

bestände. Der Anwender von PSM muss dabei 

ebenso den Schutz der Verbraucher:innen, der 

Umwelt wie auch die Erhaltung der natürlichen Le-

bensgrundlagen im Blick haben. Durch die Ent-

wicklungen der letzten Jahre und die daraus resul-

tierenden Rechtsänderungen ist der Fokus der Tä-

tigkeiten der PSD der Bundesländer stärker auf 

die Beratung und Schulung mit Schwerpunkt Um-

weltschutz auszurichten. Für die Anwendung von 

PSM wurden strengere Regeln fixiert, um dieses 

anspruchsvolle Ziel zu erreichen. Der Integrierte 

Pflanzenschutz hat an Bedeutung gewonnen und 

ist vom Leitbild zur „generellen Verpflich-

tung“ hochgestuft worden. Somit sind die Vorbeu-

gung und Bekämpfung von Schadorganismen 

durch Maßnahmen wie z.B. geeignete Frucht-

folge, der Pflanzung resistenter oder toleranter 

Pflanzensorten und dem Einsatz, Schutz und der 

Förderung von Nützlingen in der Landwirtschaft 

und Gartenbau vorgegeben. Einer PSM-

Anwendung geht demzufolge immer ein Abwä-

gungsprozess von Nutzen und Risiken voraus. 

Das bedeutet auch, dass die fachlichen Anforde-

rungen an Anwender, Händler und Berater gestie-

gen sind.  

Die Sachkunde-Verordnung im Pflan-

zenschutz 

Die Umsetzung der Neufassung der Sachkunde-

Verordnung begann im Jahr 2015. Rund 750 

Sachkundige aus Landwirtschaft, Gartenbau und 

dem Handel, Beratung und Dienstleistungsgarten-

bau sind im Land Bremen im Besitz einer Sach-

kundenachweiskarte. Mit der Einführung der 

Sachkundecheckkarten ist der Nachweis der Qua-

lifikation von Gärtner:innen und Landwirt:innen in-

nerhalb Deutschlands vereinheitlicht worden. Die 

durch die Karte ausgewiesene Sachkunde muss 

innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren ab der 

erstmaligen Ausstellung durch die Teilnahme an 

einer von der Behörde anerkannten Fortbildung 

aufgefrischt werden. Erfolgt keine solche Teil-

nahme kann die Sachkunde durch die Behörde 

entzogen werden. Die inhaltlichen Anforderungen 

an Fortbildungen sind in der Sachkundeverord-

nung festgelegt und wurden durch eine Leitlinie 

der Länder konkretisiert: Zu den obligatorischen 

Inhalten gehört u. a. die Vermittlung von aktuellen 

gesetzlichen Regelungen, der ordnungsgemäße 

Umgang mit PSM zum Anwenderschutz, die In-

halte des Integrierten Pflanzenschutzes und die 

Diagnose von Schadbildern und deren Behand-

lung gemäß des Integrierten Pflanzenschutzes. 

Die notwendigen Fortbildungen bietet u. a. der 

PSD Bremen in unterschiedlichen Konstellationen 

an: Der PSD hat auch kommerzielle Anbieter:in-
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nen für die Durchführung von Schulungen aner-

kannt, sofern sie die Anforderungen an die Quali-

fizierung der Referent:innen und der Inhalte erfüll-

ten. So wurde speziell für Apotheker:innen und 

pharmazeutisch-technische Angestellte gezielt 

eine Schulung angeboten. Für Produktionsgärt-

ner:innen sowie Garten- und Landschaftsgärt-

ner:innen werden Fortbildungen in den Räumlich-

keiten der Grünen Schule in der Botanika im Rho-

dodendronpark durchgeführt. Weitere Schulungen 

wurden für die Mitarbeitenden von Gartencenter 

als geschlossene Veranstaltung abgehalten. Im 

Jahr 2021 wurden neben drei Präsenzveranstal-

tungen weitere Onlineschulungen über das Jahr 

verteilt angeboten. Die Sachkundigen kommen 

aus Bremen und dem niedersächsischen Umland. 

Ein Schulungsschwerpunktthema war die Bedeu-

tung und die Umsetzung des Integrierten Pflan-

zenschutzes. Der Integrierte Pflanzenschutz ist 

nach der „Guten fachlichen Praxis“ im Pflanzen-

schutzgesetz fixiert und daher verbindlich in der 

Praxis umzusetzen. Umsetzung des Integrierten 

Pflanzenschutz (IPS) Im deutschen Gesetz zum 

Schutz der Kulturpflanzen ist der IPS in § 2 defi-

niert als eine Kombination von Verfahren, bei de-

nen unter vorrangiger Berücksichtigung biologi-

scher, biotechnischer, pflanzenzüchterischer so-

wie anbau- und kulturtechnischer Maßnahmen die 

Anwendung chemischer PSM auf das notwendige 

Maß beschränkt wird. Das Prinzip „so wenig wie 

möglich, so viel wie nötig“ soll hier zur Anwendung 

kommen. Das notwendige Maß bei der Anwen-

dung von PSM beschreibt die Intensität der An-

wendung, die notwendig ist, um den Anbau der 

Kulturpflanzen, besonders vor dem Hintergrund 

der Wirtschaftlichkeit, zu sichern. Dabei wird vo-

rausgesetzt, dass alle anderen praktikablen Mög-

lichkeiten zur Abwehr und Bekämpfung von Scha-

dorganismen ausgeschöpft und die Belange des 

Verbraucher:innen- und Umweltschutzes sowie 

des Anwenderschutzes ausreichend berücksich-

tigt werden. Anhand der erhöhten Nachhaltigkeits-

anforderungen an die landwirtschaftliche Produk-

tion kann man eine deutliche Ausrichtung auf ei-

nen Land- und Gartenbau erkennen, der mehr auf 

den IPS und auf alternative Bekämpfungsmaß-

nahmen ausgelegt ist. Für die Umsetzung dieser 

Grundsätze des IPS wurde ein Fragebogen für 

Praktizierende mit Fragen z. B. zur vorbeugenden 

Maßnahmen, alternativen, nicht-chemischen 

Pflanzenschutzverfahren, oder zur Resistenz-ver-

meidung entwickelt, der zusammen mit den Kon-

trolleur:innen bei der Pflanzenschutzkontrolle aus-

gefüllt wird, sofern dies nicht bereits von Land-

wirt:innen selbst erledigt wurde. Der ausgefüllte 

Fragebogen verbleibt gemeinsam mit den übrigen 

Pflanzenschutzunterlagen und Nachweisen auf 

dem Betrieb. Die Kontrolleur:innen vermerken in 

den Kontrollprotokollen, dass der Fragebogen 

ausgefüllt wurde. Der vollständige Text der Leitli-

nie der allgemeinen Grundsätze des integrierten 

Pflanzenschutzes kann auch auf der Homepage 

des LMTVet eingesehen werden.  

Ein weiterer Schulungsschwerpunkt war das 

Thema „persönlichen Schutzausrüstung“ beim 

Umgang mit PSM. Hierzu wurden die Teilneh-

mer:innen auf die Richtlinie für die Anforderun-

gen an die persönliche Schutzausrüstung im 

Pflanzenschutz hingewiesen und über die Anfor-

derungen zum Tragen der Schutzausrüstung un-

terrichtet. Bei der Zulassung eines PSM wird 

nicht nur der Anwenderschutz berücksichtigt, 

sondern auch der Schutz von Personen, die Fol-

gearbeiten in den behandelten Kulturen durch-

führen. Durch das Tragen von zertifizierter Ar-

beitskleidung soll das Risiko einer gesundheitli-

chen Gefährdung minimiert werden. Verstöße 

gegen das Tragen von Schutzkleidung stellen 

eine Ordnungswidrigkeit dar und können mit ei-

nem Bußgeld geahndet werden. 
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Pflanzenschutz-Kontrollen im Land Bremen  

Arbeitsgemeinschaft „Pflanzenschutz-

mittelkontrolle“ und das Pflanzen-

schutz-Kontrollprogramm  

Die fachlichen Schwerpunkte für die Kontrollen 

der Länderdienste werden durch die Arbeits-

gruppe „Pflanzenschutzmittelkontrolle“ (AG PMK) 

entwickelt. Das abgestimmte jährliche Arbeitspro-

gramm bildet die Basis für das Pflanzenschutz-

Kontrollprogramm der Länder. Dieses beruht auf 

einer Selbstverpflichtung der Länder, wird unter 

Mitwirkung des Bundes erstellt und von den zu-

ständigen Behörden im Rahmen der fachrechts-

bezogenen Kontrollaufgaben durchgeführt.  

Vorrangige Ziele des Programms sind:  

 Die Überprüfung der Einhaltung pflanzen-

schutzrechtlicher Vorschriften insbesondere 

beim Inverkehrbringen und bei der Anwen-

dung von PSM und Pflanzenschutzgeräten; 

 die Nichtbeachtung von Vorschriften durch 

angemessene Maßnahmen abzustellen 

 die Verfolgung und Ahndung von Verstößen.  

Grundlage für die Durchführung des Programms 

ist das von der eingesetzten Expertengruppe er-

stellte Handbuch, an dessen Erarbeitung und Ak-

tualisierung sich der PSD Bremen innerhalb der 

AG PMK kontinuierlich beteiligt. Es beinhaltet In-

formationen über die verschiedenen Rechtsgrund-

lagen und Kontrollbereiche, Vorgaben zu den 

Prüftatbeständen, Aussagen zum Kontrollumfang 

sowie Hinweise zur Berichterstattung an das Bun-

desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-

sicherheit (BVL). Das Handbuch dient in den Län-

derdiensten auch als Nachschlagewerk, als Weg-

weiser für die praktische Durchführung der Pflan-

zenschutzkontrollen, mit der Absicht, bundesweit 

vergleichbare Ergebnisse zu erhalten. Die im 

Handbuch genannten Methoden und Muster-Kon-

trollbögen dienen als Arbeitsgrundlage in den 

Bundesländern. Die Kontrollschwerpunkte im Be-

richtszeitraum konzentrierten sich in Bremen auf-

grund des geringen Anteils landwirtschaftlich und 

gartenbaulich genutzter Flächen wie in den Jahren 

zuvor wieder auf den Bereich der Anwendung von 

PSM auf „Nichtkulturland“. Dazu gehören Flächen 

in gewerblichen Bereichen wie zum Beispiel Tank-

lager, Gleisanlagen, Umspannungswerke oder 

Gasreglerstationen. 

Abbildung 28: Ausohrlöcher (Eichensplintkäfer) an frisch gepflanzten Eichen im Straßenbegleitgrün (Quelle: Pflanzenschutz 

LMTVet) 
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Ein weiterer bundesweiter Schwerpunkt ist die 

Kontrolle zur Anwendung von Insektiziden. Da es 

im Lande Bremen keine nennenswerten gewerbli-

chen Anbauer:innen von Obst- und Gemüse sowie 

von Wein und Beerenobst gibt, wurde dieser 

Schwerpunkt im Rapsanbau kontrolliert. Dabei 

wurde zusammenhängend der Umgang mit PSM 

und die Einhaltung der Bienenschutzverordnung 

kontrolliert. Es kam hier zu keiner Beanstandung. 

Ein weiteres Schwerpunktthema ist die Verwen-

dung von PSM auf sogenannten Flächen, die für 

die Allgemeinheit bestimmt sind. Zu diesen Flä-

chen für die Allgemeinheit zählen z. B. Flächen in 

öffentlichen Parks, Funktionsflächen auf Golfplät-

zen, Friedhöfe, öffentliche Gärten, Grünanlagen in 

öffentlich zugänglichen Gebäuden, Sport- und 

Freizeitplätze, Schul- und Kindergartengelände, 

Spielplätze, Flächen in unmittelbarer Nähe von 

Einrichtungen des Gesundheitswesens und wei-

tere. Auf diesen Flächen dürfen nur PSM einge-

setzt werden, die für diese Bereiche genehmigt 

wurden.  

Verkehrs- und Anwendungskontrollen  

Tabelle 8: Übersicht zu 2021 durchgeführten Kon-

trollen von Gartencentern, Baumärkten, Groß-

händlern bei der Abgabe von PSM 

Anzahl Kontrollierter Betriebe 28 

Anzahl kontrollierter Mittel 224 

Anzahl überprüfter Sachkundenach-

weise 

38 

Verstöße gegen das Selbstbedie-

nungsverbot 

0 

Aus der Tabelle 8 ist zu ersehen, dass im Berichts-

jahr 28 Betriebe, die PSM in den Verkehr bringen, 

kontrolliert wurden. Dabei handelte es sich unter 

anderem um Gartenbaubetriebe, Gärtnereien, 

Apotheken, Gartencenter, Drogerien oder Bau-

märkte. Dort wird in erster Linie die Einhaltung des 

Selbstbedienungsverbotes, der Kennzeichnungs-

verpflichtungen und die Zulassung von PSM über-

prüft. Darüber hinaus dürfen Erwerber:innen von 

PSM vor der Abgabe nur von sachkundigen Per-

sonen über die gesetzlichen Beschränkungen und 

Verbote im Umgang mit PSM unterrichtet werden. 

Es wurde die Zulassung und Kennzeichnung von 

insgesamt 224 PSM geprüft. Zudem wurden im 

Berichtsjahr 38 Personen auf deren gültige Sach-

kunde hin kontrolliert. Es handelt sich hier um die 

Sachkunde für den Verkauf von PSM. Zur Kon-

trolle des Selbstbedienungsverbotes konnte im 

Jahr 2021 in den Betrieben keine Beanstandung 

festgestellt werden. Der freie Zugang zu den PSM 

ist im Handel nicht erlaubt 

Internethandel mit Pflanzenschutzmit-

teln 

Aufgrund von Meldungen aus den anderen Bun-

desländern konnten neun Privatkäufer:innen iden-

tifiziert werden, die PSM erworben hatten, die nur 

für den gewerblichen Bereich zugelassen sind. 

Vor dem Kauf hätten sie ihren Sachkundeausweis 

im Pflanzenschutz vorlegen müssen. Dieses 

wurde aber von den Verkäufer:innen nicht kontrol-

liert. Daher wurden diese Käufer:innen im Nach-

hinein zur Sachkunde kontrolliert. Bei einer Vor-

Ort-Kontrolle wurde dann weiterhin bei einigen 

Käufer:innen festgestellt, dass sie dieses nur für 

den gewerblichen Bereich zugelassene PSM ver-

wendet haben. Dieses hatte zur Folge, dass diese 

Anwendung geahndet wurde. Weiterhin wurden 

die Besitzer:innen aufgefordert die PSM einer or-

dentlichen Entsorgung zukommen zu lassen.  

Vielen Haus- und Kleingartenbesitzer:innen ist 

nicht bewusst, dass Herbizide, die nur für den ge-

werblichen Bereich zugelassen sind, nicht von 

ihnen verwendet werden dürfen. Sie werden trotz-

dem gekauft und ohne entsprechende Sachkunde 

angewendet, was eine Gefahr für Menschen, 

Tiere und Pflanzen in der Umgebung nach sich 

zieht. 

Einfuhr und Transit von Pflanzen-

schutzmitteln über die Bremischen Hä-

fen 

Auch 2021 wurden diverse Verdachtskontrollen 

von Pflanzenschutzmitteln in den Seehäfen des 

Landes Bremen anhand von Recherchen in der 

Gefahrgutdatenbank Bremen und vor allem Bre-

merhaven durchgeführt. Beide sind wichtige Hä-

fen für den weltweiten Handel mit Chemikalien 

und PSM. Es werden sowohl fertig formulierte 

PSM eingeführt, als auch Wirkstoffe zur Herstel-

lung von PSM, die weiteren Veredlungsstufen zu-

geführt werden. Im Jahr 2021 wurden 8051 Con-

tainer mit bestimmten Gefahrgütern über die Da-

tenbank kontrolliert. Dabei konnten 686 Sendun-

gen (10813 t) mit PSM oder Wirkstoffen identifi-

ziert werden. Beim Import von PSM besteht keine 

Anmelde- oder Vorführpflicht. Daher werden die 
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Kontrollen zunehmend mehr in enger Zusammen-

arbeit mit den Zolldienststellen durchgeführt. 

Durch den Status des Freihafens ist die Kontroll-

tätigkeit des Pflanzenschutzdienstes vor Ort ein-

geschränkt, weil ein direkter Zugriff auf die Import-

sendungen nicht ohne Mithilfe des Zolls und der 

für die Hafensicherheit zuständigen Dienststellen 

möglich ist.  

 

Tabelle 9: Einfuhrkontrollen von Pflanzenschutzmitteln 

Einfuhrkontrollen von Pflanzenschutzmitteln 2018 2019 2020 2021 

Durchgeführte Kontrollen 513 357 522 487 

Anzahl der relevanten Gefahrgutmeldungen (Container) 8307 4808 9788 8051 

Anzahl Container mit Pflanzenschutzmittel / Wirkstoffe 792 498 1064 686 

Anzahl Importierter Container nach DE 100 82 76 123 

Anzahl Exportierter Container 124 60 80 20 

Anzahl der Transitcontainer die über die bremischen  

Häfen weiter Transportiert wurden 

568 356 908 556 

Gesamtmenge der kontrollierten Pflanzenschutzmittel / Wirk-

stoffe in Tonnen (t) 

10419 6887 17791 10813 

Tiefergehende Recherchen / Kontrollen zu den Sendungen 78 40 40 61 

 

Kontrollen von Einfuhr- und Transitsen-

dungen von Saat- und Pflanzgut 

2021 wurden im Rahmen der Pflanzenschutzmit-

telverkehrskontrolle bei 69 Einfuhrsendungen von 

Saat- und Pflanzgut Dokumentenkontrollen durch-

geführt (vgl. Tabelle 10). Dabei mussten zwei Sen-

dungen beanstandet werden. Es handelte sich bei 

einer Sendung um Stecklinge aus Japan. Nach 

Durchsicht der Begleitpapiere wurde festgestellt, 

dass diese Stecklinge in ihrem Ursprungsland mit 

PSM behandelt wurden, die in der EU nicht zuge-

lassen waren. Da die Verzollung in Nord-Rhein-

westfalen stattfinden sollte, wurde die zuständige 

Behörde dort über die Einfuhr unterrichtet.  

Bei der zweiten beanstandeten Sendung sollte 

aus der Türkei Kleesaatgut eingeführt werden. 

Dieses Saatgut wurde mit einem hier in Deutsch-

land nicht zugelassenem PSM inkrustiert. Daher 

musste die Einfuhr verweigert werden.

Tabelle 10: Übersicht Kontrollen von Saat- und Pflanzengut im Jahr 2021           *PSM= Pflanzenschutzmittel 

Kontroll-

jahr 

Anzahl 

Sendungen 

Bezeichnung des 

Saatguts 

Sendungen mit  

anhaftendem PSM* 

Gesamtmenge in 

Tonnen 

2021 69 Weidelgras 

Gemüsesaatgut 

Bohnen 

Klee 

Erbsen 

Stecklinge 

 

 

 

1 

 

1 

24622 
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Abbildung 29 : Probe Kleesaaatgut mit rosa eingefärbten PSM (Quelle: Pflanzenschutz LMTVet)

Erteilung von Ausnahmegenehmigun-

gen sowie Kontrollen der Anwendung 

von Pflanzenschutzmitteln auf Nicht-

kulturland in 2021  

Auf sogenanntem „Nichtkulturland“ ohne landwirt-

schaftliche oder gärtnerische Nutzung ist die An-

wendung von PSM nicht erlaubt. PSM können hier 

nur im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung, die 

nach Einzelfallprüfung vom PSD erteilt wird, ange-

wendet werden. Kriterien für die Genehmigung 

sind unter anderem die Gewährung der Betriebs-

sicherheit z. B. bei Gleisanlagen im Rangierbe-

reich oder die Sicherheit bei Arbeiten im Straßen-

begleitgrün.

 

Die Anwendung von PSM kann im Einzelfall auch 

in unfallträchtigen Bereichen auf Sportplätzen ge-

nehmigt werden.  

Im Berichtsjahr 2021 wurden 11 Ausnahmegeneh-

migungen erteilt. Der Rückgang der Anträge auf 

Ausnahmegenehmigung in den letzten Jahren 

hängt unmittelbar mit der Regelung für Flächen, 

die für die Allgemeinheit bestimmt sind, zusam-

men. Für diese Anwendungsflächen gibt es mitt-

lerweile eine Auswahl zugelassener PSM. Hier ist 

die Anwendung dann nicht mehr an eine Ausnah-

megenehmigung gebunden. Die Verantwortung 

für eine ordnungsgemäße Anwendung obliegt 

dann dem sachkundigen Anwender. 

 

Tabelle 11: Übersicht über die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sowie Kontrollen der Anwendung 

von Pflanzenschutzmitteln auf Nichtkulturland im Jahr 2021 

Flächenkategorie Anzahl erteilter 

Genehmigungen 

Gültigkeit der 

Genehmigung 

Durchgeführte 

Kontrollen 

Verkehrsflächen, Wege & Plätze  

(Maßnahmen zur Verkehrssicherung) 

1 2021 3 

Bahnhöfe, Gleisanlagen, sonstige Infrastruktur-

objekte schienengebundenen Verkehrs 

7 2021 1 

Umspannwerke, Strommasten oder 

-Leitungen, Gasleitungen & Gasamaturenplätze 

2 2021 0 

Industrie- und Gewerbeflächen 0 0 0 

Bekämpfung invasiver Arten  0 0 0 

Rebböschungen  

(Bekämpfung von verwilderten Reben) 

0 0 0 

Sonstige Flächen Deichanlagen 1 2021 1 
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Unkrautbekämpfung auf Nichtkultur-

land 

Problematisch ist weiterhin die Behandlung von 

Nichtkulturland wie Betriebsflächen oder sonstiger 

Funktionsflächen auf Betriebsgeländen oder auch 

auf Geh- oder Fahrwegen sowie allen anderen 

versiegelten Flächen oder sog. wassergebunde-

nen Flächen.  

Die Auswahl an zugelassenen Wirkstoffen ist für 

diesen Anwendungszweck in den letzten Jahren 

deutlich zurückgegangen. PSM mit dem Wirkstoff 

Glyphosat sind hinsichtlich potentieller Gesund-

heits- und Umweltrisiken in die Kritik geraten und 

werden daher im Lande Bremen für die Anwen-

dung auf Nichtkulturland nicht mehr genehmigt.  

Daher erfahren alternative Verfahren zur Regulie-

rung von pflanzlichem Aufwuchs immer größeres 

Interesse, obwohl diese in der Regel gegenüber 

einer chemischen Bekämpfung mit einem finanzi-

ellen und personellen Mehraufwand verbunden 

sind.  

Durch die kontinuierliche Beratung der Antragstel-

ler:innen über die unterschiedlichen Verfahren als 

Alternative zum Einsatz von Herbiziden versucht 

der PSD diese Verfahren verstärkt zum Einsatz 

kommen zu lassen.  

Dazu zählen mittlerweile die Betriebsflächen von 

größeren Unternehmen im Hafengebiet oder auch 

im öffentlichen Nahverkehr. Die Verfahren sind in 

den vergangenen Jahren technisch weiterentwi-

ckelt worden. Dazu zählen z. B. Infrarotgeräte o-

der Geräte, die auf Heißwasserbasis arbeiten.  

In Bremen kann man zunehmend mehr Einsätze 

von Heißwassergeräten beobachten. In der Über-

seestadt wird das sog. Wave Verfahren auf unter-

schiedlichen Untergründen zur Unkrautregulie-

rung eingesetzt. Die Wasserdüsen können je nach 

Art und Aufbau des Untergrundes variiert, die Ar-

beitshöhe kann angepasst werden und die Wen-

digkeit für die Behandlung von Zäunen u. ä. ist ge-

geben.  

Entscheidend beim Einsatz von alternativen Ver-

fahren ist die Erarbeitung und Umsetzung eines 

effektiven Konzepts zur Regulierung des Auf-

wuchses, da der Einsatz der Geräte während der 

Vegetationsperiode zwei- bis viermal wiederholt 

werden muss. Das Vorarbeiten durch mechani-

sches Kehren und das anschließende Entfernen 

des organischen Materials sind ebenfalls ent-

scheidend. Hier ist häufig noch eine gezielte Bera-

tung erforderlich, da ansonsten der Wirkungsgrad 

der folgenden Anwendung stark reduziert ist.  

Beispiele aus der Pflanzenschutzbera-

tung 

Die Beratung in Bremen umfasst spezielle Anfra-

gen und Probleme aus verschiedenen Bereichen 

des Garten- und Landschaftsbaus, aus Garten-

baubetrieben, Dienstleistungsgartenbau, Haus- 

und Kleingartenbereich, zunehmend aber auch 

aus dem öffentlichen Grün bzw. von den für die 

Pflegearbeiten zuständigen Betrieben.  

Im Rahmen der EU-Rechtsetzung ist es erklärtes 

Ziel, den sog. Integrierten Pflanzenschutz und den 

Einsatz von Nützlingen im Pflanzenschutz weiter 

zu entwickeln und in die Praxis einzuführen.  

Der Nützlingseinsatz bietet diverse Vorteile im 

Vergleich zu Maßnahmen des chemischen Pflan-

zenschutzes: 

 Die Anwendung ist in der Regel einfach, 

schnell und ohne Schutzmaßnahmen durch-

führbar.  

 Für Menschen, Haustiere, Pflanzen, Boden 

und Wasser gehen keine Gefahren von den 

Nützlingen aus.  

 Es sind keine Wartezeiten einzuhalten 

 und es gibt keine Wirkstoffrückstände oder 

andere negative Auswirkungen auf die Ge-

sundheit von Mensch und Tier.  

Der bekannteste Nützling zum Einsatz gegen 

Blattläuse ist der asiatische Marienkäfer. Es gibt 

beispielsweise auch Arten von Schlupfwespen, 

die im Gewächshaus freigelassen werden, um das 

Problem der Weißen Fliege in Tomatenkulturen zu 

regulieren.  

Im Maisanbau ist der Befall mit dem Maiszünsler 

(ein kleiner Schmetterling) ein Problem. Hierge-

gen kann der Einsatz von Schlupfwespen der Gat-

tung Trichogramma als Gegenmaßnahme helfen. 

Die Schlupfwespen legen ihre Eier in die Eier der 

Maiszünsler, die dann absterben.  

Für eine erfolgreiche Bekämpfung von Krankhei-

ten und Schädlingen muss der Nützlingseinsatz 

genau auf den Schädling abgestimmt werden und 

auch andere Faktoren wie z. B Temperatur und 

Entwicklungsstadium müssen berücksichtigt wer-

den.  



 

41 
 

PFLANZENSCHUTZ.-KONTROLLEN IM LAND BREMEN                                                                                                                           JAHRESBERICHT VERBRAUCHERSCHUTZ BREMEN 2021 

 

2 
In den konventionell arbeitenden Betrieben lässt 

sich die Arbeit mit Nützlingen umsetzen, wenn nur 

PSM zum Einsatz kommen, die als nützlingsscho-

nend eingestuft sind. Der PSD übernimmt auf An-

frage die Bestimmung der Krankheiten und 

Schädlinge und gibt eine Empfehlung für den Ein-

satz von entsprechenden Nützlingen als Gegen-

spieler:innen heraus.  

In anderen Fällen wird der Kontakt zu professio-

nellen Nützlingszüchter:innen hergestellt, die 

dann die weitere Beratung übernehmen und den 

Einsatz der Nützlinge begleiten. Bei Befall mit En-

gerlingen oder Larven auf Rasenflächen über-

nimmt der PSD die Bestimmung des Schädlings 

und leitet daraufhin weitere Maßnahmen ein. In 

Abhängigkeit davon, ob es sich um Gartenlaufkä-

fer, Mai- oder Junikäfer handelt, kommen unter-

schiedliche Nematoden als Gegenspieler:in zum 

Einsatz.  

  

Hans Puckhaber 

Dr. Bärbel Schröder 

Abbildung 30: Pflanze mit Marienkäfer (Quelle: https://unsplash.com/s/photos/marienk%C3%A4fer, abgerufen 12.08.2022)  



 

42 
 

KONTROLLEN PFLANZENGESUNDEHEIT                                                                                                                                                    JAHRESBERICHT VERBRAUCHERSCHUTZ BREMEN 
2021 

 

2 

Kontrollen Pflanzengesundheit 
Die Pflanzengesundheitskontrolle hat zum Ziel, 

die Einschleppung und Verbreitung von Schador-

ganismen (SO) an Pflanzen zu verhindern.  

Gefährlich sind besonders diejenigen SO, die sich 

unseren klimatischen Bedingungen anpassen und 

sich nach einer Einschleppung hier vermehren 

können. In den meisten Fällen fehlen Ihnen die na-

türlichen Feinde und es kommt zu einer raschen 

Ausbreitung. Dies ist besonders dann der Fall, 

wenn keine ausreichend wirksamen Pflanzen-

schutzmittel oder andere Verfahren zur Bekämp-

fung zur Verfügung stehen. Als Folge sind oft 

ganze Pflanzenbestände betroffen und die Ausrot-

tung der SO verursacht hohe Kosten. Besonders 

heikel wird es, wenn Ernteerträge wichtiger land-

wirtschaftlicher Nutzpflanzen bedroht oder Baum-

arten wie Eiche und Ahorn gefährdet sind, die un-

ser Landschaftsbild prägen.  

Um die Einschleppung gefährlicher SO bei der 

Einfuhr von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen in 

die Europäische Union zu verhindern, gelten nun 

die EU-Verordnungen 2017/625 (Kontrollverord-

nung) und 2016/2031 (Pflanzengesundheitsver-

ordnung).  

Die Untersuchungen an geregelten Warenarten 

finden sowohl im Herkunftsland, als auch im Be-

stimmungsland statt. Man spricht in diesen Fällen 

von einer „Zeugnis- und Untersuchungspflicht“. 

Das Pflanzengesundheitszeugnis (PGZ) wird im 

Herkunftsland erstellt und dem Pflanzengesund-

heitsdienst beim Wareneingang in die EU vorge-

legt. Ohne ein solches PGZ ist die Einfuhr nicht 

möglich. Neben den Dokumenten- und Nämlich-

keitskontrollen, wird in einem zweiten Schritt die 

Ware selbst untersucht.  

Mit diesem Verfahren ist im Prinzip auch schon 

das Vorgehen beschrieben, wenn Pflanzen oder 

Pflanzenerzeugnisse aus der EU in ein Drittland 

versendet werden. In diesen Fällen muss der 

Pflanzengesundheitsdienst die Ware entspre-

chend den Anforderungen des Bestimmungslands 

untersuchen und hierüber ein Pflanzengesund-

heitszeugnis erstellen. Das Zeugnis begleitet die 

Ware bis zum Eintreffen im Bestimmungsland, wo 

wiederum eine Einfuhruntersuchung durchgeführt 

wird. 

Mit den Kontrollen an den beiden Seehäfen in Bre-

merhaven und Bremen stellen die Aktivitäten an 

den EU-Außengrenzen zwar den Schwerpunkt der 

Tätigkeiten der Pflanzengesundheitskontrolle im 

Land Bremen dar, dennoch ist die Behörde natür-

lich auch im Binnenland aktiv.  

Hier findet die Vorsorge in Form von Betriebskon-

trollen und der Durchführung von Betriebsregist-

rierungen statt. Betriebe, die „geregelte Wa-

ren“ produzieren und besonders mit deren Jung-

pflanzen handeln werden regelmäßig überwacht. 

Welche Pflanzenarten, -gattungen oder -familien 

als „geregelt“ gelten, ist in der neuen Pflanzenge-

sundheitsverordnung (EU) 2016/2031 in Verbin-

dung mit der Durchführungsverordnung (EU) 

2019/2072 festgelegt; diese lassen sich folgenden 

Produktgruppen zuordnen: 

 alle Pflanzen, die zum Anpflanzen oder zur 

Weiterkultur gedacht sind 

 Stecklinge und anderes Vermehrungsmaterial 

 Unterirdische Pflanzenteile wie Wurzeln, 

Zwiebeln, Knollen 

 Triebe, Äste, Blätter und Nadeln 

 Früchte, Blattgemüse, Samen 

 Holz, Sägespäne, Baumstämme und Rinde 

 Verpackungsholz wie z.B. Paletten oder Stau-

hölzer 

Aufgrund eines besonderen Risikos im Hinblick 

auf die mögliche Einschleppung oder Verbreitung 

von SO an Pflanzen unterliegen folgende Betriebe 

einer Registrierungspflicht: 

 Betriebe, die Verpackungsholz herstellen, 

verarbeiten und behandeln 

 Betriebe, die geregelte Waren aus Drittlän-

dern importieren 

 Betriebe, die geregelte Pflanzen produzieren 

oder damit handeln 

 Betriebe, die geregelte Waren in Drittländer 

exportieren 
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Das zweite Jahr mit dem neuen Pflan-

zengesundheitssystem

Das Jahr 2021 war aufgrund des seit 2019 gülti-

gen, neuen Regelungsrahmens weiterhin geprägt 

von Umstellungen, die grundsätzlich alle Bereiche 

der Pflanzengesundheitskontrolle betrafen. Eine 

besondere Herausforderung war, dass sich so-

wohl die Kontrollverfahren und die zu kontrollie-

renden Waren, als auch das Anmeldeverfahren 

geändert haben. Die rechtlichen Grundlagen dafür 

sind sehr umfangreich; die Umsetzung der zahlrei-

chen neuen Verordnungen wird auch dadurch er-

schwert, dass es für einige bereits schon wieder 

Änderungen gibt. Die Umstellung auf ein neues 

EDV-Anmeldeverfahren für alle Sendungen im Im-

portbereich (TRACES NT) hat sich grundsätzlich 

gut eingespielt, allerdings führen Aktualisierungen 

und neue Verfahren immer wieder zu außeror-

dentlichen Belastungen für die Anwender. Im Fol-

genden findet sich ein Ausblick auf einen kleinen 

Teil der umfangreichen Veränderungen, die sich 

langfristig gesehen sicher positiv auf die Überwa-

chung und Verhinderung der Einschleppung und 

Verbreitung gefährlicher Schadorganismen aus-

wirken werden. 

Die Anpassung der vorhandenen Kontrollsysteme 

an die Vorgaben der VO (EU) 2017/625 führt zu 

einer Harmonisierung der Arbeitsverfahren ver-

schiedener Fachgebiete, wie der Veterinärkon-

trolle, der Lebensmittelkontrolle und der Pflanzen-

gesundheitskontrolle. Durch die Neuordnung kön-

nen die einzelnen Aufgabengebiete erfolgreicher 

verzahnt werden und gegen die Ein- und Ver-

schleppung von gefährlichen Schadorganismen 

und Krankheiten arbeiten. 

Veränderungen im Bereich Import  

Es hat sich im Bereich der Waren, die im Rahmen 

der Einfuhr angemeldet werden müssen, einiges 

mit der Einführung des neuen Pflanzengesund-

heitssystems geändert.  

 Mehr Produkte sind nun zeugnis- und anmel-

depflichtig (Pflanzengesundheitszeugnis) 

 Anwendung von verschiedenen Kontrollver-

fahren (100% Kontrolle bzw. reduzierte Kon-

trolle, Transfer- oder Transitverfahren usw.) 

Für die bisherigen Produkte pflanzlichen Ur-

sprungs sind leider keine Anforderungen wegge-

fallen, sondern diese sind eher noch erweitert wor-

den. Zu den Warenarten, die von einem Pflanzen-

gesundheitszeugnis begleitet sein müssen, sind 

eine ganze Reihe an pflanzlichen Produkten hin-

zugekommen. Hierunter fallen Früchte, Konsum-

samen und Saatgut, Pflanzenteile zu Dekorations-

zwecken oder für die industrielle Verarbeitung.  

 Reiseverkehr, Post und Kleinsendungen 

Die bisher geltende Kleinmengenregelung für Rei-

sende gibt es nicht mehr. Somit muss zukünftig je-

des zeugnispflichtige Produkt von einem Pflan-

zengesundheitszeugnis begleitet sein und zur 

Kontrolle angemeldet werden (z.B. „Mitbringsel“, 

Souvenirs, Früchte).  

Speziell geregelt ist auch der Umgang mit Klein-

mengen in Postsendungen (z.B. Internetkäufe, 

Geschenke, u.a.). Auch hier müssen alle Teile, die 

unter die Zeugnispflicht fallen, angemeldet wer-

den. Die Pflanzengesundheitsdienste entschei-

den, ob eine Kontrolle erforderlich ist (hohes Ein-

schleppungsrisiko) oder nicht.  

Lebende Pflanzen und Pflanzenteile, die zum An-

bau oder zur Weiterkultur bestimmt sind, müssen 

IMMER kontrolliert werden.  

https://www.julius-kuehn.de/media/Veroeffentli-

chungen/Flyer/Pflanzliche_Souvenirs.pdf  

 Reduzierte Kontrollfrequenzen 

Die EU sieht vor, dass bestimmte Produkte, einer 

Zeugnis- und Anmeldepflicht unterliegen und einer 

reduzierten Kontrolle unterzogen werden können. 

Hierbei ist der Rahmen jedoch streng vorgegeben. 

So müssen z.B. lebende Pflanzen und Pflanzen-

teile, die zum Anbau oder zur Weiterkultur be-

stimmt sind, IMMER kontrolliert werden. Allerdings 

können je nach phytosanitären Risiko weniger als 

100% der Sendungen kontrolliert werden. Diese 

Liste wird in unterschiedlichen Abständen über-

prüft und an die neuen Risiken angepasst. 

 Monitorings/Risikokontrollen 

Zukünftig wird es auch im Rahmen der Einfuhr 

verstärkt risikobasierte Kontrollen geben. So kann 

ein bestimmtes Produkt generell oder nur aus be-

stimmten Ländern für eine bestimmte Zeit der An-

meldepflicht unterliegen. In der Vergangenheit ist 

dies z.B. bei Verpackungsholz der Risikowaren-

liste so durchgeführt worden. 

https://www.julius-kuehn.de/media/Veroeffentlichungen/Flyer/Pflanzliche_Souvenirs.pdf
https://www.julius-kuehn.de/media/Veroeffentlichungen/Flyer/Pflanzliche_Souvenirs.pdf
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Anmeldung aller Sendungen über 

TRACES NT 

TRACES (TRAde Control and Expert System) NT 

(New Technology) 

TRACES ist das mehrsprachige Online-Manage-

ment-Tool der Europäischen Kommission für den 

Handel und die Einfuhr von Tieren, Samen und 

Embryonen, Lebensmitteln, Futtermitteln und 

Pflanzen inklusive pflanzlicher Produkte innerhalb 

der EU. 

Rund 30.000 Benutzer:innen aus mehr als 80 Län-

dern weltweit sind über TRACES miteinander ver-

bunden, um alle Daten zu zentralisieren und den 

Handelsprozess überschaubarer zu gestalten. 

TRACES erleichtert den Informationsaustausch 

zwischen allen beteiligten Handelspartner:innen 

und Kontrollbehörden und beschleunigt die Ver-

waltungsverfahren. 

TRACES ist ein effizientes Tool, um Folgendes si-

cherzustellen: 

 Rückverfolgbarkeit  

(Überwachung von Bewegungen innerhalb 

und außerhalb der EU) 

 Informationsaustausch  

(damit Handelspartner:innen und zuständige 

Behörden leicht Informationen über die Bewe-

gung ihrer Sendungen erhalten und Verwal-

tungsverfahren beschleunigen können) 

 Risikomanagement  

(schnelle Reaktion auf Gesundheitsgefahren 

durch Rückverfolgung der Sendungsbewe-

gungen und Erleichterung des Risikomanage-

ments abgelehnter Sendungen). 

Neues zur Meldung von Beanstandun-

gen über TRACES NT  

Seit Ende 2021 wurde die Möglichkeit geschaffen, 

die Beanstandung einer Einfuhrsendung direkt im 

Gemeinsamen Gesundheitseingangsdokument 

(GGED) in TRACES NT einzugeben. Dadurch 

wird der administrative Aufwand deutlich reduziert 

und eine möglichst zeitnahe Eingabe erleichtert. 

In der sog. IMSOC-Verordnung (EU) 2019/1715 

Artikel 33 ist festgelegt, dass innerhalb von 2 Ta-

gen eine ausgesprochene Beanstandung zu einer 

Sendung von in die Union verbrachten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenstän-

den über TRACES zu übermitteln ist.  

Diese Meldungen müssen, sowohl bei Vorhanden-

sein eines SO, als auch bei Nichterfüllung sonsti-

ger Einfuhranforderungen erfolgen.  Auf diesem 

Wege soll das Exportland möglichst frühzeitig in-

formiert werden, um die zeitnahe Analyse der Be-

anstandungsdaten zu ermöglichen.  

Normalerweise werden Beanstandungen erst aus-

gesprochen, nachdem die Kontrollen abgeschlos-

sen ist und ein Verstoß festgestellt wurde. Unter 

bestimmten Umständen, kann die Meldung bereits 

vor Abschluss der Kontrolle aufgrund eines Ver-

dachts auf das Vorhandensein von gefährlichen 

SO erfolgen. In solchen Fällen muss die Meldung 

aktualisiert werden, wenn das endgültige Ergebnis 

der Untersuchung vorliegt.  

Neuerungen im Bereich der Registrie-

rungen  

In der Vergangenheit wurden bereits Betriebe, die 

mit bestimmten Pflanzen handeln, die nach dem 

ISPM 15 mit Verpackungsholz arbeiten oder die 

zeugnispflichtigen Waren aus Drittländern impor-

tieren, registriert und erhielten eine Registriernum-

mer. Dieses System wird nun überarbeitet und 

auch ausgeweitet z.B. auf Betriebe, die im Export 

tätig sind. Für die Betriebe, die in mehreren Berei-

chen von einer Registrierung betroffen sind, soll 

es nur noch eine Registriernummer geben. Die 

Unternehmer:innen können hierzu bei ihrem PSD 

einen Antrag stellen. Der Grundantrag enthält all-

gemeine Angaben und ist für alle Bereiche geeig-

net. Die zuständige Behörde für das jeweilige Bun-

desland ist vorgegeben und kann ausgewählt wer-

den. Für die verschiedenen Belange können die 

erforderlichen Anlagen ausgewählt, ausgefüllt und 

an die für Ihren Firmenstandort bzw. Standort der 

Zweigniederlassung zuständigen Behörde gesen-

det werden. 

Abbildung 31: Flagge EU (Quelle: https://uns-

plash.com/photos/8Yw6tsB8tnc, abgerufen 12.08.2022) 
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Pflanzenpass 

Der Pflanzenpass ist vielen bereits bekannt und 

wird in allen Mitgliedsstaaten auf die gleiche Art 

und Weise verwendet. Die Pflanzenpasspflicht gilt 

für alle lebenden Pflanzen.  

Die Betriebe sind verpflichtet: 

 regelmäßig Ihre Kulturen und besonders die 

Pflanzen vor dem Verkauf auf mögliche SO 

und Krankheiten zu kontrollieren. 

 Aufzeichnungen und Dokumentationen über 

ergriffene Maßnahmen zu führen 

 Phytosanitäre Risiken im Betriebsablauf zu 

ermitteln und zu dokumentieren 

 selbst Kenntnisse im Bereich des Pflanzen-

schutzes zu besitzen, um Krankheiten zu er-

kennen und Behandlungen durchführen zu 

können. 

Voraussetzung zur Erstellung von Pflanzenpäs-

sen: 

 Die Waren müssen frei sein von besonders 

gefährlichen SO und Krankheiten 

 Sollten für die Waren spezifische Anforderun-

gen (Laboranalysen, Kontrollen im Anbau…) 

gefordert sein, müssen diese nachgewiesen 

werden. 

 Das neue Format des Pflanzenpasses: 

 Eine Kombination mit dem Lieferschein ist 

nicht mehr möglich 

 Innerbetrieblich Abläufe und Systeme müs-

sen angepasst werden 

 

 

 

Abbildung 32: Vorlage Pflanzenpass (Quelle: modifiziert nach https://www.lmtvet.bremen.de/sixcms/media.php/13/Vorlagen-

Pflanzenpass.docx, abgerufen 26.08.2022
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Phytosanitäre Kontrollen 

Import

Im Bereich des Imports liegt die Hauptaufgabe des 

Pflanzengesundheitsdienstes in der Durchführung 

der Dokumenten- und Nähmlichkeitskontrolle und 

der Warenuntersuchung für die zeugnis- und un-

tersuchungspflichtigen Sendungen. Hierbei han-

delt es sich um aufwendige Untersuchungen und 

Kontrollen.  

Bereits die Dokumentenkontrolle kann aufgrund 

der oft zahlreichen und stets unterschiedlichen Zu-

satzerklärungen für die verschiedenen Produkte 

sehr zeitaufwendig sein. Im Rahmen der Waren-

untersuchung muss jede Sendung untersucht wer-

den und auch hier gibt es in Form von Durchfüh-

rungsbeschlüssen weitere Auflagen bezüglich der 

Probennahme unter der Kontrolle. Je nach Risiko 

der Waren müssen zu der üblichen Stichprobe laut 

der Stichprobentabelle weitere Früchte oder Knol-

len untersucht werden. Bei Holz ist eine Intensiv-

kontrolle vorgeschrieben, wie z.B. bei Stammholz 

aus bestimmten Herkünften, um die Einschlep-

pung des Asiatischen Laubholzbockkäfer zu ver-

hindern.  

Die Einfuhren von Frühkartoffeln aus Ägypten la-

gen 2021 deutlich niedriger als im Vorjahr, aller-

dings immer noch über den Zahlen der vergange-

nen Jahre (vgl. Diagramm 1)  . Der Aufwand für 

die Einfuhrkontrolle beschäftigte die gesamte Be-

legschaft der Pflanzengesundheitskontrolle von 

Mitte Februar bis Ende Mai, wobei die Hauptein-

fuhrzeit März/April ist.  

Bereits die Dokumentenkontrolle ist eine Heraus-

forderung, die Zeit kostet, da bei jedem Pflanzen-

gesundheitszeugnis die zulässigen Exporteur:in-

nen, Anbaugebiete und die Laborproben anhand 

von Listen abgeglichen werden müssen. Im Rah-

men der Untersuchung werden dann je 25 Tonnen 

Ware 200 Knollen visuell durch eine Schnittprobe 

untersucht und aus jedem Sektor eines einzelnen 

Anbaugebiets in Ägypten, muss mindestens ein-

mal eine Probe mit 200 Knollen im Labor unter-

sucht werden. Zusätzliche Laborproben sind bei 

einem visuellen Verdacht, bzw. bei einem Ver-

dacht aufgrund eines Schnelltests erforderlich. Die 

Dokumentation jeder einzelnen Sendung und der 

nach Abschluss der Saison erforderliche techni-

sche Bericht an die EU sind strengen Regeln un-

terworfen. Erschwerend kommt hinzu, dass in ei-

nem kurzen Zeitraum eine große Menge importiert 

wird, die zügig auf den Markt drängt, da es sich 

hier um hochpreisige Frühkartoffeln handelt. Der 

Umgang mit der immer noch bedrohlichen Situa-

tion aufgrund von Covid 19 und den trotzdem er-

forderlichen Kontrollen an der Ware sind auch in 

2021 wieder eine Herausforderung. Zusätzlich 

kam durch den Ausfall einer Drehbrücke im Hafen 

von Bremerhaven für die dort ansässigen Firmen 

ein Transportproblem dazu, das sich natürlich 

auch auf die Abfertigung der Einfuhrsendungen im 

Bereich Pflanzengesundheit auswirkte. 

Diagramm 1: Importe ägyptischer Kartoffeln in den Jahren 2018 bis 2021 in Gesamtgewicht in Tonnen 
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Diagramm 2: Anstieg der Importe von 2015 bis 2021 

 
 

 

Die Importe haben im Jahr 2021 einen einmaligen 

Höchststand erreicht. Wie das Diagramm 2 zeigt 

handelt es sich um das importstärkste Jahr seit 

der Erfassung durch den Jahresbericht, hier ab 

dem Jahr 2015 dargestellt.  

Dies war besonders schwierig, da der Pflanzenge-

sundheitsdienst immer noch mit der Umsetzung 

der Anforderungen der neuen EU-Verordnungen 

2017/625 (Kontrollverordnung) und 2016/2031 

(Pflanzengesundheitsverordnung) zu kämpfen 

hatte. 

Schaut man sich die verschiedenen Produktgrup-

pen an, ist Schnittholz immer noch die stärkste 

Produktgruppe, gefolgt von den Früchten, Stamm-

holz, Saatgut und Kartoffeln (vgl. Diagramm 3). 

Alle Gruppen sind etwas angestiegen, wobei Saat-

gut und Früchte im Verhältnis deutlich angestie-

gen sind. Dies ist teilweise der Tatsache geschul-

det, dass seit der Neuordnung weitere Produkt-

gruppen bei Früchten und Saatgut zeugnis- und 

untersuchungspflichtig geworden sind und der 

Tatsache, dass für einige Monate der Hamburger 

Hafen von den Reedereien nur eingeschränkt an-

gefahren wurde und in diesem Zeitraum deutlich 

mehr und auch andere Sendungen in Bremer-

haven eingetroffen sind 

 

Abbildung 33: Bremerhaven (Quelle: https://pix-

abay.com/de/photos/hafen-kran-container-fracht-wasser-

4819261/ abgerufen 12.08.2022) 
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Diagramm 3: Importe nach Produktgruppen im Jahr 2021 
 

 

Genauer nachgeschaut, ist zu sehen, dass Citrus-

früchte weiterhin die mengenmäßig größte 

Gruppe darstellen - gefolgt von Äpfeln, Süßkartof-

feln, Birnen, Pflaumen/Nektarinen, Weintrauben 

und einer gemischten Gruppe mit sonstigen 

Früchten. Aufgrund der Neuen Verordnung hinzu-

gekommen sind die Weintrauben und die Süßkar-

toffeln und bei den Sonstigen z. B. die Melonen 

(vgl. Diagramm 4). 

 

Diagramm 4: Anteil der Importfrüchte im Jahr 2021 nach Produktgruppe 

 

 

2108

384

111

108

80

1

0 500 1000 1500 2000 2500

Anzahl Sendungen

P
ro

d
u
k
tg

ru
p
p
e
n

Rinde

Kartoffeln

Saatgut

Stammholz

Früchte

Schnittholz

Citrusfrüchte
49%

Äpfel
26%

Süßkartoffeln
6%

Birnen
6%

Pflaumen
6%

Weintrauben
5%

Sonstige
2%



 

49 
 

PHYTOSANITÄRE KONTROLLEN                                                                                                                                                                JAHRESBERICHT VERBRAUCHERSCHUTZ BREMEN 2021 

 

2 

Verpackungshölzer 

Importsendungen mit Verpackungsholz aus Dritt-

ländern unterliegen nicht der Zeugnis- und Unter-

suchungspflicht, sondern werden in Deutschland 

stichprobenartig gemäß den Vorgaben einer spe-

ziellen, nationalen Risikowarenliste kontrolliert. 

Nur für Verpackungsholz aus China hatte die EU 

bereits in den Vorjahren mit einem Durchführungs-

beschluss verbindliche Kontrollfrequenzen festge-

legt (vgl. Diagramm 5). 

 

Diagramm 5: Entwicklung der Anzahl von Import-, Export- und Verpackungsholzsendungen im Land Bremen 

 

Die Anzahl der im Land Bremen kontrollierten 

Sendungen mit Verpackungsholz ist im Berichts-

jahr etwa auf dem Niveau von 2020 verblieben.  

2020 wurde die Risikowarenliste vorübergehend 

aufgehoben, existiert inzwischen aber wieder in 

überarbeiteter Form. Der Durchführungsbe-

schluss (EU) 2021/127 zur Kontrolle von Verpa-

ckungsholz aus Ländern mit hohen Beanstan-

dungsraten wurde von China auf Indien und Bela-

rus ausgeweitet, allerdings mit reduzierten Waren-

gruppen. 

Export 

Die phytosanitären Vorgaben der verschiedenen 

Drittländer legen fest, für welche Ware ein Pflan-

zengesundheitszeugnis erforderlich ist und wel-

che Anforderungen diese erfüllen müssen. Die 

Zahl der ausgestellten Exportzertifikate war in den 

vergangenen Jahren stets rückläufig, da aufgrund 

der Erweiterung der EU Warensendungen in neue 

Mitgliedstaaten der EU, nun dem Binnenmarkt un-

terlagen. Hinzu kommen noch die Einfuhrverbote 

Russlands, besonders für landwirtschaftliche Pro-

dukte. 

Allerdings steigen die Sendungszahlen im Export-

bereich nun bereits zwei Jahre in Folge. Es han-

delt sich wie im Vorjahr erneut um einen Anstieg 

von etwa 20%. Dieser Anstieg im Export ist ver-

mutlich zum größten Teil auf den Export von le-

benden Pflanzen in der Stadt Bremen und von 

Stammholz über Bremerhaven nach China zu-

rückzuführen. Aufgrund der Trockenheit haben die 

durch den Borkenkäfer verursachten Schäden der 

heimischen Wälder leider stark zugenommen. Das 

in der Folge in erheblichen Mengen anfallende Ka-

lamitätenholz wird nun nach einer geforderten Be-

gasung zum großen Teil nach China exportiert.
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Pflanzengesundheitliche Maßnahmen im 

Inland
Hierzu zählen sowohl Betriebskontrollen, die min-

destens einmal im Jahr durchgeführt werden, als 

auch die Registrierung von Betrieben. 

 Die Registrierung nach ISPM (International 

Standards for Phytosanitary Measures) 15 er-

mächtigt die Betriebe nach bestimmten Vor-

gaben Verpackungsholz zu behandeln bzw. 

herzustellen.   

 Importeur:innen von Zeugnis- und Untersu-

chungspflichtigen Sendungen werden regis-

triert, und sind somit berechtigt an den ver-

schiedenen Einlassstellen geregelte Waren 

zu importieren. 

 Betriebe, die passpflichtige Ware handeln, er-

halten die Ermächtigung selbst Pflanzen-

pässe für Ihre Waren auszustellen. 

 Neu hinzugekommen ist die Registrierung der 

Exporteur:innen. Hier müssen alle Betriebe, 

die Zeugnis- und Untersuchungspflichtige 

Waren in Drittländer exportieren wollen, über 

eine Registriernummer verfügen. 

Im Großen und Ganzen konnten die erforderlichen 

Registrierungen durchgeführt werden, so dass alle 

Betriebe bei Bedarf eine Registrierung erhielten. 

Da eine geplante bundeseinheitliche Datenbank 

noch nicht zu Verfügung steht, werden die Be-

triebe in einer intern erstellten Excel Datenbank 

verwaltet. 

Nationales Monitoringprogramm 

Neben der Überwachung registrierter Betriebe er-

folgt darüber hinaus die Durchführung verschiede-

ner Monitoringaktivitäten. Diese dienen der Fest-

stellung, ob sich eventuell bereits unerwünschte 

SO nach einer Einschleppung im Binnenland etab-

liert haben. Dieses präventive Schutzinstrument 

soll nach dem Willen der EU-Kommission in den 

nächsten Jahren verstärkt genutzt werden, um die 

Ausrottung bzw. Eingrenzung eingeschleppter SO 

innerhalb der EU zu verbessern. Die deshalb in 

den nächsten Jahren in der Pflanzengesundheits-

kontrolle anstehenden Änderungen haben im Be-

reich der Überwachung von speziellen Risikoge-

bieten bereits im Jahr 2015 begonnen. Geplant ist 

es, ein flächendeckendes, risikoorientiertes Moni-

toringprogramm in der EU aufzubauen. Um die 

Durchführung dieser vorsorgenden, risikoorien-

tierten Überwachung zu stärken, beteiligt sich die 

EU an den dafür entstehenden Kosten in Form ei-

ner Kofinanzierung. Das bedeutet, dass den Mit-

gliedstaaten auf Antrag bis zu 50 % der entstan-

denen Personal- und Sachkosten erstattet wer-

den.  

Klare Aussagen zur Befallssituation in den Mit-

gliedstaaten sind nur möglich, wenn sich alle Län-

der beteiligen. Demzufolge muss für jeden SO, der 

nicht durch ein Monitoring überwacht wird, eine 

Begründung abgegeben werden, wieso er für das 

Land nicht relevant ist. Ab 2020 wurde diese Art 

der Überwachung für alle Mitgliedsstaaten ver-

pflichtend eingeführt.  

Beanstandungen  

Sendungen, die nicht den Einfuhranforderungen 

entsprechen, werden beanstandet. Eine Bean-

standung nach der Verordnung (EU) 2017/625 Ar-

tikel 66 kann erfolgen, wenn: 

 kein Pflanzengesundheitszeugnis vorgelegt 

werden kann oder dieses nicht den Anforde-

rungen entspricht 

 die Ware einem Einfuhrverbot unterliegt 

 bei der Untersuchung festgestellt wird, dass 

die Ware nicht den Einfuhranforderungen ent-

spricht 

Neben den Anforderungen in der neuen Pflanzen-

gesundheitsverordnung (EU) 2016/2031 in Ver-

bindung mit der Durchführungsverordnung (EU) 

2019/2072 gelten für viele Produkte zusätzliche 

Regelungen aus Entscheidungen oder Richtlinien 

der EU -Kommission.  
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Wie unter dem Punkt TRACES beschrieben, erfol-

gen die Meldungen von Beanstandungen mittler-

weile direkt im betroffenen GGED, was eine deut-

liche Erleichterung gegenüber dem früheren Sys-

tem darstellt  

In Laufe des Jahres 2021 gab es folgende interes-

sante Beanstandungen: 

 die Larve eines Prachtkäfers der Gattung 

Chrysobothris 

Ein gefährlicher aber noch nicht als Quarantäne-

schadorganismus eingestufter Befall an Stamm-

holz von Walnuss wurde im Rahmen einer Unter-

suchung nachgewiesen. Die gefundene Larve 

wurde im Labor untersucht und näher bestimmt.  

Es handelte sich um die Larve eines Prachtkäfers 

der Gattung Chrysobothris, laut Labor handelte es 

sich mit 99,4 %iger Wahrscheinlichkeit um 

Chrysobothris femorata. Zu dieser Art liegt eine 

Risikoanalyse des Julius-Kühn-Instituts vor, die 

bei diesem Käfer ein hohes Schadpotential an be-

stimmten Laubgehölzen bestätigt und ihn somit 

als Gefahr für die Europäische Union betrachtet 

werden muss. Entsprechende Abwehrmaßnah-

men sind beim Auffinden lebender Insekten/-sta-

dien dieser Art notwendig. Die von dem Importeur 

direkt beauftragte Begasung mit einem entspre-

chend gegen Holzinsekten zugelassenen Wirk-

stoff war somit im Nachhinein die richtige Ent-

scheidung, um die Einschleppung dieser schädli-

chen Insekten zu verhindern. 

Abbildung 34: Larve Chrysobothris femorata (Quelle: 

Pflanzengesundheit LMTVet) 

Abbildung 35: Stammholz Walnuss (Quelle: Pflanzenge-

sundheit LMTVet) 

 die Pilzkrankheit Phyllosticta citricarpa 

Auch beim Befall mit Phyllosticta citricarpa an 

Früchten von Grapefruits handelte es sich um eine 

besonders interessante Beanstandung, da es sich 

hierbei um einen sehr gefährlichen Schadorganis-

mus handelt. Der Anbau von Citrus spielt für 

Deutschland bzw. Nordeuropa keine große Rolle, 

aber in anderen Ländern wie Spanien und Italien 

herrscht große Sorge vor der Einschleppung die-

ser Pilzkrankheit in Europa. Ein erster Befall ist vor 

einigen Jahren in Tunesien aufgetreten und zeigt, 

dass sich die Krankheit durchaus unter den in 

Südeuropa vorherrschenden Klimabedingungen 

etablieren kann. Die betroffene Partie der befalle-

nen Früchte wurde in der Müllverbrennungsanlage 

vernichtet und die Beanstandung über TRACES 

an die EU gemeldet. 

Abbildung 36: Früchte mit Symptomen (Quelle: Pflanzen-

gesundheit LMTVet) 
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 Früchte von Citrus mit Stielen 

Ein anderer Fall führte 2021 zu einer Beanstan-

dung von Limetten aus Kolumbien. So ist es ver-

boten, Früchte von Citrus mit Stielen oder Blättern 

aus Drittländern zu importieren. Bei der aufgegrif-

fenen Partie waren aber besonders auffällige 

lange Stiele vorhanden und es konnte so der Ein-

fuhr nicht zugestimmt werden.  

Der Importeur schlug in Folge vor, selbst die Stiele 

und Blätter zu entfernen und trommelte tatsächlich 

eine Truppe zusammen, die die komplette Partie 

durchsortierte und die Früchte bereinigte. Von un-

serer Seite wurde diese Aktion zwischendurch und 

nochmals nach Abschluss kontrolliert und die ge-

samte Sendung, bis auf Stiele und Blätter, wurde 

im Anschluss freigegeben  

Abbildung 37: Limetten mit Stielen (Quelle Pflanzenge-

sundheit LMTVet) 

Abbildung 38: Limetten entstielt (Quelle Pflanzengesund-

heit LMTVet) 

 Kleesaatgut von Reisenden 

Am Flughafen in Bremen kommt es immer wieder 

vor, dass Reisende nicht einfuhrfähige Ware mit-

bringen bzw. dass für eine Einfuhr der Ware erfor-

derliche Pflanzengesundheitszeugnis aus dem 

Drittland fehlt. Ein erstaunlich umfangreicher 

Fund, der im Rahmen der Kontrolle von Passa-

giergepäck aufgefunden wurde, stellten bei der 

Einreise aus der Türkei 50 kg Klee-Saatgut dar. 

Saatgut von Klee (Fam. Fabaceae; Hülsen-

früchte), das zur Aussaat bestimmt ist und aus 

Drittländern stammt, muss für eine Einfuhr in die 

Europäische Union von einem gültigen Pflanzen-

gesundheitszeugnis aus dem Ursprungs- oder 

Versenderlandes begleitet sein. Das Saatgut 

konnten die Reisenden nicht behalten, sondern 

die 5 Säcke mit je 10 kg Saatgut wurden vernich-

tet. 

Abbildung 39: Sack Kleesaatgut (Quelle Pflanzengesund-

heit LMTVet) 

 
Abbildung 40: Kleesaatgut (Quelle: Pflanzengesundheit 

LMTVet) 

Meta Müller 



 

53 
 

  

Eingangskontrollen von Lebens-

mitteln, Futtermitteln und Bedarfs-

gegenständen aus Drittländern 
 

 Ein Bundesland – drei Hafengrenzkontrollstellen  54 

 Einfuhrüberwachungsplan      59 

 Verstärkte Vollkontrollen von Sendungen    61 
mit zusammengesetzten Lebensmitteln 

 Weiterführende Untersuchungen     63 

 Durchfuhr         69 

 Exportkontrolle von verarbeiteten Proteinen    69 

Abbildung 41: Be- und Entladung eines 400 m langen Containerschiffes am Terminal Bremerhaven ((Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet)) 

 



 

54 
 

EIN BUNDESLAND – DREI HAFENGRENZKONTROLLSTELLEN                                                                                                              JAHRESBERICHT VERBRAUCHERSCHUTZ BREMEN 2021 

 

2 

Ein Bundesland – drei Hafengrenzkontrollstellen 

Aufgaben 

Die Grenzkontrollstellen des Landes Bremen in 

Bremen, Bremerhaven und Cuxhaven sind zu-

ständig für die Ein- und Durchfuhrkontrollen von 

aus Drittländern stammenden Lebens- und Futter-

mitteln tierischer und nicht tierischer Herkunft so-

wie für die Kontrolle der Einfuhr von Bedarfsge-

genständen (Küchenartikel) aus China. Weiterhin 

besteht auch eine Zuständigkeit für die Exportkon-

trolle von verarbeiteten tierischen Wiederkäuer-

proteinen inklusive der organischen Dünge- und 

Bodenverbesserungsmitteln. Ebenso sind die 

Grenzkontrollstellen eingebunden in die verstärk-

ten nationalen Einfuhrkontrollen in Zusammenar-

beit mit dem Zoll, die zusätzlich von den Mitglied-

staaten in nationaler Regie nach Art. 44 der VO 

(EU) 2017/625 durchgeführt werden. Hier werden 

risikobasierte, amtliche Kontrollen von überwie-

gend nicht tierischen Erzeugnissen vorgenom-

men. 

Zum Aufgabenspektrum gehört ebenfalls die Kon-

trolle der Ausgänge nicht EU-konformer Ware, 

z.B. für die Versorgung von Seeschiffen, über Bre-

merhaven sowie die Überwachung sämtlicher 

Containerbewegungen auf den drei Freihafenter-

minals, die Kontrolle sämtlicher Schiffsmanifeste 

aber auch die Begutachtung von havarierten und 

defekten Containern. Die Sicherstellung der 

Transportfähigkeit, Umladung, Beseitigung oder 

sonstigen Behandlungen von Containern mit tieri-

schen Produkten stehen als Maßnahmen hier an 

erster Stelle. Zudem kontrolliert die Grenzkontroll-

stelle im Freihafen die Ein- und Ausgänge in das 

hiesige Zollager und überwacht die Exporte und 

Einlagerungen des benachbarten Kühlhauses, 

welches Zulassungen für Lebens- und Futtermittel 

tierischer Herkunft hat. Die Grenzkontrollstelle 

Bremen ist zudem für die Ausstellung von Export-

zertifikaten zuständig. 

Einführung der elektronischen Signatur 

Die Grenzkontrollstellen des Landes Bremen als 

Teil der Lieferketten wurden, ähnlich wie zu Be-

ginn der Coronapandemie, auch in 2021 vor 

gleichbleibend, hohe Herausforderungen gestellt. 

Die fortlaufende Umstellung der EDV-Systeme im 

Bereich der elektronischen Anmeldung von Dritt-

landsendungen führten im gesamten Jahr immer 

wieder zu Problemen, so dass zeitintensive Dop-

peleingaben bei der Umstellung von TRACES 

classic auf TRACES-NT am „Nervenkostüm“ der 

Mitarbeiter:innen und Wirtschaftsbeteiligten zu-

sätzlich zerrten. Am 02.03.2021 wurde TRACES 

Classic endlich komplett abgestellt, am 

01.12.2021 begann mit der Einführung der elekt-

ronischen Signatur inklusive des elektronischen 

Siegels in TRACES-NT ein fast papierloses Zeit-

alter bei der Bearbeitung der für die Einfuhr not-

wendigen Dokumente. 

Das Gemeinsame Gesundheitseingangsdoku-

mente für tierische Erzeugnisse (GGEDP) in 

TRACES-NT als Nachweis für die erfolgreich 

durchgeführten Veterinärkontrollen wird seitdem 

nur noch in elektronischer Form erstellt (eG-

GEDP). Dieser Schritt wurde deutschlandweit zwi-

schen der Zollverwaltung und den Veterinärbehör-

den beschlossen, so dass die validierten eGGEDP 

in TRACES-NT für die Verzollung genutzt werden 

können. Hierfür prüft die Zollverwaltung das Vor-

liegen eines gültigen eGGEDP in TRACES- NT in 

Verbindung mit dem Zollantrag. Das elektronisch 

unterschriebene (e-Signatur) und gestempelte (e-

Siegel) eGGEDP ist dann als das „Original“ in 

TRACES-NT zu verwenden und ersetzt die be-

kannten GGED auf grünem Sicherheitspapier des 

LMTVet Bremen, ein Ausdruck entspricht dann ei-

ner Kopie.  

Nach der Gestellung des Containers an den hiesi-

gen LKW-Rampen für die Einfuhrabfertigung, er-

halten die Fahrer:innen nach erfolgreicher Veteri-

närkontrolle, Validierung und Authentifizierung 

des eGGEDP die direkte mündliche Mitteilung, 

dass die Sendung „papierlos“ abtransportiert wer-

den kann. Ein erneutes Aufsuchen der Grenzkon-

trollstelle ist nicht mehr notwendig, Wartezeiten 

werden verkürzt und ein Verlust des Originals ist 

nicht mehr möglich. In TRACES-NT ist der Status 

der Sendung sowohl für die Zollbehörden als auch 

den Wirtschaftsbeteiligten jederzeit abrufbar. 

Bioimportkontrollen 

Aufgrund eines neuen "Staatsvertrages zwischen 

der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-

dersachsen im Bereich des ökologischen Land-
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baus" kristallisierte sich am Ende des Berichtsjah-

res heraus, dass der LMTVet Bremen die Zustän-

digkeit für die Bio-Importkontrollen für entspre-

chende Lebens- und Futtermittel sowie phytosani-

täre Erzeugnisse aus Drittländern bekommt. Diese 

Kontrollen werden ab dem Januar 2022 von den 

Grenzkontrollstellen des Landes Bremen in Bre-

men und Bremerhaven übernommen und lösen 

die Zuständigkeiten des Zolls ab. 

Grenzkontrollstelle Cuxhaven 

Die Zuständigkeit für den Betrieb der Grenzkon-

trollstelle Cuxhaven wurde zum 01.07.2021 an 

den Landkreis Cuxhaven übergeben. Seit 2005 

war der LMTVet Bremen im Rahmen eines Staats-

vertrages mit Niedersachsen für die Überwachung 

der EU-zugelassenen Betriebe sowie den Betrieb 

der Grenzkontrollstelle in Cuxhaven zuständig. Es 

bestand eine begrenzte Zulassung der Grenzkon-

trollstelle für verpackte Fischereierzeugnisse mit 

primärer Abfertigung von Bulkschiffen. In den letz-

ten Jahren waren die Einfuhrzahlen stark rückläu-

fig, 2021 wurden allerdings in Folge des Brexit in 

den ersten 6 Monaten noch 12 Sendungen von Fi-

schereierzeugnissen mit einem Gesamtgewicht 

von 365 t überwiegend aus dem Vereinigten Kö-

nigreich letztmalig abgefertigt. 

 

Tabelle 12: Einfuhrkontrollen der GKS Bremen (=HB) und Bremerhaven (BHV) in Sendungszahlen 

Produktgruppe  GKS HB 

2021 

GKS HB 

2020  

GKS BHV 

2021 

GKS BHV 

2020 

Tierische Lebensmittel gesamt 
32 30 7581 7065 

davon: 
    

Fischereierzeugnisse 
- - 5144 4566 

Geflügelfleisch  
32 30 627 719 

Fleisch 
- - 270 211 

Honig 
- - 888 903 

Tierische Nebenprodukte gesamt 
165 149 3303 2993 

davon: 
    

Fischmehl  

* incl. Krillmehl 

142 

(=t) 90.456 

137 

(=t) 60.905 

39 

(=t) 7.761 

49 

(=t) 11.600 

Fischöl  

* incl. Krillöl 

7 

(=t) 4,2 

4 

(=t) 3,8 

15 

(=t) 1.471 

21 

(=t) 2.587 

Wolle 
- - 188 207 

Pflanzliche Lebens- & Futtermittel gesamt 
4 3 807 1070 

davon Vorführpflicht wegen Kontrolle auf: 
    

Mykotoxine 
4 1 568 703 

Pestizide 
- - 50 53 

Salmonellen 
- 2 4 70 

Pestizide u. Salmonellen 
- - 47 - 

Pentachlorphenol 
- - 136 3 

Sulfite 
- - - 50 

GVO 
- - 1 - 

Waren aus Japan (Radioaktivität)  
- - 1 - 

Kunststoffküchenartikel aus China 
- 1 84 122 
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Grenzkontrollstelle Bremen 

Die Grenzkontrollstelle Bremen im Neustädter Ha-

fen sowie ein zugelassenes Kontrollzentrum im 

Holzhafen fertigen seit Jahren überwiegend tieri-

sche Nebenprodukte in Form von Fisch- und Krill-

mehlen sowie Geflügelfleisch aus Brasilien ab. Die 

Zahl der Einfuhren hatte in den letzten Jahren 

schrittweise abgenommen, 2021 gab es einen ge-

ringfügigen Anstieg um 9,8 % von 183 auf 201 

Sendungen (vgl. Tabelle 13). Einen großen Anteil 

hatten hier die Einfuhren von Fisch- und Krillmeh-

len mit einem Volumen von 90456 t, was eine Stei-

gerung von fast 50 % gegenüber 2020 bedeutete.  

Bei den tierischen Erzeugnissen wurden 197 Do-

kumentenprüfungen, 197 Nämlichkeitskontrollen, 

162 Warenuntersuchungen und 146 weiterge-

hende Untersuchungen von Plan- und Verdachts-

proben (überwiegend auf Salmonellen und 

Enterobacteriaceen), mit zufriedenstellenden Er-

gebnissen durchgeführt. Im Bereich der nichttieri-

schen Erzeugnisse wurden 4 Sendungen mit indi-

schen Gewürzen kontrolliert und auf Aflatoxine un-

tersucht. Auch hier gab es keine Beanstandungen, 

so dass durch die Grenzkontrollstelle Bremen in 

2021 keine Sendung zurückgewiesen werden 

musste. 

Die Anzahl der ausgestellten Exportzertifikate hat 

sich im Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr um fast 

15 % auf 1656 verringert, spiegelt aber immer 

noch die wichtige Bedeutung der Hansestadt als 

Handelsstandort im Bereich der Lebens- und Fut-

termittelindustrie wieder. Die Zertifikate werden 

von den Wirtschaftsbeteiligten benötigt, um die 

Waren aus der EU in Drittländer zu exportieren 

(vgl. Tabelle 16). 

Die Anzahl der Veterinärbescheinigungen für 

Schiffsausrüster nahm dagegen mit über 200 % im 

Vergleich zu 2020 sehr deutlich zu. Nach dem 

Pandemiebedingten Stopp des Kreuzfahrtouris-

mus, kam es in 2021 wieder zu vermehrten Ab-

fahrten. Die Veterinärbescheinigungen begleiten 

Lebensmittelsendungen, welche aus speziell da-

für zugelassenen Lagern Seeschiffe mit Lebens-

mitteln beliefern dürfen, die zwar nicht den EU-

Genußtauglichkeitsanforderungen entsprechen, 

jedoch die Vorschriften bestimmter Drittländer, 

überwiegend der USA, erfüllen.  

Durch Kontrollen am Bremer Flughafen wurden 

auch 2021 wieder diverse einfuhrverbotene tieri-

sche Erzeugnisse in Zusammenarbeit mit den 

Zollbehörden beschlagnahmt und auf Kosten der 

betroffenen Reisenden vernichtet. Dazu gehörten 

kleinere Mengen an Fleischerzeugnissen wie z.B. 

Schinken oder getrocknete Biltongprodukte 

(Springbock- und Rindfleisch) aus Südafrika, aber 

auch Milcherzeugnisse (verschiedene Käsepro-

dukte) aus dem Libanon. 

Grenzkontrollstelle Bremerhaven 

2021 gab es im Vergleich zum Vorjahr an der 

Grenzkontrollstelle Bremerhaven eine deutliche 

Zunahme in der Zahl aller Sendungen der Ein- und 

Durchfuhr um 11,8 % auf 12548 mit einem Ge-

samtgewicht von fast 304.000 t. Diese Zunahmen 

liegen in erster Linie in Verschiebungen von Li-

niendiensten, insbesondere der Reederei ‘Ma-

ersk, begründet. Seit dem Sommer 2021 kam es 

zur Umleitung von Sendungen aus dem asiati-

schen und südamerikanischem Raum nach Bre-

merhaven, die primär Hamburg als Zielhafen avi-

siert hatten.  

Abbildung 42: Kühlcontainer auf dem Terminal in Bremer-

haven (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

Kennzeichnend für das gesamte Jahr waren zu-

dem Verspätungen in Liniendiensten allgemein, 

Verzögerungen von Verladungen insbesondere in 

den Asiatischen Häfen durch längere Lockdowns 

und ganze Schließungen von Häfen bedingt durch 

die Coronapandemie. Es fehlten Leercontainer in 

den asiatischen Häfen, die Zahl der Oceancarrier 

wurde durch die Reedereien reduziert und die 

Frachtraten stiegen um über 700 % von 1.600 auf 

über 14.000 $ für einen 40 Fuß-Standardkühlcon-

tainer von Asien nach Europa. Sämtliche Liefer-

ketten begannen sich zu verschieben und Staus 

von Containerschiffen entwickelten sich, die bis 

ins nächste Jahr anhalten sollten. Die Abfertigung 

von Exportcontainer kam ebenfalls ins Stocken. 

Die Wirtschaftsbeteiligten setzen zeitweise ver-

mehrt Bulkschiffe (EU-zugelassene Kühltransport-



 

57 
 

EIN BUNDESLAND – DREI HAFENGRENZKONTROLLSTELLEN                                                                                                              JAHRESBERICHT VERBRAUCHERSCHUTZ BREMEN 2021 

 

2 
schiffe, Reefer-Vessel) ein, so dass z.B. Fischer-

eierzeugnisse aus China und den USA aber auch 

tiefgefrorene Geflügelfleischsendungen aus Süd-

amerika nicht mehr in Containern transportiert und 

nun in kleineren Häfen in Holland eingeführt 

wurde. 

Für die Grenzkontrollstelle Bremerhaven führten 

diese Verschiebungen wider Erwarten zu einer 

Zunahme von Sendungen; insbesondere bei den 

Fischereierzeugnissen kam es zu einer Steige-

rung um 12,7 % von 4566 Sendungen auf 5144. 

Bundesweit wird der Bedarf an Fischereierzeug-

nissen zu 85 % durch die Einfuhr gedeckt. Bei den 

Fischarten aus Wildfängen sind der Alaska Pol-

lock, Seelachs, Seehecht und Kabeljau stark ver-

treten. Diese werden primär direkt im Fischereiha-

fen in Bremerhaven verarbeitet, zudem werden 

viele Sendungen mit Fertigprodukten nach der 

Einfuhruntersuchung und zollrechtlichen Abferti-

gung zum freien Verkehr in andere Bundesländer 

und Mitgliedstaaten weitertransportiert. 

Abbildung 43: Warenuntersuchung mit Kerntemperaturkon-

trolle von Lachsfilets (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

Bei den tierischen Nebenprodukten, die überwie-

gend für den Heimtierfuttersektor bestimmt sind, 

kam es zu einer Zunahme um 10,4 % von 2993 

Sendungen auf 3303. Diese Tendenz wurde 2020 

auch schon festgestellt und der steigende Bedarf 

hängt sicherlich mit dem „Haustierboom“ seit der 

Coronapandemie zusammen.  

Diese deutlichen Zunahmen führten aufgrund der 

schnell gestiegenen Anzahl an durchzuführenden 

Dokumentenprüfungen, Nämlichkeitskontrollen 

und Warenuntersuchungen, auch bedingt durch 

die angespannte Personaldecke, zu deutlichen 

Einschränkungen im Servicebereich für die Wirt-

schaftsbeteiligten. Die gewohnt schnelle Abferti-

gung wurde durch die angespannte Situation auf 

den Terminals zusätzlich behindert, so dass es 

seit dem zweiten Halbjahr 2021 zu längeren War-

tezeiten an der Grenzkontrollstelle kommt. 

Abbildung 44: Tiefgefrorene Moskitolarven zur Verwendung 

als Zierfischfutter (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

Einen nicht unerheblichen Anteil an den Kontrollen 

hatten erneut die Durchführungen der Dokumen-

tenprüfungen. Das sind neben dem Gemeinsa-

men Gesundheitseingangsdokument (GGED) 

weiterhin das Originalgesundheitszeugnis, evtl. 

Originalanalysenzertifikate, die Bill of Lading und 

evtl. Entgasungsbescheinigungen aber auch die 

Packlisten zu den Sendungen. Diese Unterlagen 

sind die Grundlage für Dokumentenprüfungen im 

Bereich der Abfertigung von veterinärpflichtigen 

Erzeugnissen an der Grenzkontrollstelle nach den 

Verordnungen (EU) 2019/2129, (EU) 2019/2130 

sowie (EU) 2019/1793 bei pflanzlichen Lebens- 

und Futtermitteln (vgl. Tabelle 13).  

Bis Ende August 2021 bestand gemäß VO (EU) 

2020/466 die Möglichkeit aufgrund der Pandemie-

bedingt eingeschränkten Verfügbarkeit von origi-

nalen Gesundheitszeugnissen für Sendungen aus 

Drittländern diese vorab als Kopie für die Abferti-

gung einzureichen, um Lieferketten nicht abreißen 

zu lassen. Die Wirtschaftsbeteiligten wurden dazu 

verpflichtet die Originale nachzureichen, wobei es 

keine gesetzlich festgelegten Fristen gab und für 

viele Sendungen bisher keine Originalzeugnisse 

nachgereicht wurden. 

Die Anforderungen insgesamt an die Ausstellung 

von Gesundheitszeugnissen durch die Drittland-

behörden, die sozusagen die „Eintrittskarte“ für die 

Erzeugnisse in die EU sind, wurden seit Ende 

2019 erheblich präzisiert. Die zuständigen Behör-

den dürfen nur noch dann Ersatzbescheinigungen 

ausstellen, wenn die Originalbescheinigung Ver-

waltungsfehler aufweist oder das Original beschä-

digt oder verloren gegangen ist. Sämtliche Ände-

rungen an den in der Originalbescheinigung ent-

haltenen Angaben zur Identifizierung, zur Rück-

verfolgbarkeit und zu den Gesundheitsgarantien 
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sind seitdem nicht mehr zugelassen. Eine Nach-

zertifizierung von Sendungen, in denen Angaben 

der verwendeten Tierart im Produkt, Garantien zur 

Hitzebehandlung, Seuchenfreiheit oder andere 

fehlende oder falsche Streichungen zur Rückver-

folgbarkeit in der Lebensmittelkette fehlen, sind 

obsolet und müssen vor Abgang der Sendung im 

Drittland vor Ort bescheinigt werden. 

Es wurden 12548 Dokumentenprüfungen durch 

die Mitarbeitenden der Grenzkontrollstelle durch-

geführt, wobei Vorprüfungen auf Vollständigkeit 

der Anträge durch die Verwaltung und die fachli-

chen Anforderungen an die Zertifikate wie Anfor-

derungen an die Genußtauglichkeit und Gesund-

heitsgarantien der Erzeugnisse durch die Tier-

ärzt:innen kontrolliert werden. Diese Kontrollen 

sind sehr zeitintensiv und aufwendig, da eine Un-

zahl an verschiedensten Produkten aus den ver-

schiedensten Drittländern mit variierenden Tier-

seuchenstatus, Rückstandkontrollplänen und an-

dere Variablen berücksichtig werden müssen. Es 

wurden 41 Sendungen aufgrund nicht zufrieden-

stellender Dokumentenprüfungen zurückgewie-

sen, was einen Anteil von 43,6 % an den Gesamt-

beanstandungen betrug (vgl. Tabelle 13 und Ta-

belle 17).  

Tabelle 13: Eingangskontrollen der GKS Bremen 

(=HB) und GKS Bremerhaven (=BHV) in 2021 in 

absoluten Zahlen getrennt nach Tätigkeiten 

Kontrolltätigkeit GKS 

HB 

GKS 

BHV 

Dokumentenprüfungen 201 12548 

Nämlichkeitskontrollen 201 11566 

Warenuntersuchungen 163 1558 

Laboruntersuchungen 

(Probenahmen) 

147 446 

Manifestkontrollen - 11989 

Summe 712 38107 

 

 

Abbildung 45: Angetaute Kartons mit Alaska Pollackfilets (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 
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Einfuhrüberwachungsplan (Planproben) 
 

Von den Erzeugnissen tierischer Herkunft wurden 

294 Sendungen im Rahmen des deutschlandweit 

mit den einzelnen Bundesländern abgestimmten 

Einfuhrüberwachungsplanes auf Grundlage der 

VO (EU) 2019/2130 untersucht. Derzeit werden 

mindestens 2 % aller Sendungen stichprobenartig 

auf Rückstände von Tierarzneimitteln, Pestiziden 

sowie auf Kontaminanten (Grenzwertüberprüfung) 

untersucht. Außerdem werden bei mindestens 

0,5 % aller Sendungen weitere Parameter wie 

Mikrobiologie, biogene Amine, Radioaktivität, Zu-

satzstoffe, Herkunftsnachweise u. a. untersucht.  

Im Laufe des nächsten Jahres greifen neue EU-

rechtliche Vorgaben zur Festlegung der Untersu-

chungshäufigkeiten für Rückstände pharmakolo-

gisch wirksamer Substanzen (bisher RL 96/23), 

ähnliches wird für die Kontaminanten folgen. Die-

ses wird zu einer deutlichen Erhöhung der Probe-

nahmen führen.  

 

Abbildung 46: Miesmuscheln aus Neuseeland (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

 

Tabelle 14: Geplante Untersuchungshäufigkeiten auf Rückstände für Erzeugnisse aus Drittländern ab 2022 

in Abhängigkeit von den Sendungszahlen 

 Stoffgruppe A u. B  

der RL 96/23 

% der Sendungen 

Anzahl  

Sendungen GKS  

Bremerhaven 2021 

Anzahl  

Proben/Jahr 

erwartet 

Milcherzeugnisse 12 %  259  31 

Honig 12 % 888 107 

Aquakulturerzeugnisse 7 % 554 39 

Fleisch 3- 7 % 898 63 

 

In einem ersten Entwurf zu den geplanten Ände-

rungen sollte die Untersuchungshäufigkeit in Ab-

hängigkeit von den einzuführenden Tonnagen 

festgelegt werden. Die großen Seehafengrenz-

kontrollstellen inklusive Bremerhaven haben sich 

durch umfangreiche Stellungnahmen erfolgreich 
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gegen diesen Ansatz gewehrt. Die dann zu erwar-

tende noch höhere Zahl von jährlichen Proben 

wäre weder personell noch logistisch von den 

Grenzkontrollstellen, aber auch von den Untersu-

chungslaboren der norddeutschen Kooperation zu 

bewältigen gewesen. Der bisher verfolgte risiko-

orientierte Ansatz bei der Auswahl von Sendun-

gen für weitergehende Untersuchungen kann nun 

bedingt weiterverfolgt werden. 

An der Grenzkontrollstelle Bremerhaven wurden 

2,7 % der 10884 Einfuhrsendungen nach dem Ein-

fuhruntersuchungsplan untersucht. In einem Fall 

wurden aufgrund positiver Ergebnisse bei der Un-

tersuchung auf Histamine die Behörden am Be-

stimmungsort informiert. In neun Einzelproben von 

Trockenfisch (Goldband Selare) aus Thailand wa-

ren sehr hohe Gehalte zwischen 509 und 821 

mg/kg festgestellt worden. Getrocknete Goldband 

Selare gehören zu den Stachelmakrelen und 

stammen aus dem Indopazifik. Der Trockenfisch 

ist eine nahrhafte Proteinquelle mit einem Eiweiß-

anteil von ca. 54 %, er ist ein beliebter Snack und 

wird auch verstärkt über Onlinehändler vertrieben.  

Die nachgewiesenen Histamine gehören zu den 

biogenen Aminen und sind gesundheitsschädlich. 

Histamin entsteht durch den Abbau der Amino-

säure Histidin, d.h. je mehr Histidin im Fisch ist,

desto höher fällt später der Histamingehalt aus. 

Wenn Fischereierzeugnisse einen langen Herstel-

lungsprozess durchlaufen, wie z.B. getrocknete, 

gesalzene und marinierte Fischsorten oder auch 

die Kühlketten nicht eingehalten werden, ist das 

Risiko der Histidinumwandlung durch Verderbnis-

prozesse höher.  

Besonders viel Histidin ist von Natur aus in Thun-

fisch, Makrelen und Sardinen. Die meisten ande-

ren Fischarten gelten als histaminverträglich. Le-

bensmittel werden ab Gehalten von über 200 

mg/kg in einer Einzelprobe als nicht sicher beur-

teilt. Größere Mengen Histamin führen zu einer 

Vergiftung, die durch akute Beschwerden wie 

Atemnot, Blutdruckabfall, Rötung der Haut, Nes-

selausschlag, Übelkeit, Erbrechen, Kopfschmer-

zen und Durchfall gekennzeichnet ist.  

Die Sendung mit 250 kg Goldband Selaren wurde 

durch die zuständigen Behörden am Empfangsbe-

trieb sichergestellt und unschädlich beseitigt. 

Durch die GKS wurde eine Schnellwarnmeldung 

erstellt und eine verstärkte Kontrolle für den Ur-

sprungsbetrieb und für das entsprechende Pro-

dukt in TRACES-NT initiiert. Bis zum Jahresende 

wurden daraufhin zehn weitere Sendungen aus 

diesem Betrieb durch die Grenzkontrollstellen der 

EU als Verdachtsproben untersucht.  

 

Abbildung 47: Getrocknete Goldband Selare aus Thailand (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet)  
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Abbildung 48: Gemeinsame Kontrolle von Rohmaterial für die Heimtierfutterherstellung mit den Zollbehörden (Quelle: Ein-

fuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

 

Verstärkte Vollkontrollen von Sendungen 

mit zusammengesetzten Lebensmitteln
Seit Inkrafttreten der neuen Kontrollverordnung 

VO (EU) 2017/625 wird die Effektivität der amtli-

chen Kontrolle entlang der gesamten Lebensmit-

telkette weiter gesteigert. Hierzu sind im Vergleich 

zur seit 14. Dezember 2019 außer Kraft getrete-

nen Kontrollverordnung VO (EG) Nr. 882/2004 

zum Beispiel auch die Bereiche Pflanzenschutz, 

genetisch veränderte Organismen und tierische 

Nebenprodukte Teil des Geltungsbereichs. 

Die Grenzkontrollstelle Bremerhaven hat 2021 im 

Rahmen des Mehrjährigen nationalen Kontrollplan 

(MNKP) verstärkte Vollkontrollen von Sendungen 

mit zusammengesetzten Lebensmitteln aus Dritt-

ländern in Zusammenarbeit mit dem Zoll zur Über-

prüfung der Anmelde-und Kontrollpflicht durchge-

führt.  

Die Rechtsprechungen zu diesen Erzeugnissen 

hatten sich im April 2021 geändert und führen seit-

dem zu entsprechenden Herausforderungen inkl. 

Verunsicherungen bei den Hersteller:innen, Ex-

porteur:innen, Importeur:innen, Zoll- und Veteri-

närbehörden. Die Anfragen der Wirtschaftsbetei-

ligten und der Zollbehörden an der Grenzkontroll-

stelle bezüglich Kontrollpflicht haben sich dadurch 

sehr erhöht und ein Online-Anfrageformular wurde 

entwickelt, um den Ansturm besser koordinieren 

zu können. 

Im Fokus dieser zusätzlichen Kontrollen von nicht 

angemeldeten Sendungen waren die zusammen-

gesetzten Lebensmittel, die, außer bei Fleisch 

(100 % veterinärpflichtig), in Abhängigkeit von den 

tierischen Anteilen zu einer Anmelde- und Kon-

trollpflicht führen. Das sind Sendungen mit verar-

beiteten tierischen Anteilen von über 50 % von 

z.B. Fisch, Milcherzeugnisse, Honig, Ei u. a. auch 

in der Summe zusammen mit verarbeiteten oder 

rohen pflanzlichen Anteilen. Erfahrungsgemäß 

sind das oft nichttemperaturgeführte Container mit 

Lebensmitteln aus asiatischen Ländern mit den 

Zolltarifnummern 1902, 1905 und 2104. Die Pro-

duktpalette ist in einem ständigen Fluss, neue Pro-

dukte sehen wir insbesondere bei den Fertigpro-

dukten fast jede Woche und die Beurteilung, ob 

ein zusammengesetztes Lebensmittel kontroll-

pflichtig ist, hängt auch davon ab, wie das Produkt 

hergestellt wurde.  

Die Angaben in den Schiffsmanifesten sind oft 

spärlich, so dass Produktherkunft, Aggregatszu-

stand und Transportrichtung neben der Zolltarif-
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nummer und Produktbeschreibung nur in Kombi-

nation zu erfassen sind und eine abschließende 

Beurteilung ermöglichen.  

Zum 21. April 2021 kam es zu weiteren EU-

Rechtsänderungen bezüglich der zusammenge-

setzten Lebensmittel und die Unternehmer kön-

nen seitdem mit sogenannten „privaten Bestäti-

gungen“ nach der VO (EU) 2019/625 Produkte als 

„nicht veterinärpflichtig“ erklären.  

Zusammengesetzte Erzeugnisse (ZE) sind jetzt 

definiert als „Lebensmittel, die sowohl Erzeug-

nisse pflanzlichen Ursprungs als auch Verarbei-

tungserzeugnisse tierischen Ursprungs enthal-

ten“. Zudem wurden temperaturgeführte Sendun-

gen mit zusammengesetzten Lebensmitteln unab-

hängig vom tierischen Anteil grenzkontrollpflichtig.  

An der Grenzkontrollstelle Bremerhaven wurden 

2021 insgesamt 217 angemeldete Sendungen mit 

zusammengesetzten Erzeugnissen kontrolliert. 

Hiervon wurden 38 Sendungen mit Gesundheits-

bescheinigungen durch die jeweilige Drittlandbe-

hörde zertifiziert.  

Für 178 Sendungen mit ZE wurde eine Bestäti-

gung durch den Unternehmer erstellt. Da diese 

privaten Bestätigungen keinen amtlichen Charak-

ter haben, ist eine alleinige Siegelkontrolle der 

Container nicht möglich. Das führt dazu, dass bei 

diesen Sendungen vollständige Nämlichkeitskon-

trollen durchgeführt werden müssen. Da sich oft 

sehr viele kleinteilige Sendungen in einem Contai-

ner befinden, die zudem nicht immer palettiert 

sind, müssen diese Container in externen Lagern 

komplett entladen werden und führen damit auto-

matisch zu einem erhöhten Kontrollaufwand.  

In Zusammenarbeit mit dem Zoll Bremerhaven 

wurden zehn weitere, verdächtige nicht angemel-

dete Sendungen mit ZE vollkontrolliert. In einem 

Fall wurden ca. 65 kg veterinärpflichtige Rind- und 

Schweinefleischerzeugnisse in Dosensuppen aus 

Brasilien ohne Tiergesundheitsgarantien identifi-

ziert und der Vernichtung zugeführt. 

Einfuhrbedingungen für zusammenge-

setzte Erzeugnisse (ZE), die keiner 

GKS- Kontrollpflicht unterliegen: 

Zum 21.04.2021 trat durch die Umsetzung der VO 

(EU) 2019/630 zusätzlich eine neue Liste mit Er-

zeugnissen in Kraft, die keiner Veterinärkontrolle 

zu unterziehen sind.  

Diese ZE, die bei Umgebungstemperatur haltbar 

sind (= nicht temperaturgeregelt transportiert oder 

gelagert werden müssen) und keine Fleischer-

zeugnisse enthalten (Zusammengesetzte Lebens-

mittel gemäß Artikel 12 Abs. 2 Buchstabe c VO 

(EU) 2019/625) sind unter folgenden Bedingungen 

von der Kontrollpflicht an einer Grenzkontrollstelle 

ausgenommen: 

 Das ZE muss aus einem Drittland stammen, 

aus dem zumindest eine der Lebensmittelka-

tegorien tierischen Ursprungs Fleischerzeug-

nisse, Milcherzeugnisse und Erzeugnisse auf 

Kolostrumbasis, verarbeitete Fischereier-

zeugnisse oder Eiprodukte in die EU einge-

führt werden darf (Drittlandlistung aufgrund le-

bensmittel- und tiergesundheitlicher Vor-

schriften). 

 Das ZE muss zusätzlich aus einem Drittland 

stammen, welches für die betreffende Pro-

duktkategorie tierischen Ursprungs, welche 

im zusammengesetzten Lebensmittel enthal-

ten ist, im Anhang des Beschlusses der Kom-

mission 2011/163/EU (zugelassene Rück-

standskontrollpläne in Drittländern) gelistet 

ist. 

 Das ZE muss die Einfuhrbedingungen gemäß 

Artikel 3 der DelVO (EU) 2021/630, insbeson-

dere der tiergesundheitsrechtlichen Vorschrif-

ten in Bezug auf den Ursprung der im zusam-

mengesetzten Lebensmittel verwandten Le-

bensmittel tierischen Ursprungs und der vor-

geschriebenen Behandlung (Hitzebehand-

lung), erfüllen. Die ZE müssen zudem als für 

den menschlichen Verzehr bestimmt gekenn-

zeichnet und sicher verpackt sein.  

Nicht veterinärkontrollpflichtige Waren nach 

neuem Recht sind z.B. Süßwaren, Schokoladen 

und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitun-

gen oder mit Fisch gefüllte Oliven aber auch Teig-

waren, Nudeln und Couscous, sofern sie keine 

Fleischextrakte enthalten. Diese Erzeugnisse wer-

den fortan, wenn sie von einer privaten Bestäti-

gung begleitet werden, risikobasiert und mit ange-

messener Häufigkeit an den Bestimmungsorten, 

am Ort der Überführung in den freien Verkehr oder 

auch in Verwahr- und Zollager kontrolliert. Hier ist 

dann die örtliche Lebensmittelüberwachung ge-

fragt. 
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Weiterführende Untersuchungen aufgrund 
gesetzlicher Vorgaben & Warnhinweisen 
(Verdachtsproben)

An der Grenzkontrollstelle wurden 2021 insge-

samt 231 Verdachtsuntersuchungen durchge-

führt. In diesen Fällen können die angemeldeten 

Sendungen erst abgefertigt werden, wenn die La-

boruntersuchungen zu einem negativen Ergebnis 

geführt haben. Je nach Untersuchungsparameter 

entstehen dadurch Wartezeiten für die Wirt-

schaftsbeteiligten von bis zu 8 Tagen, d.h. die 

Sendungen sind bis dahin gesperrt und können 

den Freihafen Bremerhaven nicht verlassen. Die 

Erzeugnisse verbleiben in der Zeit nach der Pro-

benahme im Container oder werden in einem zu-

gelassenen Kühlhaus auf gesperrten Flächen o-

der in registrierten gewerblichen Lagern nach VO 

(EU) 2019/1014 unter Veterinäraufsicht eingela-

gert. 

Die Schwerpunkte in 2021 lagen in Bremerhaven 

erneut bei den Untersuchungen auf Salmonellen 

bei brasilianischem Geflügelfleisch. Die EU hatte 

2017 nach Bekanntwerden von Unstimmigkeiten 

in den Zertifizierungen durch die brasilianischen 

Behörden die Untersuchungsfrequenz bezüglich 

Salmonellen auf 20 % der Sendungen festgelegt. 

Das führte dazu, dass verstärkt Salmonellen in fri-

schem Geflügelfleisch und Geflügelfleischzuberei-

tungen nachgewiesen wurden und die Zahl der 

Verdachtssendungen stark anstieg. Es wurden 59 

Verdachtsendungen beprobt und daraufhin eine 

Sendung mit 24 t Geflügelfleischzubereitungen 

positiv auf Salmonellen getestet und ins Ur-

sprungsdrittland zurückgeschickt. Es wurde zu-

dem eine Schnellwarnmeldung erstellt. 

Bei zwei Sendungen von Fischereierzeugnissen 

zeigten sich in den durchgeführten Warenuntersu-

chungen Auffälligkeiten in der Sensorik mit einem 

Verdacht auf Wasserzusatz, sodass diese als Ver-

dachtsproben an das zuständige Untersuchungs-

labor weitergeleitet wurden. In einem Fall handelte 

es sich um eine Sendung mit 18,4 t filetiertem Pan-

gasius aus Vietnam, in dem anderen Fall um 10 t 

Tintenfisch (Calamaressteaks) aus China. 

Die sensorische Untersuchung eines Fisch-, 

Krebs- und Weichtierfleisches zur Feststellung 

von zugesetztem Wasser erfolgt im rohen und im 

gekochten Zustand (Kochprobe). Für die Koch-

probe wird das Erzeugnis bzw. ein Anteil davon 

ohne Wasser und ohne sonstige Zusätze in einem 

Kochbeutel, Weckglas oder einem anderen geeig-

neten Behältnis im Wasserbad (im Heiß- oder 

Kaltansatz) oder in der Mikrowelle bis zur Garung 

erhitzt. Insbesondere der direkte Vergleich zwi-

schen dem Aussehen (Morphologie und Wasser-

verlust) der rohen und der gekochten Erzeugnisse 

kann erste Hinweise für die Beurteilung von zuge-

setztem Wasser liefern. Anzeichen für einen Was-

serzusatz können sein/sind erfahrungsgemäß:  

 Austritt von Wasser beim Auftauen der Mus-

kulatur oder nach dem Erhitzen in der Koch-

probe (erhöhte Wasserlässigkeit)  

 Im rohen Zustand glasiges, opaleszierendes 

Aussehen, besonders in den Rand- und oder 

Flächenbereichen  

 wie Gasbläschen aussehende Einschlüsse im 

rohen Filet, vor allem in der Nähe der Oberflä-

che  

 unter Umständen sieht das Erzeugnis prall, 

wie aufgepumpt aus. Dies gilt insbesondere 

für Krebs- und Weichtiererzeugnisse  

 Bildung von Bläschen bis hin zur Schaumbil-

dung beim Erhitzen  

 starker Eiweißaustritt beim Erhitzen (vor allem 

bei getumbelter Ware) Konsistenz/Haptik:  

 Erzeugnis fühlt sich im rohen Zustand seifig 

oder eisglatt an  

 im gegarten Zustand auffallend wabblige, an 

Götterspeise erinnernde Konsistenz  

 im gegarten Zustand auffallende Verfestigung 

und Strukturverlust. Bei derartigen Fischer-

zeugnissen zerfallen die Myomere der Musku-

latur nach der Kochprobe nicht wie üblich, 

sondern es tritt eine Verfestigung in Form ei-

ner kompakten Masse ein  

 im gegarten Zustand auffallend weiche Kon-

sistenz, weiches, strukturloses Mundgefühl  

 Bei Krebstiererzeugnissen nach der Koch-

probe pralles, untypisch festes, an Bockwürst-

chen erinnerndes Mundgefühl („knackig“)  
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Beide verdächtigen Sendungen zeigten typische 

Anzeichen von zusätzlicher Wasserbindung und 

wurden daraufhin auf Carbonate untersucht. Die 

Carbonate, wie z.B. E 500 (Natriumcarbonat) ge-

hören zu den zugelassenen Zusatzstoffen, deren 

Verwendung bei unverarbeiteten Fischfilets aller-

dings nicht zulässig ist.  

Carbonate erhöhen die Wasserbindung des Filets 

und damit auch das Gewicht. Typisch für mit Car-

bonat behandelte Filets sind der basische pH-

Wert, der steigende Wassergehalt sowie fallende 

Eiweißgehalt und damit verbunden eine Zunahme 

des Wasser /Eiweiß Quotienten. Die Wasserbin-

dung wird durch Carbonate aber auch Phosphate 

erhöht, so dass Wasser „schnittfest“ gemacht wird 

und das Fischfilet ein höheres Gewicht bekommt. 

Es handelt sich hierbei um Verbrauchertäuschung 

und letztendlich Betrug.  

In den Calamaressteaks wurden 1243,6 mg /kg 

nicht zugelassene Natriumcarbonate nachgewie-

sen, die Steaks waren zudem sensorisch verdor-

ben und die gesamte Sendung wurde vernichtet. 

Gleichzeitig wurde eine Meldung ins Administra-

tive Assistance and Cooperation (AAC)-System 

gestellt, um andere EU-Staaten über den Fall zu 

informieren. Die unverarbeiteten Pangasiusfilets 

hatten Natriumcarbonatgehalte von 6765 mg/kg 

und wurden ins Ursprungsdrittland zurückgewie-

sen. Auch hier wurde eine AAC-Meldung erstellt. 

Abbildung 49: Glasiertes Pangasiusfilet (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet)

Verstärkte Kontrollen  

(IOC = Intensified Official Controls) 

Aufgrund von Schnellwarnmeldungen der EU wa-

ren 2021 ca. 250 Betriebe aus verschiedenen 

Drittländern als Verdachtsbetriebe gelistet. Es 

wurden bei 16 Sendungen verstärkte Kontrollen 

mit weiterführenden Untersuchungen eingeleitet. 

Die verstärkten Kontrollen sind im elektronischen 

Meldesystem TRACES-NT hinterlegt, und bewir-

ken, dass insgesamt an allen EU-Grenzkontroll-

stellen in der Summe zehn aufeinanderfolgende 

Sendungen aus dem betroffenen Drittland und 

Verdachtsbetrieb gestoppt, beprobt und festgehal-

ten werden, bis das Untersuchungsergebnis vor-

liegt.  

Es wurden zwei Sendungen zurückgewiesen, eine 

Sendung mit Gelatine aus Pakistan wegen dem 

Nachweis verbotener Nitrofurane und eine Sen-

dung mit Heimtierfutter wegen dem Nachwies von 

Salmonellen. 
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Schutzmaßnahmen 

Bedingt durch Schutzmaßnahmen der Europäi-

schen Union wurden 14 Sendungen mit Garnelen 

aus Aquakulturen in Indien einer weiterführenden 

Untersuchung auf zum Teil verbotene Tierarznei-

mittelrückstände wie Chloramphenicol oder Nitro-

furanen unterzogen. Diese Untersuchungen führ-

ten zu keiner Beanstandung. Die Schutzmaß-

nahme ist eine von zurzeit neun aktiven Maßnah-

men bei tierischen Erzeugnissen aus Drittländern. 

Diese ist, zusätzlich neben Einfuhrverboten oder 

sonstigen Beschränkungen bei anderen Schutz-

maßnahmen, mit einer festgelegten Untersu-

chungsfrequenz von 50 % versehen. Zudem müs-

sen diese Sendungen bereits im Ursprungsland zu 

100 % untersucht werden. Eine aktuelle Liste der 

europäischen Schutzmaßnahmen findet sich un-

ter: bips_special-import-conditions_list.pdf (eu-

ropa.eu) 

Wiedereinfuhren 

Eine Besonderheit bei den Einfuhren stellen die 

sogenannten Wiedereinfuhren dar. Dieses sind 

Sendungen tierischen Ursprunges, die die EU im 

Rahmen des Exports verlassen haben und aus 

den verschiedensten Gründen wieder zurückkom-

men. Die Ursachen können z.B. Mängel der Be-

gleitpapiere, der Nämlichkeitssicherung oder auch 

substantielle Probleme in der Produktbeschaffen-

heit sein. Zoll- und veterinärrechtlich hat die Ware 

damit Ihren EU-Status verloren und muss bei der 

Rückkehr die Hürden der Einfuhruntersuchung 

ähnlich den Drittlanderzeugnissen nehmen. Zu-

sätzlich müssen diese Sendungen von einer Über-

nahmeerklärung der zuständigen Behörde des Ur-

sprungsbetriebes begleitet sein und dorthin wieder 

zurückgehen. Sichergestellt werden muss zudem, 

dass diese Sendungen in den Drittländern, im 

Falle einer Entladung der Container, unter EU-

Bedingungen gelagert wurden und keine Manipu-

lationen stattgefunden haben.  

2021 wurden 31 Sendungen wiedereingeführt und 

überwacht in die Ursprungsbetriebe der EU zu-

rückgeführt. Bei den Produkten handelte es sich 

überwiegend um Milcherzeugnisse, frisches 

Fleisch und Fleischerzeugnisse oder tierische Ne-

benprodukte. 

Pflanzliche Lebens- und Futtermittel 

aus Drittländern 

Die Kontrolle der pflanzlichen Lebens- und Futter-

mittel aus Drittländern obliegt seit einigen Jahren 

verstärkt den Grenzkontrollstellen. Diese Kontrol-

len werden aufgrund von Erkenntnissen über eine 

mögliche Gesundheitsgefährdung durchgeführt;  

EU und national verstärkte Kontrollprogramme 

werden halbjährlich angepasst. Überwiegend han-

delt es sich um Verdachtsuntersuchungen, deren 

Kosten die Importeur:innen der Ware zu tragen 

haben.  

Es sind Untersuchungshäufigkeiten hinterlegt, die 

unbedingt eingehalten werden müssen. Die VO 

(EU) 2019/1793 wird halbjährlich durch die EU ak-

tualisiert, d.h. es kommt zu Änderungen bei den 

betroffenen Drittländern, betroffenen Erzeugnis-

sen, Untersuchungshäufigkeiten und Parametern. 

Es finden z. B. Neulistungen und Streichungen der 

Drittländer und Erzeugnisse statt. Die Einhaltung 

der vorgeschriebenen Untersuchungshäufigkeiten 

wird durch das elektronische Meldesystem 

TRACES- NT unterstützt und bei regelmäßig statt-

findenden EU Audits vor Ort überprüft.  

Die rechtlichen Verfahren erlauben es bei den 

nichttierischen Lebens- und Futtermitteln, die der 

VO (EU) 2019/1793 unterliegen, die weitergehen-

den Untersuchungen auf Antrag nicht an der 

Grenzkontrollstelle, sondern an einer Kontroll-

stelle innerhalb der EU durchzuführen. Bei diesem 

Weitertransport findet die Dokumentenkontrolle 

an der Grenzkontrollstelle Bremerhaven statt und 

die Sendung wird anschließend elektronisch mit-

tels des Informationssystems TRACES-NT der zu-

ständigen Einfuhrbehörde im Inland angekündigt. 

Dort erfolgt eine erneute Anmeldung durch den 

Wirtschaftsbeteiligten und die zuständige Behörde 

führt eine weitergehende Untersuchung durch 

(Verdachtsuntersuchung).  

Diese sogenannten „Transfers“ werden nach zu-

friedenstellender Dokumentenkontrolle in 

TRACES-NT mittels eines Follow up innerhalb von 

15 Tagen durch die zuständigen lokalen Behörden 

im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat zu-

rückgemeldet. In 2021 unterlagen 111 Sendungen 

diesem Überwachungsverfahren und wurden er-

folgreich zurückgemeldet

 

 

 

https://ec.europa.eu/food/system/files/2020-02/bips_special-import-conditions_list.pdf
https://ec.europa.eu/food/system/files/2020-02/bips_special-import-conditions_list.pdf
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Tabelle 15: Einfuhrsendungen von Lebens- und Futtermitteln nicht tierischer Herkunft an der Grenzkontroll-

stelle Bremerhaven in 2021 

Länder 

 

 

Produkt 

 

 

Gefahr 

 

 

Sendungs-
anzahl 

 

Transfer 

 

 

Verdachts-

beprobung 

GKS 

Zurück-

weisung 

 

Argentinien Erdnüsse Aflatoxine 185 111 3 1 

Äthiopien 

Schwarz- 

kümmel Aflatoxine 1 - - 1 

China Tee Pestizide 37 - 6 - 

China Paprika Salmonellen 4 - 1 - 

China Reiserzeugnis GVO 1 - - 1 

China Gojibeeren Pestizide 1 - 1 - 

Georgien Haselnüsse Aflatoxine 6 - 3 1 

Indien Chili Aflatoxine 3 - 1 - 

Indien Sesamsamen 

Salmonellen/ Pestizide 

incl. Ethylenoxid 47 - 22 - 

Indien Erdnüsse Aflatoxine 9 - 5 - 

Indien Guarkernmehl Pentachlorphenol 136 - 8 - 

Japan 

div. Lebens- & 

Futtermittel Radioaktivität 1 - 1 - 

Türkei Haselnüsse Aflatoxine 200 - 8 - 

Türkei Gemüsepaprika Pestizide 7 - 1 - 

Türkei Feigen Aflatoxine 22 - 6 2 

Türkei Weintrauben Ochratoxin A 100 - 10 - 

Türkei Pistazien Aflatoxine 2 - 1 - 

Türkei Weinblätter Pestizide 5 - 2 1 

USA Erdnüsse Aflatoxine 33 - 4 1 

USA Pistazien Aflatoxine 7 - 2 - 

Summe     807 111 

 

85 8 

Von den 807 Sendungen pflanzlicher Lebens- und 

Futtermittel musste der Großteil aufgrund des Ver-

dachtes auf Aflatoxine an der Grenzkontrollstelle 

Bremerhaven angemeldet werden. Es wurden ins-

gesamt 85 Sendungen beprobt und die Erzeug-

nisse bis zum Vorliegen der Untersuchungsergeb-

nisse im Freihafen festgehalten.  

Nach den durchgeführten Kontrollen wurden acht 

Sendungen mit nichttierischen Lebensmitteln mit 
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einer Gesamtmenge von 102 t zurückgewiesen, 

d.h. die Sendungen wurden sichergestellt und ent-

weder vernichtet oder in das Ursprungsdrittland 

zurückgeschickt. Dazu gehörten zwei Sendungen 

mit Feigen aus der Türkei, eine Sendung mit Erd-

nüssen aus den USA sowie Haselnüsse aus Ge-

orgien aufgrund erhöhter Aflatoxingehalte (Grenz-

wertüberschreitungen für Aflatoxin B1 und Ge-

samtaflatoxin). Aflatoxine haben bei Konzentratio-

nen um 10 µg/kg Körpergewicht akut hepatotoxi-

sche Wirkung (Leberdystrophie), wirken jedoch 

schon bei geringeren Konzentrationen und vor al-

lem bei wiederholter Aufnahme karzinogen auf 

Säugetiere, Vögel und Fische. Das Aflatoxin B1 ist 

eines der am stärksten krebserzeugenden Sub-

stanzen überhaupt. Die Aflatoxine werden von 

Schimmelpilzen unter bestimmten Bedingungen, 

wie z.B. hohe Temperaturen und Feuchtigkeit ge-

bildet. Oft sind Managementfehler bei der Trock-

nung und Lagerung der pflanzlichen Produkte in 

den Drittländern Ursache für eine Kontamination.  

Da die Aflatoxine in einer Partie ungleich verteilt 

vorkommen (sogenannte Nesterbildung) müssen 

die Sendungen aus den Containern immer kom-

plett entladen werden, um eine repräsentative 

Stichprobennahme durchführen zu können. In Ab-

hängigkeit von dem Sendungsgewicht werden 

dann bis zu 100 Einzelproben genommen. In allen 

vier Fällen wurden aufgrund der gesundheitlichen 

Gefahr Schnellwarnmeldungen erstellt und an das 

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-

mittelsicherheit in Berlin weitergeleitet und an-

schließend im Europäische Schnellwarnsystem 

für Lebens- und Futtermittel veröffentlicht 

(RASFF, Rapid Alert System for Food and Feed). 

Das beinhaltet die schnelle Information und War-

nung der Öffentlichkeit sowie Kontakt und Aus-

tausch zuständiger Behörden über die Länder-

grenzen hinaus.  

Vier weitere Sendungen mit Erzeugnissen nicht-

tierischer Herkunft (Schwarzkümmelsamen aus 

Äthiopien, Erdnüssen aus Argentinien, Weinblät-

tern aus der Türkei und Reiserzeugnisse aus 

China) wurden aufgrund von nicht zufriedenstel-

lenden Dokumentenkontrollen zurückgewiesen. 

. 

Abbildung 50: Probenahmen von Haselnüssen zur Untersuchung auf Aflatoxinen (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet) 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Hepatotoxisch
https://de.wikipedia.org/wiki/Hepatotoxisch
https://de.wikipedia.org/wiki/Leberdystrophie
https://de.wikipedia.org/wiki/Karzinogen
https://de.wikipedia.org/wiki/S%C3%A4ugetiere
https://de.wikipedia.org/wiki/V%C3%B6gel
https://de.wikipedia.org/wiki/Fische
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Verstärkte nationale Einfuhrkontrollen 

Das seit September 2020 etablierte System der 

national verstärkten Kontrollen auf Grundlage des 

Art. 44 Abs. 1 der VO (EU) 2017/625 wurde auch 

in 2021 weitergeführt. In Zusammenarbeit mit dem 

Zoll wurde die Liste von Lebens- und Futtermitteln 

nichttierischer Herkunft inklusive von Bedarfsge-

genständen mit Bambusanteilen (Verkehrsverbot 

in der EU) angepasst. Hierbei ist entscheidend, 

dass eine enge Zusammenarbeit, Abstimmung 

und Kommunikation zwischen den deutschen Zoll-

behörden und den zuständigen Überwachungsbe-

hörden der Bundesländer mit Grenzkontrollstellen 

gewährleistet ist. In der Liste mit Risikoprofilen 

wurden z. B. Mandeln aus den USA zur Untersu-

chung auf Aflatoxine, Kreuzkümmelsamen und 

Oregano aus der Türkei zur Untersuchung auf 

Pyrrolizidinalkaloide oder auch Reis aus Indien zur 

Untersuchung auf Pestizide aufgenommen. Es 

handelt sich hier um Planproben, die für den Ein-

führer:innen kostenfrei sind und das auf EU-

Ebene hinterlegte System der verstärkten europä-

ischen Kontrollen unterstützen, auch um relevante 

Risikoprofile für die Aufnahme in die VO (EU) 

2019/1793 vorzuschlagen. 

2021 wurden Sendungen mit Kreuzkümmel und 

Oregano aus der Türkei auf Pyrrolizidinalkaloide 

(PA) untersucht. PA sind sekundäre Pflanzenin-

haltsstoffe, die von einer Vielzahl weltweit vorkom-

mendender Pflanzenarten zum Schutz vor Fraß- 

feinden gebildet werden. Das Vorkommen von PA 

in Pflanzen variiert stark nach Pflanzenart und Teil 

der Pflanze und wird auch von weiteren Faktoren 

(z. B. Klima, Bodenbeschaffenheit) beeinflusst. 

Aufgrund ihres gesundheitsschädigenden Poten-

zials sind insbesondere 1,2-ungesättigte PA in Le-

bens- und Futtermitteln gesundheitlich bedenk-

lich. In hoher Dosierung können sie zu akuten Le-

berschädigungen führen. Im Tierversuch haben 

sich bestimmte PA als genotoxische Kanzerogene 

erwiesen (Stellungnahme des Bundesinstituts für 

Risikobewertung, BfR, 018/2013 v. 05.07.2013).  

Laut BfR (Stellungnahme Nr. 030/2016 v. 

28.09.2016) stellen Gewürze und Kräuter möglich-

erweise eine relevante zusätzliche Expositions-

quelle dar. Für eine abschließende Bewertung 

fehlen hier jedoch aktuell Informationen zu den 

Gehalten differenziert nach den einzelnen Sorten. 

Für die Bewertung von nicht-neoplastischen 

(nicht-kanzerogenen) Effekten zieht das BfR einen 

gesundheitsbasierten Richtwert (Health Based 

Guidance Value, HBGV) heran. Die Ableitung des 

HBGV erfolgte auf der Basis eines im Tierversuch 

ermittelten No Observed-Adverse-Effect-Levels 

(NOAEL) unter Anwendung eines geeigneten Si-

cherheitsfaktors. Danach ergibt sich für nicht-neo-

plastische chronische Schäden ein HBGV von 0,1 

µg/kg KG und Tag, bei dessen Überschreitung ein 

erhöhtes Risiko nichtkanzerogener Schädigungen 

in Betracht zu ziehen ist. Bei einer Exposition un-

terhalb dieses Wertes ist nicht mit akuten Gesund-

heitsschäden zu rechnen. 

In den 2021 untersuchten Kreuzkümmel- und Ore-

ganoproben aus der Türkei wurden PA –Gehalte 

von 1665 bzw. 1644 µg/kg festgestellt, die aber 

unter Berücksichtigung des HBGV von 0,1 µg/kg 

Körpergewicht und Tag keine Überschreitung an-

hand der chronischen Verzehrsdaten durch diese 

Gewürze bedeuten. Gegenwärtig gibt es keine na-

tionalen oder EU-weit gültigen Höchstgehalte für 

PA in Gewürzen. Kürzlich erfolgte die Implemen-

tierung in die VO (EG) 1881/2006 mit voraussicht-

lichem Gültigkeitsbeginn ab Juli 2022, für Oregano 

gilt dann ein Grenzwert von 1000 µg/kg, für Kreuz-

kümmel 400 µg/kg. 

Bis dahin empfiehlt das BfR Maßnahmen, mit de-

nen die PA-Kontamination von Lebensmitteln ver-

ringert werden kann: u.a. sollten Bemühungen 

fortgesetzt werden, durch Verbesserung von An-

bau-, Ernte- und Reinigungsmethoden die PA-

Gehalte in Lebensmitteln weiter zu senken. 

Bedarfsgegenstände 

In Folge vermehrter Hinweise auf belastete Poly-

amid- und Melamin-Küchenartikeln aus China er-

ließ die EU-Kommission die Schutzmaßnahme 

VO (EG) 284/2011. Von den 84 eingeführten Sen-

dungen waren alle Dokumentenprüfungen zufrie-

denstellend, 12 Sendungen mit Produkten, wie     

z. B. Pfannenwender, Brotkästen, Schüsseln, 

Fleischhammer, Spaghetti- und Schöpflöffel u. a. 

wurden zusätzlich als Verdachtsproben auf pri-

märe aromatischer Amine oder Formaldehyd un-

tersucht. Bei keinen dieser Sendungen wurden die 

Grenzwerte überschritten. In einer Sendung mit 

2,5 t Brotdosen aus Melamin für die Slowakei wur-

den nicht zugelassene Bambusfasern nach VO 

(EU) 10/2011 detektiert, so dass die Einfuhr ver-

weigert und anschließend die Sendung vernichtet 

wurde. 
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Durchfuhr
Als Durchfuhr wird das Verbringen von Erzeugnis-

sen aus Drittländern in die EU verstanden, die ent-

weder direkt in ein Drittland („direkte Durch-

fuhr“ über Ausgangs-GKS oder NATO-Basis/US-

Militärbasis) oder nach einer Zwischenlagerung in 

speziell dafür zugelassenen bzw. registrierten La-

gern („indirekte Durchfuhr) wieder aus der EU aus-

geführt werden. Von dort aus können diese Sen-

dungen auch geteilt werden und dann in verschie-

dene Drittländer weitergehen.  

Da diese Erzeugnisse nicht für den freien Verkehr 

in der EU bestimmt sind, müssen sie lediglich die 

tiergesundheitlichen Bedingungen für das Verbrin-

gen in die EU erfüllen. Bei diesen Sendungen han-

delt es sich um nicht EU-konforme tierische Pro-

dukte, die den Geltungsraum des EU- Lebensmit-

tel- und Tierseuchenrechtes wieder verlassen 

müssen. Die lebensmittelrechtlichen EU-Einfuhr-

bedingungen werden nicht kontrolliert. Daher gel-

ten diese Sendungen als „nicht EU-konform“. 

In Bremerhaven wurden 814 Sendungen im Rah-

men des Transits abgefertigt, wovon 685 Sendun-

gen mit einem Gewicht von 1036 t Lebensmitteln 

tierischer Herkunft auf ein Zollager in Bulgarien 

und 91 Sendungen mit einem Gewicht von 697 t 

auf zwei Zollager in Polen gingen. Alle Sendungen 

wurden erfolgreich von den Behörden des jeweili-

gen Mitgliedstaats regelkonform zurückgemeldet 

und der Eingang der Waren bestätigt.  

Ähnlich wie in 2020 war der Anteil der Zurückwei-

sungen (15 Sendungen) bei nicht EU-konformen 

Erzeugnissen mit 1,84 % sehr hoch. Insbesondere 

die amerikanischen Gesundheitszeugnisse wei-

sen sehr viele Verwaltungsfehler und Mängel in 

den Gesundheitsgarantien auf, so dass unzufrie-

denstellende Dokumentenkontrollen der Haupt-

grund für die Beanstandungen waren.

Exportkontrolle von verarbeiteten Proteinen
Seit dem 01.07.2017 bzw. 2019 hat die GKS Bre-

merhaven die Zuständigkeit für die Kontrolle des 

Exports von verarbeiteten Wiederkäuerproteinen 

und Düngemitteln erhalten. Die Container werden 

mittels TRACES über ein Handelspapier der GKS 

Bremerhaven gemeldet und der Ausgang der 

Container nach Siegelkontrolle an der Grenzkon-

trollstelle an die örtliche Veterinärbehörde in 

Deutschland oder in einem Mitgliedstaat der EU 

über TRACES zurückgemeldet. 2021 wurden ins-

gesamt 215 Container kontrolliert und in Drittlän-

der weiterverschifft. 

 

Tabelle 16: Ausgestellte Bescheinigungen der GKS Bremen (= HB) und Bremerhaven (= BHV) für Schiffsausrüster 

und die Ausfuhr sowie durchgeführte Exportkontrollen von Containern mit verarbeiteten tierischen Proteinen (VTP) 

Anzahl der Bescheinigungen GKS HB 2021 GKS HB 2020 GKS BHV 2021 GKS BHV 2020 

Schiffsausrüster 123 40 1 2 

Exportzertifikate 1656 1940 - - 

Exportkontrollen VTP - - 215 164 

Terminalüberwachung (Schiffsmani-

feste, Einfuhrcontainer & 

Transhipments) 

Um die EU vor Tierseuchen wirksam zu schützen, 

dürfen bestimmte tierseuchenrechtlich problema-

tische Erzeugnisse nicht durch die EU transpor-

tiert werden. Auf dem Luft- oder Seeweg transpor-

tierte Waren unterliegen während der Umladung 

(Transshipment) der veterinär- und zollamtlichen 

Überwachung. Hierzu kontrolliert die Grenzkon-

trollstelle die Bordmanifeste. Steht ein Container 

mit tierischen Erzeugnissen, wie z.B. Fleisch, 

Milcherzeugnissen oder tierischen Nebenproduk-

ten (Heimtierfutter, Rohmaterialien) länger als 30 
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bzw. 90 Tage im Hafen, muss ein GGED-P unter 

Vorlage der Originalzeugnisse oder beglaubigter 

Kopien eingereicht werden und die Sendungen 

unterliegen dann der Dokumentenkontrolle.  

Auch Transhipmentsendungen mit Fischereier-

zeugnissen aus Wildfängen müssen nach 90 Ta-

gen mittels GGED-P an der Grenzkontrollstelle 

angemeldet werden. Es erfolgt dann eine Doku-

mentenkontrolle anhand der Gesundheitszeug-

nisse oder bei Verdacht können Nämlichkeitskon-

trollen inklusive Warenuntersuchungen durchge-

führt werden. 2021 wurden fast 12000 Schiffsma-

nifeste auf veterinärpflichtige Container kontrol-

liert. Die Auswertung sämtlicher Manifeste erfolgt 

elektronisch über ein Filtersystem, das gezielt mit-

tels Keywords und Zolltarifnummern die Manifeste 

nach veterinärpflichtigen Sendungen durchsucht 

und der Grenzkontrollstelle ermöglicht, auch nicht 

angemeldete Container für den Eingang in die EU 

durch Crosschecks zu identifizieren. 2021 wurden 

auf den Bremerhavener Terminals 23146 veteri-

närpflichtige Container identifiziert, wobei ein 

Großteil für die Einfuhr angemeldet werden 

musste. 

Bei 8 Sendungen wurden Transhipment GGED-Ps 

erstellt und die Umladungen über Bremerhaven, 

zum Beispiel von Fleischsendungen aus den USA 

Richtung Vereinigte Arabische Emirate, in sechs 

Fällen genehmigt. 

Tabelle 17: Anzahl der Zurückweisungen und Schnellwarnmeldungen 2021 der GKS Bremen (= HB) und Bremerhaven (= BHV)

Beanstandungsgrund GKS HB GKS BHV 

Dokumentenkontrolle - 41 

Nämlichkeitskontrolle (Identität) - 38 

Sensorik (Verderb) - 1 

Mikrobiologische Kontamination - 3 

Chemische Kontamination Aflatoxine - 4 

Temperaturschaden  - 3 

Verbotene Zusatzstoffe in Lebensmitteln - 2 

Verbotene Arzneimittel - 1 

Verbotene Stoffe (Bambusfasern in Kunststoffküchenartikeln) - 1 

Gesamtzahl Beanstandungen - 94 

Schnellwarnmeldungen - 10 

 

Zusammenfassung 

Von den 12548 angemeldeten Sendungen an der 

Grenzkontrollstelle Bremerhaven wurden 94 Sen-

dungen zurückgewiesen (vgl. Tabelle 17) 

Das entspricht einer Beanstandungsquote von 

0,75 % und ist vergleichbar mit dem vorherigen 

Jahr. Es wurden 46 Sendungen mit tierischen Er-

zeugnissen und einem Gesamtgewicht von 252 t 

vernichtet sowie 37 Sendungen (Gesamtgewicht 

ca. 500 t) ins Ursprungsdrittland zurückgeschickt. 

Zwei Sendungen mit Fischereierzeugnissen (11 t) 

wurden am Bestimmungsort unter örtlicher Über-

wachung nachgekennzeichnet. Von den nicht tie-

rischen Erzeugnissen wurden zwei Sendungen 

mit einem Gesamtgewicht von 11 t vernichtet, 7 

Sendungen mit einem Gesamtwicht von 147 t ins 

Ursprungsdrittland zurückgewiesen.  

Dr. Jürgen Witte 

Abbildung 51: LKW-Abfertigung an der Grenzkontrollstelle 

Bremerhaven (Quelle: Einfuhr/Durchfuhr, LMTVet)
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Abbildung 52: Euros in Händen (Quelle: https://unsplash.com/photos/Y_x747Yshlw, abgerufen 12.08.2022) 
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Aufgabenwahrnehmung 

Der Bereich des wirtschaftlichen Verbraucher-

schutzes ist im Land Bremen bei der Senatorin für 

Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

(SGFV) im Referat 42 Verbraucherschutz, Veteri-

närwesen und Pflanzenschutz angesiedelt 

Dem wirtschaftlichen Verbraucherschutz liegt das 

Leitbild des „mündigen Verbrauchenden“ zu-

grunde, um als informierte Konsument:in in der 

Lage zu sein, Entscheidungen im eigenen Inte-

resse zu fällen. Gleichzeitig gilt die Prämisse von 

Markt- und Informations-Asymmetrien zwischen 

Unternehmen auf der einen Seite sowie Verbrau-

cher:innen auf der anderen Seite.  

Demzufolge besteht das Ziel darin, die Rahmen-

bedingungen so zu gestalten, dass die Asymmet-

rien abgebaut und die Rechtsposition von Ver-

braucher:innen gestärkt werden, um eine Rechts-

entwicklung im Sinne einer Stärkung des Verbrau-

cherinteresses zu befördern.  

Aufgrund der Rechtssystematik des wirtschaftli-

chen Verbraucherschutzes in Deutschland ist die 

Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteu-

ren ein wichtiger Bestandteil. Einer besonderen 

Rolle kommt dabei den Verbraucherzentralen zu, 

die neben der Verbraucherinformation und -bera-

tung eine legal definierte Aufgabe zur Durchset-

zung von Rechten gegenüber Unternehmen wahr-

nehmen. 

Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 
Der wirtschaftliche Verbraucherschutz dient der Wahrung der wirtschaftlichen Interessen von Bürgerinnen 

und Bürgern bei Rechtsgeschäften in ihrer Rolle als Konsumentin oder Konsument von Gütern und 

Dienstleistungen. Dies umfasst insbesondere folgende Bereiche: Finanzen und Versicherungen, Handel 

und Dienstleistungen, Telekommunikation und Internet, Energie und Wohnen sowie Reise- und Fahrgast-

rechte. 

Abbildung 53: Bücher (Quelle: https://unsplash.com/photos/EKy2OTRPXdw, abgerufen 12.08.2022) 
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Rechtsentwicklung 2021 

Im Bereich des wirtschaftlichen Verbraucherschut-

zes erfolgt die Rechtsetzung im Wesentlichen auf 

EU- und Bundesebene. Das Jahr war stark ge-

prägt von der weiterhin virulenten COVID 19-Pan-

demie und der Bundestagswahl am 26. Septem-

ber 2021. 

Bis zur Wahl war innerhalb der Bundesregierung 

das Bundesministerium der Justiz und für Ver-

braucherschutz (BMJV) das für den wirtschaftli-

chen Verbraucherschutz zuständige Ressort, da-

nach wechselte dies im Zuge neuer Ressortzu-

schnitte zum Bundesministerium für Umwelt, Na-

turschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-

schutz (BMUV). Geführt wird das BMUV von Frau 

Ministerin Steffi Lemke (Bündnis 90/Die Grünen). 

In der Europäischen Kommission ist die General-

direktion für Justiz und Verbraucher (GD Just) zu-

ständig.  

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-

braucherschutz ist an der Gesetzgebung insbe-

sondere im Rahmen der Bundesratsverfahren so-

wie über die Bund-Länderkoordinierung der zu-

ständigen Fachministerkonferenz, der Verbrau-

cherschutzministerkonferenz (VSMK), beteiligt. In 

2021 war sie zudem Mitglied der Projektgruppe 

Fernwärmemarkt der LAV (Länderarbeitsgemein-

schaft Verbraucherschutz).  

Von der VSMK wurde die Projektgruppe Fernwär-

memarkt beauftragt, um konkrete Lösungsvor-

schläge zur Verbesserung der Situation von Ver-

braucher:innen im Fernwärmemarkt zu erarbeiten. 

In 2020 hatte die Projektgruppe bereits einen Zwi-

schenbericht mit Lösungsvorschlägen zur Überar-

beitung der in der AVBFernwärmeV (Verordnung 

über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung 

mit Fernwärme) festgelegten Rechtsvorschriften 

wie Vertragsbedingungen oder Preisänderungs-

klauseln vorgelegt. In 2021 erfolgte der Endbericht 

der Projektgruppe mit Vorschlägen zu den The-

men Preiskontrolle/Preisaufsicht, Schlichtungs-

stelle, Wahlfreiheit/Anschluss- und Benutzungs-

zwang, Mieterschutz, Transparenz und Preisver-

gleichsmöglichkeiten sowie Smart Meter.  Einige 

Vorschläge der Projektgruppe zur Verbesserung 

der Verbraucherrechte im Fernwärmemarkt wur-

den bereits in 2021 mit der Änderung der AVB-

FernwärmeV durch den Bund umgesetzt. Dazu 

zählt beispielsweise, dass Verbraucher:innen nun 

auch während der Vertragslaufzeit einmal jährlich 

das Recht auf Anpassung der abzunehmenden 

Wärmeleistung haben. Zuvor war dies nur mög-

lich, wenn eine Kundin/ein Kunde den Wärmebe-

darf aus regenerativen Energien decken wollte. 

Daneben wurden auf nationaler Ebene in 2021 

zahlreiche weitere für den Verbraucherschutz re-

levante Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht. 

Das „Gesetz für faire Verbraucherverträge“ stellt 

sicherlich ein zentrales verbraucherpolitisches 

Vorhaben der 19. Legislaturperiode dar. Mit Ände-

rungen zum BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) wur-

den verbraucherschützende Maßnahmen für 

Kaufverträge umgesetzt. Dazu zählen die Bestäti-

gungslösung für am Telefon abgeschlossener 

Energielieferverträge, die Einführung eines Kündi-

gungsbuttons für im Internet abgeschlossener 

Verträge oder die Unwirksamkeit von Abtretungs-

ausschlüssen von Unternehmen in ihren AGB (All-

gemeine Geschäftsbedingungen). Zudem gibt es 

eine Verbesserung zur Kündigung von Dauer-

schuldverhältnissen wie Fitnessstudioverträge. 

Für Verträge, die ab dem 01.03.2022 geschlossen 

werden, beträgt die maximal erlaubte Kündigungs-

frist nun einen Monat statt der zuvor erlaubten drei 

Monate. Dies gilt sowohl für die Kündigung zum 

Ende der Mindestvertragslaufzeit als auch da-

nach.  

Eine vergleichbare Regelung für Telekommunika-

tionsverträge gilt seit dem Inkrafttreten des Tele-

kommunikationsmodernisierungsgesetzes am 

01.12.2021. Auch diese können nun mit einer Frist 

von einem Monat gekündigt werden, jedoch gilt 

dies auch für Altverträge. Umgesetzt wurden auch 

Verbesserungen für Verbraucher:innen in Form 

von Kostenminderung, Entschädigung oder au-

ßerordentliche Kündigung bei Leistungsbeschrän-

kungen oder Störungen, Informationspflichten so-

wie Maßnahmen zur Preistransparenz und -regu-

lierung. 

In 2021 wurde der so genannte „New Deal for 

Consumers“, eine Omnibus-Richtlinie der Europä-

ischen Kommission aus 2019, im Rahmen zweier 
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Gesetzesvorhaben1 national umgesetzt. Danach 

soll zukünftig innerhalb des EU-Binnenmarktes 

das Inverkehrbringen unterschiedlicher Produkt-

zusammensetzungen bei gleicher Aufmachung 

unterbunden werden.  

Die Informationspflichten von Online-Marktplätzen 

wurden beispielsweise durch die neuen Veröffent-

lichungspflichten von Ranking-Parametern ver-

schärft. Es erfolgte zudem eine verschärfte Regu-

lierung so genannter Kaffeefahrten im Rahmen 

von erweiterten Anzeigepflichten, neuen Vor-

schriften zur Bewerbung sowie einem Verbot von 

Verkäufen von Medizinprodukten und Nahrungs-

ergänzungsmitteln. Es wurde auch geregelt, dass 

die Kosten für Rücksendungen von Waren aus In-

ternetkäufen vom Käufer zu übernehmen sind, so-

fern das Unternehmen die Kostenübernahme 

nicht angeboten hat.  

Änderungen im Inkassorecht gibt es mit dem „Ge-

setz zur Förderung verbrauchergerechter Ange-

bote im Rechtsdienstleistungsmarkt“, das eine An-

passung des Rechtsrahmens an so genannte Le-

gal-Tech-Angebote beinhaltet, die es bereits bei-

spielsweise in Bezug auf den Reise- oder Miet-

rechtsbereich gibt. Neben den neu verankerten In-

formationspflichten für Inkassodienstleister dürfen 

Rechtsanwälte zukünftig aus Gleichstellungsgrün-

den Erfolgshonorare für Inkassodienstleistungen 

vereinbaren. Zudem wurde die Aufsicht gestärkt. 

Als Reaktion auf die Insolvenz der Thomas-Cook-

Gruppe wurde mit dem „Gesetz über die Insol-

venzsicherung durch Reisesicherungsfonds und 

zur Änderung reiserechtlicher Vorschriften“ zudem 

der Insolvenzschutz bei Pauschalreisen neu auf-

gestellt. Die allgemeine Haftungsbegrenzung auf 

110 Mio. Euro pro Versicherer und Jahr wurde ge-

strichen. Kleinere Reiseunternehmen mit einem 

jährlichen Umsatz von bis zu drei Mio. Euro kön-

nen weiterhin die Insolvenzabsicherung über eine 

Versicherung regeln. Für Unternehmen mit höhe-

ren Umsätzen ist ein Reisesicherungsfonds mit ei-

ner Haftungsbegrenzung auf 22 % des Umsatzes 

des abzusichernden Unternehmens vorgesehen. 

Auf Europäischer Ebene hatte die Kommission be-

reits im Dezember 2020 mit dem „Digital Markets 

Act“ (DMA oder „Gesetz über digitale Märkte“) und 

dem „Digital Services Act“ (DSA oder „Gesetz 

über digitale Dienste“) zwei zentrale Rechtsset-

zungsvorhaben für Online-Dienste vorgestellt. 

Während der DMA dem Zweck dient, den Wettbe-

werb durch die Regulierung von sehr großen digi-

talen Plattformen (so genannte Gatekeeper) zu 

stärken, beinhaltet der DSA Regulierungsvor-

schriften wie Sicherheits- oder Transparenzregeln 

für alle Online-Dienste. In Ergänzung dazu er-

folgte in 2021 die Vorlage des Vorschlags für ein 

Gesetz über künstliche Intelligenz, mit dem das In-

verkehrbringen von KI harmonisiert werden soll 

und bestimmte KI-Praktiken, wie beispielsweise 

solche, die zur unterschwelligen Beeinflussung 

von Personen eingesetzt werden, verboten wer-

den.  

Neben dem Bereich Digitales stand in 2021 bei 

der Kommission insbesondere der Bereich Finan-

zen und Versicherung im Fokus der Rechtsetzung 

mit folgenden Legislativvorschlägen: Mit dem Ent-

wurf zur Neufassung der Verbraucherkreditericht-

linie aus 2008 wurde eine Anpassung des Recht-

rahmens an neue Kreditformen wie Crowdfunding 

oder Peer-to-Peer sowie an neue Vertriebswege 

in der digitalen Welt mit einer Stärkung der Vorga-

ben für eine Kreditwürdigkeitsprüfung vorgestellt. 

Zudem sollen Maßnahmen zur Verbesserung des 

Finanzwissens ergriffen werden. Daneben erfolg-

ten Legislativvorschläge zur grenzüberschreiten-

den Aufsicht2 von Versicherungs- und Rückversi-

cherungsunternehmen sowie zu deren Sanierung 

und Abwicklung.3 

                                                 
1 Diese sind das „Gesetz zur Stärkung des Verbraucher-

schutzes im Wettbewerbs- und Gewerberecht“ und das 

„Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und 

des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

in Umsetzung der EU-Richtlinie zur besseren Durchsetzung 

und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der 

Union und zur Aufhebung der Verordnung zur Übertragung 

der Zuständigkeit für die Durchführung der Verordnung 

(EG) Nr. 2006/2004 auf das Bundesministerium der Justiz 

und für Verbraucherschutz“. 

2 „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-

ments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 

2009/138/EG im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit, die 

Aufsichtsqualität, die Berichterstattung, langfristige Garan-

tien, makroprudenzielle Instrumente, Nachhaltigkeitsrisi-

ken, die Gruppenaufsicht und die grenzüberschreitende 

Aufsicht“. 

3 „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-

ments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die 

Sanierung und Abwicklung von Versicherungs- und Rück-

versicherungsunternehmen und zur Änderung der Richtli-

nien 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2009/138/EG, (EU) 

2017/1132 und der Verordnungen (EU) Nr. 1094/2010 und 

(EU) Nr. 648/2012“. 
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Der Verbraucherschutz im Land Bremen 
Die Bremische Bürgerschaft hat am 

27./28.01.2021 einen Beschluss zur Verbesse-

rung der Verbraucherrechte in Bezug auf die im 

Zusammenhang mit der COVID 19-Pandemie er-

gangenen Gutschein-Lösung im Freizeit- und Ver-

anstaltungsbereich gefasst (BB Nr. 20/387 „Gut-

schein-Lösung – Verbraucher und Verbraucherin-

nen besser schützen“). Die Umsetzung des Be-

schlusses erfolgte im Rahmen der Frühjahrssit-

zung der LAV am 10./11.03.2021. Der dazu von 

Bremen eingebrachte Antrag hat jedoch mit zehn 

Ja-Stimmen nicht die erforderliche Mehrheit von 

13 Stimmen erreichen können. Der Deputation für 

Gesundheit und Verbraucherschutz wurde am 

07.09.2021 schriftlich berichtet.  

Im Rahmen der Sitzung der VSMK am 05.-

07.05.2021 konnte die Senatorin für Gesundheit, 

Frauen und Verbraucherschutz die Prüfbitte zur 

Verhinderung von Stromsperren in Wintermona-

ten zur Abmilderung negativer gesundheitlicher 

Folgen in den Beschluss „Stromsperren verhin-

dern: Rahmenbedingungen für Verbraucherinnen 

und Verbraucher verbessern“ einbringen. Zudem 

wurde von der VSMK der Endbericht der Projekt-

gruppe Fernwärme unter Beteiligung Bremens zur 

Kenntnis genommen (für Details siehe oben). 

Abbildung 54: Stromleitung (Quelle: https://uns-

plash.com/photos/q6n8nIrDQHE, abgerufen 12.08.2022) 

Es wurden auch im Bundesrat verbraucherpoliti-

sche Anträge eingebracht. Der Teilaspekt Tages-

reisen betreffend aus dem Beschluss der Bremi-

schen Bürgerschaft „Reiserecht ändern – Kundin-

nen und Kunden besser schützen“ (BB Drs. 

20/134) wurde im Zusammenhang mit der BR-Drs. 

                                                 
4 Die anderen Punkte wurden bereits 2020 durch den Bei-

tritt Bremens zum Entschließungsantrag des Landes Ham-

burg (BR-Drs. 66/20 „Entschließung des Bundesrates: 

148/21 zum „Entwurf eines Gesetzes über die In-

solvenzsicherung durch Reisesicherungsfonds 

und zur Änderung reiserechtlicher Vorschrif-

ten“ eingebracht.4 Zudem hat sich die Senatorin 

für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz im 

Zusammenhang mit dem „Gesetz für faire Ver-

braucherverträge“ (BR-Drs. 18/21) für eine Redu-

zierung der Vertragslaufzeiten bei Dauerschuld-

verhältnissen eingesetzt und im Zusammenhang 

mit der „Verordnung zur Umsetzung der Vorgaben 

zu Fernwärme und Fernkälte in der Richtlinie (EU) 

2018/2002 sowie in der Richtlinie (EU) 

2018/2001“ (BR-Drs. 310/21) für eine Verbesse-

rung der Verbraucherrechte von Fernwärmekun-

den.  

Abbildung 55: Vetragsunterschreibung (Quelle:https://uns-

plash.com/photos/ZH4FUYiaczY, abgerufen 12.08.2022) 

In 2021 wurde gegenüber der Deputation für Ge-

sundheit und Verbraucherschutz drei Mal zu The-

men des wirtschaftlichen Verbraucherschutzes 

berichtet. Zum einen erfolgte der oben genannte 

Bericht zur Umsetzung des Beschlusses der Bre-

mischen Bürgerschaft Nr. 20/387 „Gutschein-Lö-

sung – Verbraucher und Verbraucherinnen besser 

schützen“. Daneben erfolgten die Berichte zu den 

Berichtsbitten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 09. Juli 2021 „Verbraucher:innen stärken in 

der Krise“ sowie der Fraktion der CDU vom 

11.09.2021 „Ohne starke Verbraucherinnen und 

Verbraucher keine starke Wirtschaft“. 

In 2021 hat die Senatorin für Gesundheit, Frauen 

und Verbraucherschutz drei Veranstaltungen 

durchgeführt, die aufgrund der COVID 19-Pande-

mie als Online-Veranstaltung angeboten wurden. 

‚Pauschalreisen effektiv absichern – Verbesserung des In-

solvenzschutzes im Pauschalreiserecht‘“) umgesetzt. 
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Zwei Mal, am 09.02.2021 und 28.10.2021, wurde 

in Kooperation mit der Verbraucherzentrale Bre-

men, dem Präventionszentrum der Polizei Bremen 

und der Landesmedienanstalt eine Veranstaltung 

zum Thema Internet-Abzocke angeboten. Am 

09.09.2021 wurde in Kooperation mit der Verbrau-

cherzentrale Bremen und dem Fachzentrum 

Schuldenberatung Bremen eine Veranstaltung 

zum Umgang mit knappen Kassen und dem Um-

gang mit Schulden angeboten. Während die Ver-

anstaltungen zum Thema Internet-Abzocke voll-

ständig ausgebucht beziehungsweise gut nachge-

fragt waren, wurde zum Thema Schulden eine e-

her geringe Resonanz erreicht. 

Daneben wurden durch das Land Bremen auch 

weiterhin Verbraucherschutzmaßnahmen geför-

dert. Hervorzuheben sind zum einen die Durchfüh-

rung des Projektes zur Verbraucherrechtsbera-

tung im Quartier sowie die Förderung der Verbrau-

cherzentrale Bremen. 

Im Projekt zur Verbraucherrechtsberatung im 

Quartier erfolgte in 2021 entsprechend der Verein-

barungen des Koalitionsvertrages für das Land 

Bremen 2019-2023 eine Ausweitung auf neue 

Quartiere. Mit den neuen Standorten Grohn, He-

melingen, Huckelriede und Schweizer Viertel kann 

die Verbraucherrechtsberatung seither neben den 

bereits etablierten Standorten in Bremerhaven-

Lehe, Blumenthal, Gröpelingen, Huchting, Neue 

Vahr und Obervieland in insgesamt zehn Quartie-

ren angeboten werden. 

Zu dem Verlauf und Erfolg des Quartierprojektes 

hat die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-

braucherschutz der Bremischen Bürgerschaft am 

07./08.07.2021 berichtet. Insgesamt kann das 

Projekt als Erfolg gewertet werden. In 2021 wurde 

das Projekt an jedem Standort durchschnittlich an 

48 Terminen angeboten. Die durchschnittliche An-

zahl je Standort betrug 173 Beratungskontakte 

insgesamt beziehungsweise 3,6 Beratungskon-

takte je Beratungstermin. Das Projekt wird einmal 

wöchentlich halbtags in den Quartieren angeboten 

mit dem Ziel, so genannten verletzlichen Verbrau-

cher:innen einen niedrigschwelligen Zugang zur 

Durchsetzung ihrer Verbraucherrechte zu ermög-

lichen. 

Neben dem Quartiersprojekt hat die Förderung 

der Verbraucherzentrale Bremen einen besonde-

ren Stellenwert für den Verbraucherschutz im 

Land Bremen. Nachdem die institutionelle Förde-

rung der Verbraucherzentrale Bremen in 2020 

durch das Land Bremen zur Umsetzung der im Ko-

alitionsvertrag 2019-2023 vereinbarten Vorhaben 

deutlich ausgeweitet wurde, hat sich in 2021 die 

Fördersumme nochmals im Rahmen eines Inflati-

onsausgleichs auf 653.000 Euro erhöht. Daneben 

erfolgte in 2021 zudem eine Erhöhung der Förder-

summen der vom Bund und Land co-finanzierten 

Projekte Ernährung und Wirtschaftlicher Verbrau-

cherschutz. Hintergrund war jeweils eine Auswei-

tung der Förderung des Bundes. Der Anteil des 

Landes Bremen beim Projekt Ernährung stieg in 

2021 um rund 6.000 Euro gegenüber dem Vorjahr 

auf 126.228 Euro und beim Projekt Wirtschaftli-

cher Verbraucherschutz um fast 17.000 Euro auf 

101.660 Euro. 

 

Abbildung 56: Figuren auf Euro-Münzen (Quelle: https://unsplash.com/photos/1fzyz-bmKBw, abgerufen 12.08.2022)
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Bericht der Verbraucherzentrale Bremen e. V.

Die Verbraucherzentrale Bremen ist eine Beratungs- und Informationsstelle für Verbraucher:innen im Land 

Bremen. Sie gehört dem Dachverband Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. an und berät und informiert 

Verbraucher:innen zu verbraucherrelevanten Themen. 

Tabelle 18: Anzahl der Beratungskontakte 2018-2021 (Quelle: Verbraucherzentrale Bremen) 

BERATUNGEN 2018 2019 2020 2021 

Finanzen und Versicherungen 3.433 2.731 2.203 2.664 

Bauen und Energie 3.778 6.602 8.588 6.945 

Ernährung 1.241 686 223 553 

Verbraucherrecht 10.725 9.609 18.597 16.145 

SUMME 19.177 19.628 29.611 26.307 

 
Nachdem die Beratungszahlen der Verbraucher-

zentrale Bremen in 2020 aufgrund der COVID 19-

Pandemie um circa 50 % gegenüber dem Vorjahr 

gestiegen waren, haben sich in 2021 die Zahlen 

mit insgesamt 26.307 Beratungskontakten auf ei-

nem etwas niedrigeren Niveau bewegt, was ge-

genüber dem Vorjahr einer Reduktion von ca. 

11 % bedeutet. Im Vergleich zu 2018 und 2019 

ergibt sich ein Anstieg um circa 37 % und 34 %. 

Interessant ist die Verteilung der Beratungskon-

takte nach Themenbereich. Nachdem die Nach-

frage im Bereich Finanzen und Versicherungen in 

den Vorjahren gesunken war, stieg diese in 2021 

um rund ein Fünftel. Ein vergleichbarer Trend ist 

im Bereich Ernährung zu beobachten. Hier sind 

die Zahlen zwischen 2018 und 2020 sehr deutlich 

gesunken und konnten 2021 bereits wieder deut-

lich steigen. Im Bereich Bauen und Energie hat 

sich der Trend der steigenden Nachfrage nicht 

fortgesetzt und die Zahlen sind in 2021 um circa 

19 % gegenüber dem Vorjahr gesunken. Auch der 

deutliche Anstieg der Nachfrage im Bereich Ver-

braucherrechte hat sich nicht fortgesetzt. Hier sind 

die Zahlen um ungefähr 13 % gegenüber dem 

Vorjahr gesunken, jedoch lagen die Zahlen in 

2021 deutlich höher als in 2018 und 2019. 

Auch die Zugriffe der Internetseite der Verbrau-

cherzentrale Bremen (www.verbraucherzentrale-

bremen.de) haben sich nochmals deutlich erhöht. 

Insgesamt wurde die Seite von 319.439 Besu-

cher:innen im Jahr 2021 angeklickt, was einer 

Steigerung von rund 30 % entspricht. Besonders 

gefragt waren die Themen Impfungen gegen 

Corona, Bürgertests, unzulässige Vertragsände-

rungen bei Banken und Alternativen zu WhatsApp. 

Auch das Thema nachhaltige Geldanlage war 

stark nachgefragt. Die Internetseite der Verbrau-

cherzentrale Bremen dazu (www.geld-bewegt.de) 

konnte die eindeutigen Seitenansichten auf fast 

143.000 Zugriffe verdreifachen. 

Die Verbraucherzentrale Bremen versendete 177 

Pressemitteilungen und war mit 579 Interviews un-

ter anderen bei der Deutschen Presse Agentur 

(dpa) stark nachgefragt und wurde in mehr als 

1.700 Beiträgen (Radio, Print und Online) er-

wähnt. 

 

Dr. Martina Piewitt 

 
 

 

 

 

 

 

 

http://www.verbraucherzentrale-bremen.de/
http://www.verbraucherzentrale-bremen.de/
http://www.geld-bewegt.de/
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Abbildung 57: Haus mit Münze und Pflanze (Quelle: https://pixabay.com/de/photos/geld-heimat-m%c3%bcnze-anlage-ge-

sch%c3%a4ft-2724235/ abgerufen 12.09.2022) 
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Abbildung 58: Bremerhaven (Quelle: Hafenärztlicher Dienst, LMTVet) 
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Corona im Jahr 2021 
Auch das gesamte Jahr 2021 war durch die 

Corona Pandemie gekennzeichnet. Glücklicher-

weise wurden ab Februar 2021 die ersten Impfun-

gen angeboten. Alle Mitarbeiter:innen im Außen-

dienst haben die Gelegenheit genutzt sich impfen 

zu lassen. 

Das Tagesgeschäft bestand hauptsächlich aus 

dem Testen von Seeleuten, die für ihren Heimflug 

einen PCR Test brauchten und dem Testen der 

Seeleute auf Schiffen mit Corona Verdacht. Im 

Jahr 2021 wurden etwa 4000 PCR Tests von uns 

durchgeführt. 

Das Testen an Bord eines Schiffes birgt etliche Ri-

siken, die beim Testen in der Praxis vermieden 

werden können. Es ist nicht leicht mit angelegter 

Schutzkleidung an Bord zu gehen, meistens zieht 

man sich erst an Bord um. Die Räumlichkeiten 

zum Testen sind mal das Bordhospital, mal das 

Schiffsbüro, mal die Brücke und es wurde auch 

schon im Speisesaal getestet. 

Es ist eine große Herausforderung zu kontrollie-

ren, ob die zu testende Person auch die Person 

ist, deren Namen auf dem Test steht. Einige See-

leute sprechen nicht ausreichend gut Englisch, an-

dere Seeleute sind zu aufgeregt und sehen sich 

den Namen gar nicht an oder die Seeleute können 

unsere Schrift nicht lesen.  

Eine Pause einzulegen ist kaum möglich, da es 

keinen Rückzugsort gibt und isolierte, Covid-19 er-

krankte Seeleute werden in ihren Kabinen getes-

tet. Die Kabinen sind meist sehr eng und schlecht 

gelüftet. Oft muss auch eine kurze Untersuchung 

erfolgen, um sich ein Bild vom Zustand der er-

krankten Person zu machen. 

Die Befürchtung sich selbst beim Testen zu infizie-

ren ist durch die erhaltenen Impfungen deutlich 

zurückgegangen und obwohl wir jede aktuelle Vi-

rusvariante in unseren Proben finden konnten, hat 

sich zum Glück bis heute niemand während der 

Arbeit angesteckt. Die vielen Trainingseinheiten 

zum Anlegen und Tragen der Schutzkleidung bei 

Ebola Übungs-Szenarien haben sich anscheinend 

bewährt. 

Leider kam es im Verlauf des Jahres zu vielen 

Corona Ausbrüchen auf den Schiffen. Normale 

Kauffahrteischiffe waren ebenso betroffen wie im 

Ausbau befindliche Werftschiffe und Kreuzfahrt-

schiffe. Im Jahr 2021 wurden etwa 40 Kauffahrtei-

schiffe und 12 Kreuzfahrtschiffe in Quarantäne ge-

nommen. 

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die Infek-

tion am ehestens durch anmusternde neue Crew 

Mitglieder an Bord gebracht wurde. Noch immer 

ist es für Seeleute schwierig, weil oft die Verträge 

verlängert werden, wenn kein Ersatz an Bord kom-

men kann und der Landgang ist noch bei vielen 

Schiffen untersagt. 

Im Juni 2021 haben wir zusammen mit dem Impf-

zentrum Bremerhaven ein Konzept entwickelt, um 

Seeleuten Impfungen an Bord anzubieten. Über 

viele Wochen hat sich der Impfbus von Schiff zu 

Schiff begeben. Die Organisation war eine große 

Herausforderung, weil sich die Ankunfts- und Ab-

fahrtszeiten und die Liegeplätze der Schiffe stän-

dig ändern. Die Mitarbeiter:innen im Impfbus 

mussten einige Unannehmlichkeiten in Kauf neh-

men:  

 eine Toilette konnte nur in der Nähe des 

Haupteingangs aufgesucht werden 

 das Mittagessen ist nicht so üppig ausgefal-

len, da es keine Räumlichkeiten und keinen 

Verkauf von Essen gab (existierende Möglich-

keiten waren wegen der Corona Regularien 

geschlossen) 

Die Freude der Seeleute, die Gelegenheit für eine 

Impfung zu bekommen, hat für alle Mühen ent-

schädigt. Die Mitarbeiter:innen des Impfzentrums 

Bremerhaven und die vielen ehrenamtlichen Hel-

fer haben eine großartige Arbeit geleistet. Unzäh-

lige Selfies wurden während der Impfung aufge-

nommen und rund um die Welt geschickt.  

Bis zum Ende des Jahres wurden in Bremerhaven 

und Bremen fast 9000 Seeleute geimpft. In Bre-

men wurde von der Seemannsmission in Zusam-

menarbeit mit dem DRK und später in Zusammen-

arbeit mit ehrenamtlichen Helfern ein Impfangebot 

für die Seeleute in Bremen geschaffen. 
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Als gegen Ende des Jahres der Impfbus anderwei-

tig benötigt wurde, ist eine Impfgelegenheit im 

Welcome Club der Seemannsmission Bremer-

haven entstanden.  

Dieses Angebot wird weiterhin sehr gut genutzt, 

mittlerweile werden auch Booster Impfungen an-

geboten. Leider dürfen manche Seeleute wegen 

des Corona Risikos nicht an Land gehen, nicht 

einmal zum Impfen. 

Eine sehr große Herausforderung war die Betreu-

ung von Seeleuten auf Schiffen, die unter Quaran-

täne standen. Die Delta Variante hat für einige 

schwerere Verläufe gesorgt, die positiv getesteten 

Crew Mitglieder und die Kontaktpersonen muss-

ten betreut werden.  

Es gab die Möglichkeit die Quarantäne an Bord zu 

verbringen. Diese Möglichkeit war am schwersten 

umzusetzen, da an Bord immer gearbeitet werden 

muss und es zu Begegnungen der Kontaktperso-

nen kommt. Die Kabinen sind auch meist sehr eng 

und Ablenkung oder Unterhaltung ist kaum verfüg-

bar. Die Seemannsmission Bremerhaven hat der 

Crew die Quarantänezeit erleichtert. Es wurden 

SIM-Karten oder sogar ein W-LAN Router zur Ver-

fügung gestellt, damit die Crew Mitglieder sich Zu-

hause melden konnten und etwas Ablenkung hat-

ten. Es gab auch das sehr mutige Angebot der 

seelsorgerischen Betreuung in Präsenz. Der Spei-

seplan wurde mit Hilfe der Seemannsmission 

durch die beliebte Schokolade und andere Snacks 

aufgebessert. 

Die bessere Option für eine Quarantäne war eine 

Unterbringung im Hotel. Leider gestaltete es sich 

zeitweise sehr schwierig positiv getestete See-

leute in Hotels unterzubringen, besonders in der 

Hochsaison. Um die gesamte Crew von Bord zu 

nehmen, musste nach der Desinfektion des Schif-

fes eine neue Crew an Bord gehen. Das Schiff darf 

niemals ohne eine Mindestbesatzung im Hafen lie-

gen, deshalb musste der Vorgang des „Crew 

Change“ gut organisiert werden. 

Die Aufgaben im Bereich des Infektionsschutzes 

haben durch die Corona Pandemie derart stark 

zugenommen, dass die Hilfe von Vertragsärzten in 

Anspruch genommen werden musste. Eine neue, 

fest angestellte Ärztin und eine Vertragsärztin ha-

ben sich sehr schnell in die besondere Situation 

des Hafenärztlichen Dienstes eingearbeitet und 

für einen reibungslosen Ablauf bei der gesundheit-

lichen Abfertigung der Schiffe gesorgt. Auch für 

das Impfprojekt für die Impfung der Seeleute ha-

ben sich die beiden Ärztinnen mit voller Kraft ein-

gesetzt. 

 
Abbildung 59: Medizinische und FFP2 Maske (Quelle: https://unsplash.com/photos/YxS34Z9RM2U, abgerufen 12.08.2022) 
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Reisemedizin Bremerhaven 

Reiseimpfungen und Corona 

 
Abbildung 60: Strand und Meer  (Quelle: Hafenärztlicher Dienst, LMTVet) 

 

In der ersten Jahreshälfte kam die Reisetätigkeit 

durch die weltweiten Lockdowns durch die Corona 

Pandemie fast vollständig zum Erliegen 

Erst mit den Lockerungen und dem Rückgang der 

Inzidenzen weltweit im Sommer 2021 waren Rei-

seimpfungen wieder gefragt. 

Auf große Fernreisen wurde wegen der unsiche-

ren Lage weitgehend verzichtet. 

Einige Reiseländer, wie zum Beispiel Tansania, 

konnten fast durchgehend bereist werden. Einige 

Reisende haben gegen Ende des Sommers Rei-

sen nach Sansibar und Tansania geplant und wur-

den in der Sprechstunde beraten und geimpft. 

Leider hat das Auftreten der Omikron Variante die 

Reiselust wieder gedämpft. 

Die Nationalparks vieler Länder sind auf die finan-

zielle Unterstützung durch Reisende angewiesen 

und es steht zu hoffen, dass diese Schätze der 

Natur bewahrt werden können. 

Für die Reisen in Deutschland oder Europa wurde 

kaum eine reisemedizinische Beratung vor Ort in 

Anspruch genommen. Es wurde lieber auf eine te-

lefonische Beratung ausgewichen. 

Wir haben geraten den Impfschutz gegen Teta-

nus, Diphtherie, Polio, Pertussis und Masern, 

Mumps, Röteln und FSME bei den Hausärzt:innen 

überprüfen zu lassen. Der FSME Impfung gegen 

die von Zecken übertragene Gehirnentzündung, 

kam ein großer Stellenwert zu. Da der schöne 

Sommer und die Corona Regelungen einen Auf-

enthalt im Freien begünstigten, war es je nach Ur-

laubsziel sehr ratsam sich impfen zu lassen. Wenn 

das Reiseziel in einem FSME Risikogebiet lag, 

wurde die Impfung als kassenärztliche Leistung 

übernommen. 
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Die Empfehlung zur Hepatitis A (und evtl. B) Imp-

fung wurde je nach Reiseland telefonisch bespro-

chen, die Impfung wurde dann aber bei den Haus-

ärzt:innen durchgeführt. 

In unserer reisemedizinischen Sprechstunde wur-

den nur noch vereinzelt beruflich reisende Perso-

nen beraten und natürlich wurden Gelbfieberimp-

fungen für die Seefahrt durchgeführt. Die Zahlen 

liegen jedoch verständlicherweise sehr weit unter 

dem Niveau von 2019.

Abbildung 61: Nationalpark Tansania (Quelle: Hafenärztlicher Dienst, LMTVet) 

 

Einige Urlauber:innen haben die Gelegenheit ge-

nutzt, die Nationalparks in Tansania zu besuchen. 

Der Vorteil war sicher die verminderte Besucher-

zahl, die ein ungestörtes Beobachten der Tiere in 

den Nationalparks ermöglichte. 

Für die Nationalparks und auch für die Menschen, 

die im Bereich des Tourismus arbeiten, waren die 

Besucher:innen ein Lichtblick. 

Im Moment ist Tansania kein Hochinzidenzgebiet 

mehr und die Reisetätigkeit wird sicher weiter zu-

nehmen. Beliebt als Reiseziel war Tansania auch 

für Tourist:innen aus Frankreich und den Nieder-

landen. Für Reisen nach Sansibar und Tansania 

bestand der Beratungsinhalt in der Gelbfieberimp-

fung, der allgemeinen Grundimpfungen ein-

schließlich der Polioimpfung. 

Hepatitis A und B, Tollwut, Meningitis und die Ty-

phusimpfung gehören zu den Impfempfehlungen.  

In weiteren Beratungsinhalten ging es um Mü-

ckenschutz: Gelbfieber, Dengue Fieber, 

Chikungunya, Zika, die Schlafkrankheit und um 

die Bilharziose. 

Es wurde über die Prävention von Durchfallerkran-

kungen, Typhus, Cholera und die Malariaprophy-

laxe gesprochen. 

Alle Reisenden waren mindestens zweimal gegen 

Corona geimpft. Ein Abstand von vier Wochen zur 

Gelbfieberimpfung musste beachtet werden. 

Ein großes Bangen und unangenehme Überra-

schungen konnte es geben, wenn der PCR Test 
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vor der Rückreise anstand. Quarantäne auf San-

sibar hätte bedeutet, dass man im Hotelzimmer 

essen muss, den Pool nicht benutzen darf, aber 

ab und zu alleine am Strand spazieren gehen 

durfte. 

In Diagramm 6 lassen sich die Impfzahlen der ver-

gangenen 7 Jahren einsehen. In der senkrechten 

Achse sind die Anzahlen der Impfungen in abso-

luten Zahlen angegeben, in der waagrechten 

Achse sind die Jahreszahlen verzeichnet. Der Bal-

ken: „Impfplan“ bezeichnet die Anzahl der indivi-

duellen Impfberatungen bei denen ein Impfplan 

entwickelt wurde. 

 

Diagramm 6: Übersicht über die Impfzahlen  

*Impfplan bezeichnet die Anzahl der individuellen Impfberatungen bei denen ein Impfplan entwickelt wurde

 

 

 
Abbildung 62: Zebras in Savanne (Quelle: Hafenärztlicher Dienst, LMTVet)
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Schiffshygiene 
Tabelle 19: Übersicht der Schiffsabfertigungen und Atteste 2014-2021 

Leistungsumfang 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 

Schiffsankünfte über See, Hansestadt 

Bremisches Hafenamt 

8175 7882 7222 7683 7517 6650 5978 n. a. 

Allgemeine Schiffsabfertigungen bei An-

kunft des Schiffes durch Besichtigung 

4348 4092 3723 4055 3777 3243 2657 2278 

Prüfung der Schiffe bei Ankunft anhand 

gespeicherter Daten im Amt/Aktenlage 

2277 2271 2589 2667 2585 2290 2545 2757 

Ausstellen von Trinkwasser-Attesten n.a. n.a. n.a. 546 555 539 467 432 

Entnahme von Trinkwasser-Proben n.a. n.a. n.a. 977 924 911 757 645 

Hygienebesichtigungen der Schiffe und 

Erstellen von Bescheinigungen 

526 532 542 499 499 425 452 470 

 

Die Anzahl der Schiffsankünfte 2021 hat sich im 

Vergleich zum Vorjahr nicht wesentlich verändert. 

Dennoch sind die Schiffsankünfte seit Jahren 

rückläufig. Die Schiffe werden größer, nehmen da-

für aber zahlenmäßig ab.  

Im Verlauf der Corona Pandemie sind die 

Schiffsankünfte im Jahr 2021 stabil geblieben. Der 

Frachtverkehr funktionierte trotz erschwerter Be-

dingungen recht gut weiter. 

Die Kreuzfahrtanbieter:innen haben in der 2. Jah-

reshälfte wieder Kreuzfahrten von Bremerhaven 

aus durchgeführt. Die meisten Unternehmen ha-

ben die Fahrten wegen zunehmender Ausbrüche, 

verursacht durch die Omikron Variante, bald wie-

dereingestellt. 

Die Folgen, wenn ein Schiff unter Quarantäne ge-

stellt wird, sind vielfältig und teuer. Der Liegeplatz 

kostet ein kleines Vermögen, die Handelswaren 

können nicht abgeliefert oder termingerecht auf-

genommen werden und Crew Wechsel sind fast 

nicht mehr möglich. Das neue Crew Mitglied, das 

im nächsten Hafen hätte ausgetauscht werden 

sollen, verliert seine Visums Grundlage, wenn das 

Schiff nicht da ist. Viele Crew Mitglieder kommen 

aus Nicht-Schengen Gebieten und müssten dann 

zurückreisen. 

Die Unterbringung von Corona positiv getesteten 

Crew Mitgliedern oder deren Kontaktpersonen 

fand an Land vorwiegend im Hotel statt. Durch die 

Urlaubszeit im Sommer und Herbst und durch das 

Auftreten der Omikron Variante wurde die Bereit-

schaft, positive Seeleute aufzunehmen, extrem 

verringert. Für die Seeleute bedeutete dies, dass 

sie auf dem Schiff isoliert wurden.  

Das Impfangebot für Seeleute hat die Lage we-

sentlich verbessert. So waren frisch Geimpfte und 

Geboosterte von der Quarantäne als Kontaktper-

son befreit. Die generellen Einschränkungen, wie 

das Landgangsverbot von Seiten der Schiffsfüh-

rung, die schwere Planbarkeit der Abmusterung 

und die unsichere Lage Zuhause, blieben unver-

ändert.  

Die Schiffsabfertigungen sind im Sinne der Kon-

taktvermeidung weiter zurückgegangen. Durch 

die Informationen, die im NSW (Nationalen Single 

Window System) erhältlich sind, konnte vorab eine 
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gute Auswahl getroffen werden und Schiffe, bei 

denen laut Meldung alles in Ordnung war, muss-

ten nicht besucht werden. Die Zahl der ausgestell-

ten Schiffshygienezertifikate hat gegenüber dem 

Vorjahr wieder leicht zugenommen.  

Auch im Jahr 2021 war es anscheinend nicht so 

leicht in einigen Vorhäfen das Zertifikat zu bekom-

men, deshalb wurden die Anfragen bei uns grö-

ßer. Die Schiffshygienezertifikate beinhalten eine 

Inspektion des Schiffes mit dem folgenden Haupt 

Augenmerk:  

 die Kombüse 

 die Vorratsräume  

 die Sauberkeit der Quartiere  

 die Ausstattung des Hospitals  

Die Seehafengesundheitsaufseher:innen haben, 

mit angemessener Schutzkleidung und Abstand 

zu den Crew Mitgliedern, diese Inspektionen 

schwerpunktmäßig durchgeführt. 

Im Rahmen des Schiffshygienezertifikats wurde 

die Trinkwasser Probennahme routinemäßig 

durchgeführt. Die Entnahme von Trinkwasserpro-

ben wurde ansonsten aus Gründen der Kontakt-

minimierung nur dann ausgeführt, wenn ein Attest 

dringend erforderlich war, wenn es eine Beanstan-

dung des Trinkwassers im Vorfeld gegeben hatte, 

oder wenn es den Verdacht der Verunreinigung 

gegeben hatte. 

 

 

 

Fortbildungen und Konferenzen 
 

Fortbildung 

Die wichtigste jährliche Fortbildung, die Fortbil-

dung zur Überwachung der Hafen- und Flughafen-

hygiene ist auch 2021 Corona bedingt ausgefal-

len. 

Eine reisemedizinische Fortbildung zum Erhalt der 

Zertifizierung konnte online besucht werden. 

Viele Konferenzen werden mittlerweile regelmä-

ßig online durchgeführt. 

Die immens hohe Arbeitsbelastung aller Mitarbei-

ter:innen des Hafenärztlichen Dienstes Bremer-

haven und Bremen hat wenig Raum für die Nut-

zung des erweiterten online Fortbildungsangebo-

tes gelassen. 

Arbeitskreis Küstenländer / fachbezo-

gene überregionale Konferenzen 

Zu den Tätigkeiten des Hafenärztlichen Dienstes 

gehört die Teilnahme am Arbeitskreis Küstenlän-

der für Schiffshygiene. 

Im Jahr 2021 haben sich regelmäßige online Kon-

ferenzen etabliert, um sich über die Umsetzung 

der Corona- und Einreise Verordnungen auszu-

tauschen. 

Ein wichtiges Thema war auch der Austausch 

über die Bedingungen der Wiederaufnahme der 

Kreuzfahrten und über die Verhandlungen bezüg-

lich einer gemeinsamen Schiffsdatenbank.  

Ärztliche Fortbildungen 

Ein Hafenarzt erhält die Möglichkeit zur Fortbil-

dung zur (fach-)ärztlichen Fachkraft für öffentli-

che Gesundheit.  

 

Christine Beykirch 
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Abbildung 63: Papier (Quelle: https://unsplash.com/photos/WmnsGyaFnCQ, abgerufen 12.08.2022) 
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Standorte & Erreichbarkeiten 

Referat 42 „Verbraucherschutz, Veterinärwesen, Pflanzenschutz“ 

 

www.verbraucherschutz.bremen.de 

 

Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

Referat 42 - Verbraucherschutz,  

Veterinärwesen & Pflanzenschutz 

Contrescarpe 72, 28195 Bremen  

E-Mail:  

verbraucherschutz@gesundheit.bremen.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landesuntersuchungsamt für Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin 

 

www.lua.bremen.de 

 

 

Lloydstr. 4 

28217 Bremen 

Tel.: 0421/361-10001 

Fax.: 0421/361-15238 

E-Mail:  

office@lua.bremen.de 

 

 

 

 

 

 

 
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Lebensmittelüberwachungs-, Tierschutz- und Veterinärdienst des Landes Bremen 

 

www.lmtvet.bremen.de 

 

 

Lötzener Str. 3 

28207 Bremen 

Tel.: 0421/361-4035 

Fax.: 0421/361-17466 

E-Mail: office@lmtvet.bremen.de   

 

 

 
 

 

 

 

Grenzkontrollstelle Bremen 

Zum Schuppen 22 

28197 Bremen 

Tel.: 0421/14253426 

Fax.: 0421/14253427 

 

 

 

 

 

 

 

Standort Bremerhaven  

Freiladestr. 1 

27572 Bremerhaven  

Tel.: 0471/596-13883 

Fax: 0471/596-13881 

E-Mail: officebhv@lmtvet.bremen.de 

  

 

 

 

 

 
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Fleischhygiene Bereich Bremerhaven  

Schlachthofstr. 1 

27576 Bremerhaven 

Tel.: 0471/9512349 

Fax: 0471/3000994 

E-Mail: fleischhygiene@schlachthof-brhv.de   

 

 

 

 

 

 

Grenzkontrollstelle Bremerhaven 

Senator – Borttscheller – Str. 8 

27568 Bremerhaven 

Tel.: 0471/596-13470 

Fax: 0471/596-13474 

E-Mail: officegkst@lmtvet.bremen.de 

 

 

 

 

 

 



 
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Standorte Karte Bremen 

 

 
 

 
 

 
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Bremen 

© GeoInformation Bremen 

 
© GeoInformation Bremen 

SGFV, Referat 42 Verbraucherschutz, 

Veterinärwesen, Pflanzenschutz 

Landesuntersuchungsamt für  

Chemie, Hygiene & Veterinärmedizin 

LMTVet  

Standort Bremen 

 

Grenzkontrollstelle  

Bremen 
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Standorte Karte Bremerhaven 

© GeoInformation Bremen 

 
© GeoInformation Bremen 

© GeoInformation Bremen 

 
© GeoInformation Bremen 

 

 

Bremerhaven 
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Grenzkontrollstelle  

Bremerhaven 

 

Fleischhygiene  

Bereich Bremerhaven  

LMTVet Standort  

Bremerhaven 

 



 

 

 

 

 

Lebensmittel  Futtermittel  Tierschutz  Tiergesundheit  Pflanzen 

 

 

Lebensmittel  Futtermittel  Tierschutz  Tiergesundheit  Pflanzen 

 

Grenzkontrolle  Wirtschaftlicher Verbraucherschutz  Hafenärztlicher Dienst 

 

 

Grenzkontrolle   Wirtschaftlicher Verbraucherschutz  Hafenärztlicher Dienst 

 

Abbildung 64: Bremerhaven  

(Quelle: https://unsplash.com/s/photos/bremerhaven,  

abgerufen 12.08.2022) 

https://unsplash.com/s/photos/bremerhaven

